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Kurzfassung

Der demografische Wandel beeinflusst nicht nur die Bevdlkerungsentwicklung, sondern
mittelbar auch die Perspektiven des OPNV und der standortgebundenen Versorgung mit
Daseinsvorsorgeinfrastrukturen. Besonders im dinn besiedelten landlichen Raum kann dies
zu unerwinschten Problemen der Erreichbarkeit fihren. Um die Daseinsvorsorge voraus-
schauend sichern zu kdnnen, werden seit einigen Jahren, auch unterstitzt durch das BMVI,
in mehreren Regionen Regionalstrategien erarbeitet. Dabei handelt es sich um Ergebnisse
von Prozessen, die Regionen initiieren, um

® sich systematisch mit den Auswirkungen des demografischen Wandels auf verschiedene
Daseinsvorsorgebereiche auseinanderzusetzen,

® Anpassungsstrategien zu entwickeln und

® deren Umsetzung politisch und organisatorisch vorzubereiten.

In dieser Studie werden die Ergebnisse eines solchen, im Rahmen des vom BMVI geférderten
Forschungsprojektes® aufbereitet. In dem Projekt wurde das Hauptaugenmerk auf die Da-
seinsvorsorgebereiche Schulen, Hausarzt/innen, Nahversorgung und OPNV insbesondere in
ihrer wechselseitigen Abhangigkeit gelegt. Das Untersuchungsgebiet bilden die fiinf Flachen-
kreise des Bedienungsgebietes des Mitteldeutschen Verkehrsverbundes (MDV): Landkreis
Altenburger Land, Burgenlandkreis, Landkreis Leipzig, Landkreis Nordsachsen und Saalekreis.
Gemeinsam mit den beiden durch diese Kreise umschlossenen Oberzentren Halle und Leipzig
ergibt sich eine Flache von ca. 7.500 km2, auf der ca. 1,7 Mio. Ew. leben, davon 950.000 in
den funf Landkreisen. Deren Bevélkerung wird bis 2030 offiziellen Prognosen zufolge auf
etwa 790.000 Ew. zuriickgehen. Eine fir alle Daseinsvorsorgebereiche einheitliche regionale
Handlungsebene gibt es im Untersuchungsgebiet nicht.

Die wesentlichen Projektergebnisse sind Folgende:

Auswirkungen des demografischen Wandels: Die Erreichbarkeitsverhéltnisse zentraler Infra-
strukturen sind heute fiir groBe Teile der Bevdlkerung kritisch.

Den Ausgangspunkt der Analysen in dem Forschungsprojekt bildet die Einschatzung der
Erreichbarkeit ausgewahlter Infrastrukturen mit dem derzeitigen OPNV-Angebot. Fiir den
Besuch eines Lebensmittelmarkts bzw. einer Hausarztpraxis wurde fur kleinteilig differenzier-
te Siedlungseinheiten (in der Regel auf Ortsteilebene) untersucht, wieviel Zeit die Bevdlke-
rung aufbringen muss, um vormittags eine Stunde dort verbringen zu kdnnen: Derzeit beno-
tigen jeweils rund zwei Drittel der Bevolkerung (65 bzw. 70 %) vom Verlassen des Wohn-
hauses bis zur Rickkehr zu FuR oder mit dem OPNV maximal zwei Stunden — inklusive der
einen Stunde Aufenthaltszeit in der Arztpraxis bzw. dem Lebensmittelmarkt. Das verbleiben-

1 Regionalstrategie Daseinsvorsorge: Mobilitat — Infrastrukturen, FoPS 70.882-2013



de Drittel ist entweder ausgesprochen lang unterwegs (15 bzw. 17 % bendtigen mehr als
zwei Stunden) oder auf einen Pkw angewiesen (weitere 20 bzw. 13 %).

Breiten Raum in der Projektarbeit nahm die Weiterentwicklung des ,PlusBus“-Netzes zu
einem regionsweiten Regionalnetz 2030, unterschieden nach einem Ein- und einem Zwei-
stundentaktnetz, ein. Der Grundgedanke dieses Qualitéatsnetzes ist, dass sich Planungsent-
scheidungen zu kinftigen Standortstrukturen in verschiedenen Infrastrukturbereichen an
diesem zwar flexiblen, aber doch gleichzeitig durch Basiskriterien definierten Netz orientieren
kénnen. Einen weiteren Analysebaustein bildet die Abschatzung der Zukunftssicherheit der
standortgebundenen Daseinsvorsorgeeinrichtungen in Abhangigkeit von ihrer GroRe, ihrer
Biindelung sowie ihrer OPNV-Erreichbarkeit.

Die Linienauswahl fir das Regionalnetz berlcksichtigt die gegenwéartige Nachfrage sowie ihre
raumordnerische Bedeutung bei der Verkniipfung von Zentren. Auch das Entwicklungspoten-
zial dieser Linien spielt eine Rolle. Da mit einer Uberdurchschnittlichen Nachfrage durch
Senior/innen zu rechnen ist, werden fiir die Wegstrecke zwischen Wohnung und OPNV die
Siedlungsbereiche im Umkreis von 300 m von Haltestellen als gut erschlossen betrachtet und
daruber hinaus ein Toleranzbereich von 500 m ausgewiesen.

Die ErschlieBungswirkung des Regionalnetzes wird aber begrenzt bleiben: Unterstellt, dieses
Regionalnetz wiirde sukzessive umgesetzt, kann vor dem Hintergrund der fir das Jahr 2030
prognostizierten Bevolkerungszahlen eine Erschliefungswirkung von ca. 60 % ermittelt
werden. Knapp die Halfte dieser Bevoélkerung wirde im eng bemessenen Einzugsbereich von
300 m um die Haltestellen des Stundentaktnetzes leben, die andere Halfte entweder weitere
max. 200 m von der Haltestelle entfernt oder im Einzugsbereich von Haltestellen des Zwei-
stundentaktnetzes. Die verbliebenden 40 % der Bevdlkerung konnten ,vor ihrer Haustur*
nicht auf einen vertakteten OPNV zuriickgreifen und wéaren auf fuBlaufig erreichbare Versor-
gungsinfrastruktur oder auf die Nutzung eines Pkw angewiesen:

e Rund 7 % der Bevdlkerung lebten auferhalb des Regionalnetzes, aber im suburban
gepragten Verdichtungsraum bzw. am Rand der groRen Mittelzentren in verdichteten
Siedlungen.

e FEtwa 13 % lebten in den voll- oder teilausgestatteten Versorgungsorten, wobei zwei
Drittel unter ihnen vor Ort nicht alle untersuchten Infrastrukturen (Lebensmittelvollsor-
timenter, Hausarztpraxen, allgemeinbildende Schulen) vorfinden.

e Mehr als 20 % wiurden in Siedlungsbereichen ohne diese Infrastruktur leben und von
den Versorgungsangeboten in benachbarten (oder auch weiter entfernten) Siedlungsbe-
reichen abhéngig sein, ohne auf das Regionalnetz zuriickgreifen zu kénnen.

Anpassungsstrategien.: Es bedarf angepasster Strategien fiir abseits starker Infrastrukturen
gelegene Siedlungen.

Unter Daseinsvorsorgegesichtspunkten ist somit der Fokus auf die Erreichbarkeitsverhéaltnisse
fur jene 40 % der Bevolkerung zu richten, die auRerhalb des Regionalnetzes leben werden.
Dies gilt umso mehr, als die in den betroffenen Siedlungen vorhandenen Infrastrukturen
Uberwiegend klein (z.B. Lebensmittelméarkte mit einer Verkaufsflaiche von weniger als
400 m2, Einzelpraxen) und deshalb eher schlieBungsgefahrdet sind.



Was fehlt, sind lIdeen, wie damit umzugehen ist, wenn die in Regional- oder Nahverkehrs-
planen festgelegten Standards wegen der in diinnbesiedelten RGumen geringen Nachfrage
nicht wirtschaftlich erfillt werden kénnen und somit die notwendige Grundlage fur Hand-
lungsentscheidungen in diesen Siedlungen fehlt. Die letztlich passenden Lésungen sind zwi-
schen Siedlung und Siedlung, zwischen Teilraum und Teilraum verschieden, weshalb sich
Akteur/innen jeweils vor Ort — siedlungsibergreifend, idealerweise in funktionsraumlichen
Zusammenhangen — daruber verstandigen sollten, welcher Bedarf besteht und tber welche
Zielvorstellungen Konsens hergestellt werden kann. Darauf aufbauend sind kleinrdumige und
oft spezifische Handlungs- und Entscheidungsprozesse zu initiieren, um entstehende ,Lu-
cken® zu fullen bzw. die Zugange zu Infrastrukturen zu sichern.

Die Modelle, auf die im landlichen Raum héaufig zurickgegriffen wird (z.B. Blrgerbusse,
flexible Bedienformen, multifunktionale Gemeindezentren, kleine Schulen, mobile Versor-
gungsstrukturen), haben jedoch eine umso grdRere Umsetzungschance bzw. Chance auf
Ubertragung, wenn sie auf regionaler Ebene anschlussfahig sind, indem dort Férdersysteme,
Basisinfrastrukturen (etwa Dispositionszentralen) oder leicht anwendbare Handlungsleitfaden
entwickelt wurden. Somit bleibt flr die regionale Ebene die unverzichtbare Aufgabe, zur
Unterstltzung der lokalen Initiative entsprechende Hintergrundsysteme zu entwickeln.

Ausblick auf die Umsetzungschancen: Das Verhéltnis zwischen dffentlicher Gewahrleistung
und privatem Engagement muss neu austariert werden.

Es ist offensichtlich, dass die offentliche Hand nur begrenzt Uber die Ressourcen verfigt,
Standards der Daseinsvorsorge umzusetzen. Die Einbindung der Zivilgesellschaft erscheint
deshalb unumganglich, allerdings ist die Ausgestaltung der Schnittstelle in vielen Fallen offen
bzw. umstritten. Offenkundig wird dies in Féllen, in denen ehrenamtliche Tatigkeiten eine
Verbindlichkeit erzielen, die die Leistung in den Bereich gewerblicher Tatigkeit riicken — so
dass z.B. Modelle, in denen private Mitnahme in den OPNV integriert werden soll, am Ge-
werbe- oder Steuerrecht zu scheitern drohen, weil Personen, die ,im Auftrag” des lokalen
Verkehrsunternehmens Fahrgdste mitnehmen, nur einen ,Auftraggeber* haben und somit als
scheinselbstéandig gelten wirden.

Es kommt hinzu, dass ehrenamtliche Tatigkeiten im Bereich der Daseinsvorsorge mit einer
groRen Verbindlichkeit und RegelmaRigkeit einhergehen und von den im Ehrenamt Tatigen
entsprechend viel abverlangen. So ist zivilgesellschaftliches Engagement bereits in vielen fir
die Daseinsvorsorge wichtigen Bereichen (z.B. Brandschutz, Rettungswesen, Pflege, Kinder-
betreuung) langst etabliert. Damit ist nicht sicher, dass solche — zusatzlichen — Leistungen
verlasslich Gber langere Zeit erbracht werden kdnnen. Das wirft die Frage nach der Gewahr-
leistung der Daseinsvorsorge auf: Welche Versorgungsliicken entstehen bzw. bleiben beste-
hen, wenn privates Engagement nicht 6ffentliche Leistungen tbernimmt?

Letztlich ist aber nicht auszuschlieBen, dass trotz aller Bemihungen Teilrdume verbleiben,
die dauerhaft von einer guten oder auch akzeptablen OPNV-Anbindung ausgeschlossen sind
und auch nicht Uber fuRlaufig erreichbare Versorgungsinfrastrukturen verfligen. Sofern die
Bevolkerung dort nicht abwandert, misste die Organisation von Mobilitdt und Versorgung
zwangslaufig tber die lokale Zivilgesellschaft bzw. privat vorgenommen werden. Es wére
Aufgabe der angesprochenen Aushandlungsprozesse zu prifen, unter welchen Bedingungen
(z.B. in welcher GréRBenordnung) diese Entwicklung politisch akzeptiert werden kann.



Abstract

Safeguarding services of public interest by co-ordinating public transport and
local service infrastructure strategies on a regional level. Perspectives on access
to public schools, general practitioner’s care, general stores and public transport,
identifying the local need for action demonstrated on settlement types within the
area of the Middle German Transport Association (MDV)

Demographic change impacts not only on population development but also on public
transport systems and locally available services of public interest. This can result in accessi-
bility problems, particularly in sparsely populated rural areas. To safeguard services of public
interest regional strategies were launched already a couple of years ago. Processes initiated
by the regions and supported by the Federal Ministry of Transport and Digital Infrastructure
resulted in strategies aiming to

e systematically deal with the effects of demographic change on specific services of public
interest,

e develop strategies of adaptation, and

® prepare and manage their implementation.

In this study the outcomes of such a regional strategy® are being developed. Focusing on
schools, general practitioner's (GP) surgeries, general stores and public transport, and their
mutual interrelationships. The study area includes five rural districts, which form the middle
German transport association's area: Landkreis Altenburger Land, Burgenlandkreis, Landkreis
Leipzig, Landkreis Nordsachsen and Saalekreis. Together with the urban districts of Halle and
Leipzig the area comprises of about 7.500 km2 and a population of about 1.7 million, of
which 950,000 inhabitants live in rural districts. According to official statistics, the rural popu-
lation will decline to 790,000 inhabitants by 2030. A political-administrative body responsible
for managing all services of public interest regionally does not currently exist.

Key results of the study are as follows:

Impacts of demographic change: Access to basic infrastructures is poor for a relevant share
of the population.

The analysis starts with an accessibility assessment, focusing on specific services and current
public transport supply conducted on the basis of small settlement entities (mostly at village
level). To visit a general store or GP surgery in the morning and stay for one hour, two thirds
of the population require up to two hours from the point of leaving until they return home.
The remaining third either requires considerably more time (15 resp. 17 %) or is unable to
access the described service without a car (a further 20 resp. 13 %).

2 developed in a research project, funded by the Federal Ministry of Transport and Digital Infrastructure (Re-

gional strategy for services of public interest: mobility — infrastructures, FOPS 70.882-2013)



The study focuses in particular on the development of the so-called ,PlusBus“-network, a
network of regional bus lines envisioned to operate by 2030. Within this network some lines
operate on an hourly and some on a two-hourly basis. This network is both flexible and
adjustable in detail while generally sustainable, serving as a set of basic criteria for planning
and local development decisions. The sustainability of local services was roughly assessed
using information on their size, agglomeration and accessibility by public transport.

The selection of bus lines takes into account both current passenger demand and spatial
significance in relation to their connectivity to regional centres. The development potential of
these lines — and the settlements next to them — is also included. Due to an increasing num-
ber of elderly people in rural areas and their increased demand for public transport, only
those houses within a maximum distance of 300 m to the next bus stop forming part of this
regional network are regarded to be easily accessible. A tolerance range allows walking
distances of up to 500 m between home and bus stop.

The regional network developed here cannot be expected to achieve making all rural areas
accessible. Given this network is implemented by 2030 only 60 % of the forecasted popula-
tion live within these catchment areas. About half live next to bus stops operated on an
hourly basis (within 300 m), the other half live either within the tolerance range (300-500 m)
or next to bus stops served every other hour. The remaining 40 % of the forecasted popula-
tion cannot access the bus network services. They depend on surgeries and stores within
walking distance or on getting there by car:

® About 7 % live outside of the regional network’'s catchment area, but in the suburban
hinterland of Halle and Leipzig or on the fringe of regional centres (,,Mittelzentren™).

® About 13 % live in fully or partly served localities with two thirds of them lacking access
to at least one of the three services examined here (general stores, GP surgeries, public
schools).

e More than 20 % live in localities lacking all three services and are dependent on access-
ing services in neighbouring cities or villages.

Adaptation strategies: Remote settlements have a considerable need for strategies to safe-
guard services of public interest.

When aiming to secure access to services it is key to focus on the conditions for those 40 %
living outside of the regional network’s catchment area. Not only the poor public transport
supply accounts for the challenges in these places: Most of the local infrastructure in these
settlements tends to be rather small and is therefore at increased risk of closure — such as
general stores smaller than 400 m2 or GP surgeries with just one doctor.

Accessibility and service provision standards fixed in regional plans and public transport plans
are often limited to more densely populated areas and transport corridors with comparatively
high demand. There is a lack of ideas to develop standards which spatially fill the gaps for
remote, sparsely populated areas. Eventually, appropriate solutions will vary from village to
village, and from area to area. Therefore, stakeholders should agree on needs, objectives
and concepts locally — within and between municipalities, forming functionally integrated
areas. This involves specific decision making and action-taking on relatively small local scale



to fill the gaps between the corridors and hubs of the regional bus network safeguarding
access to services.

Despite local specifications, models usually applied in remote rural areas should be regionally
compatible (e.g. citizens’ buses, flexible bus services, multifunctional community centres,
village schools, mobile services). Their implementation is eased by regional support schemes,
basic infrastructures provided (such as disposition systems) or easily applicable regional
guidelines. Hence, it remains an indispensable task to provide support to local initiatives at
regional level.

Likelihood of successful implementation: The relationship between public service guarantee
and active citizenship needs to be rebalanced.

Evidently, public sector possesses only of limited resources to realise equal standards of
public services. Involvement of citizens seems to be essential, but the design of the collabo-
ration remains disputed in many cases. This becomes apparent in cases where voluntary
work turns into a binding, regular exercise and loses distinction from private commercial
activities.

In addition, voluntary work in services of public interest requires commitment, reliability and
regular availability — hence, it is quite demanding for volunteers. Active citizenship has al-
ready been established in many fields of public services (e.g. auxiliary fire and rescue ser-
vices, elderly and child care). Therefore, it is questionable whether additional further services
can be maintained over a longer period of time and whether standards of public services can
be maintained (,,guaranteed”): Which gaps of supply emerge or remain, when active citizens
are not able to take over public services?

Finally, it cannot be ruled out that despite all efforts some areas remain which will not be
included in sufficient public transport networks or will lack local public services. As long as
people continue to live in these areas, organisation of mobility and services will have to be
organised by citizens. It is recommended that the processes of decision making and action-
taking mentioned earlier leave scope for the political decision on whether such a develop-
ment is acceptable.



1 Prozess: Anlass und Struktur

1.1 Projektanlass

In diesem Bericht werden die wichtigsten, grundsatzlich Gbertragbaren Ergebnisse des in der
Zeit zwischen Dezember 2013 und Oktober 2015 im Auftrag des Bundesministeriums fur
Verkehr und digitale Infrastruktur (BMVI) durchgefihrten Forschungsprojekts zur Erstellung
einer ,Regionalstrategie Daseinsvorsorge: Mobilitdt und Infrastrukturen* im Gebiet des Mit-
teldeutschen Verkehrsverbundes (MDV) dokumentiert. Das Forschungsprogramm Stadtver-
kehr (FOPS) bildet den das allgemeine Forschungsinteresse absteckenden Rahmen.

Die Regionalstrategie ist das Ergebnis eines Prozesses, in den

e die Ministerien der drei Bundeslander Sachsen, Sachsen-Anhalt und Thiiringen,
e der Mitteldeutsche Verkehrsverbund (MDV),
e die Trager der Regionalplanung,

e die funf Landkreise Altenburger Land, Saalekreis, Burgenlandkreis, Leipzig und Nord-
sachsen sowie

e weitere Akteur/innen eingebunden waren,

um sich systematisch mit den Auswirkungen des demografischen Wandels auf verschiedene
Daseinsvorsorgebereiche (OPNV, allgemeinbildende Schulen, Hauséarzt/innen, Nahversor-
gung) auseinanderzusetzen, Anpassungsstrategien zu entwickeln sowie deren Umsetzung
politisch und organisatorisch vorzubereiten. Im Mittelpunkt stand eine integrierte Betrach-
tung der ausgewahlten Infrastrukturen der Daseinsvorsorge und des OPNV. Die Wechselwir-
kungen wurden insbesondere auch wahrend der prozessualen Erarbeitung diskutiert und
bertcksichtigt. Sie nahmen in der Analyse eine zentrale Funktion ein (z.B. bei der Erreichbar-
keitsanalyse und der Siedlungstypisierung) und finden sich in der Formulierung der auf regi-
onal-lokale Kooperation abzielenden und teilraumspezifischen Handlungsempfehlungen
wieder.

Der Anstof? fur das Forschungsprojekt wurde durch die Region bzw. verantwortliche Ak-
teur/innen der Region selbst gegeben und erstmalig in einem Antrag zur Aufnahme ins Mo-
dellvorhaben der Raumordnung ,Aktionsprogramm regionale Daseinsvorsorge* (ArD) von
BMVI und BBSR im Jahr 2011/12 formuliert. Zwar konnte sich dieser Antrag im Wettbewerb
von Uber 150 Regionen nicht durchsetzen, es ist jedoch gelungen, den gewahlten Ansatz so
zu erweitern, dass er 2013 in das Forschungsprogramm Stadtverkehr (FoPS) aufgenommen
wurde.

Zentraler Ansatzpunkt der Erweiterung ist ein im Vergleich zu den 21 Modellprojekten im ArD
deutlich starkerer Schwerpunkt auf den Wechselwirkungen zwischen standortgebundenen
Einrichtungen der betrachteten Infrastrukturbereiche und dem OPNV. Dariiber hinaus ist vor
dem Hintergrund der GrofRe der Region ein Ansatz zwischen gesamtregionaler Betrachtung
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und teilrAumlicher Vertiefung in Form von drei ,Fokusregionen“ entwickelt worden (vgl.
Abbildung 1). Zu diesen Fokusregionen gehoren im Dreilandereck der Raum um das Grund-
zentrum Meuselwitz mit Kommunen aus dem Burgenlandkreis, dem Altenburger Land und
dem Landkreis Leipzig, die Stadt Wettin-Lobejin im Saalekreis und die Stadt Torgau inklusi-
ve der den Mittelbereich absteckenden umliegenden Gemeinden im Landkreis Nordsachsen.
In diesen drei Fokusregionen wurden gemeinsam mit lokalen Akteur/innen der konkrete
Handlungsbedarf und Handlungsoptionen erdortert.

Abbildung 1: Untersuchungsgebiet (Landkreise im MDV-Raum und Fokusregionen des

Forschungsprojektes)
Mittelbereich Torgau

Staat. Wettm-lLO’bejL‘in‘

Halle (Saale)

Saalekreis

Leipzig (LK)

Burgenlandkreis

Raum 'Meuselwitz.
Altenburger,

o

Die wesentlichen Projektergebnisse bestehen in

2N

Quelle: eigene Darstellung

® ciner systematischen Analyse der Auswirkungen des demografischen Wandels auf die
Schulentwicklung, die hausarztliche Versorgung, den Lebensmitteleinzelhandel und den
OPNV bis 2030,

e der Analyse und Entwicklung von Szenarien unter Beachtung der Wechselwirkung des
OPNV mit den standortgebundenen Infrastrukturen,

e der Entwicklung und regionsweiten Abstimmung eines Regionalnetzes fir den OPNV,

e der Typisierung von Siedlungsbereichen vor dem Hintergrund ihrer Lagegunst,
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e der Identifikation von TeilrAumen mit spezifischem Handlungsbedarf und

e der Systematisierung von Handlungsempfehlungen fir diese Teilrdume.

1.2 Erarbeitungsprozess zur Regionalstrategie Daseinsvorsorge —
Mobilitat und Infrastrukturen

Aus dem Projektgegenstand und der GroRe des Projektgebietes ergab sich die Notwendig-
keit, eine auf mehreren Ebenen angelegte Projekturstruktur mit gezielten Beteiligungsmog-
lichkeiten fur die Fach- bzw. interessierte Offentlichkeit zu schaffen:

Projektsteuerung auf gesamtregionaler Ebene (projektiibergreifendes Lenkungs-
gremium sowie operative Steuerungsgruppe)

Das Lenkungsgremium diente der regionsweiten Abstimmung der Projektaktivitaten und der
regionsweiten Diskussion der Projektergebnisse. Hier waren die zustdndigen Fachpla-
ner/innen aus Kreisverwaltungen, Vertreter/innen der Lander, der drei regionalen Planungs-
verbande resp. -gemeinschaften sowie des MDV im Sinne eines projektbegleitenden Diskus-
sions- und Entscheidungsgremiums vertreten, zusatzlich die Auftraggeberin und die Projekt-
bearbeiter. Das Gremium tagte funfmal wahrend der Projektbearbeitungszeit von 22 Mona-
ten.

Das Lenkungsgremium wurde durch die Bildung einer operativen Steuerungsgruppe entlas-
tet. Deren Hauptfunktion bestand in der Koordination der Prozessaktivitaten. Zu den Mitglie-
dern zahlten der regionale Sprecher des Forschungsprojektes, Vertreter/innen der drei Regi-
onen Halle, Leipzig-Westsachsen und Ostthiringen, ein Vertreter fir die drei Bundeslander,
ein Vertreter des MDV, der beim MDV beschéftigte regionale Projektkoordinator, Vertre-
ter/innen fur den Auftraggeber sowie die Projektbearbeiter. Die operative Steuerungsgruppe
bereitete die Sitzungen des Lenkungsgremiums sowie der Fokusregionen vor und bernahm
Aufgaben im Rahmen von kurzfristigen Abstimmungen. Sie traf sich vor den Sitzungen des
Lenkungsgremiums bzw. der 6ffentlichen Abschlussveranstaltung wahrend der Projektbear-
beitungszeit sechsmal (einschliellich des Auftakttermins).

Umsetzungsorientierung des Projektes durch teilrdumliche Vertiefungen in sog.
~Fokusregionen“ mit jeweils eigenen Fokusgruppen

Wegen der GrolRe des Projektgebietes war es nicht moglich, fur den Gesamtraum eine ar-
beitsfahige Arbeitsebene zu entwickeln. Stattdessen definierte das Lenkungsgremium drei
Fokusregionen, in denen in jeweils zwei Sitzungen lokale Aspekte der Daseinsvorsorge the-
matisiert und Empfehlungen vorbereitet werden sollten. Die Vorbereitung und Einladung fur
die jeweiligen Workshops wurden durch den MDV sowie die zusténdigen Expert/innen der
Planungsverbande resp. -gemeinschaften sowie der Landkreise organisiert.

In allen drei Fokusregionen ist es gelungen, politische Vertreter/innen, Fachexpert/innen der
zustandigen Verwaltungen sowie Landrat/innen, Blrgermeister/innen und Vertreter/innen
spezifischer Zielgruppen (z.B. Seniorenvertretung) fir die Diskussion zu gewinnen. Die Teil-
nahme von landesweit agierenden Institutionen (z.B. Kassenarztliche Vereinigung) war trotz
direkter Ansprache und telefonischer Nachfrage nur vereinzelt méglich: Im November nahm
ein Vertreter der KV Sachsen in der Fokusregion Meuselwitz und im Marz eine Vertreterin der
KV Sachsen-Anhalt in der Fokusregion Wettin-Lébejln teil.



Einbindung der Offentlichkeit durch drei éffentliche Veranstaltungen und einzelne
bilaterale Abstimmungen

Das Projekt startete nach etwa einem halben Jahr mit einer Auftaktveranstaltung in Leipzig,
zu der Uber 70 Teilnehmende kamen. Inhaltlich wurden Herausforderungen fur den Gesamt-
raum sowie Haupthandlungsbedarf und erfolgreiche Anpassungsprojekte benannt. Ein gutes
halbes Jahr spéter fand eine 6ffentliche Zwischenbilanzveranstaltung in Halle/Saale mit Gber
60 Teilnehmenden statt. Diese diskutierten die Zwischenergebnisse des Projektes und be-
werteten vor dem Hintergrund der Diskussionen in den Fokusregionen Standards fir Infra-
strukturen und Erreichbarkeiten sowie moégliche Alternativen (z.B. mobile Versorgung, Tele-
medizin, Carsharing). Die das Projekt abschlieBende 6ffentliche Veranstaltung fand etwa acht
Monate nach der 6ffentlichen Zwischenbilanz mit ca. 100 Teilnehmenden statt. Hier wurden
die Ergebnisse vorgestellt, 6ffentlich diskutiert und die Umsetzungsstrategien von Landkrei-
sen, Planungsverbanden und L&ndervertreter/innen aufgezeigt.

Zusatzlich gab es einzelne, themenvertiefende bilaterale Abstimmungen im Projekt, die vor
allem zwischen dem Bearbeitungsteam und Fachexpert/innen zum OV-Netz, den Infrastruk-
turstandorten aus der Region sowie den Fachvertreter/innen von regionalen und landeswei-
ten Institutionen (insbesondere den Regionalplaner/innen) stattfanden.

Prozess der Arbeit an der Regionalstrategie Daseinsvorsorge

Die Projektaktivitaten in den drei wesentlichen Abstimmungsebenen bauten aufeinander auf
(vgl. Abbildung 2), was insbesondere fiur die inhaltliche Abstimmung zwischen regionaler
(widergespiegelt durch die Leitungsebene) und lokaler Ebene (widergespiegelt durch die
Fokusgruppen) gilt. Bei der Einbindung der Politik spiegelten neben den fur die interessierte
Offentlichkeit gedachten Veranstaltungen auch die vorgeschalteten Steuerungsgruppenter-
mine eine wichtige Rolle.

1.3 Reflexion des Erarbeitungsprozesses

Gerade im Vergleich zu anderen, thematisch &hnlich gelagerten Modellvorhaben der Raum-
ordnung — insbesondere jenen aus dem ,Aktionsprogramm regionale Daseinsvorsorge* (ArD)
von BMVI und BBSR — ergeben sich aus der vorliegenden Studie eine Reihe von Besonder-
heiten und spezifischen Erkenntnissen, die im Folgenden zum einen nach zeitlichen Aspekten
(Rickblick auf die Projektgenese, Zeit der Erarbeitung und Ausblick auf die Zeit ,,nach dem
Projekt*) sowie Beteiligten in der Region strukturiert kurz zusammengestellt werden.

Bedeutung der Projektinitiferung: Top-down-Ansatz und Verantwortung der Lei-
tungsebene

Die vorliegende Regionalstrategie geht auf die Initiative der Vertreter/innen der Planungs-
verbadnde bzw. -gemeinschaften, des MDV sowie einzelner Vertreter/innen der drei Bundes-
lander und der Landkreise zurtick. Die Projektinitiative kann dementsprechend als klassischer
Top-down-Ansatz bezeichnet werden. Gleichzeitig wird durch den Kreis der Initiatoren auch
deutlich, welches Gewicht das Projekt im Gesamtraum und bei zentralen Daseinsvorsorge-
Verantwortlichen hat. Allerdings haben sich aus fachlicher Perspektive eher die planerischen
Generalist/innen sowie die OPNV-Fachleute eingebracht. Eine Integration von Kassenarztli-
chen Vereinigungen, Industrie- und Handelskammern oder Bildungsministerien ist nicht
gelungen.



Datum Lenkungsgremium Fokusregion Offentlichkeit
27.01.2014 Projektauftakt
und -planung
offentlicher
06.03.2014 Projektauftakt

Ist-Analyse,

27.06.2014 Bevélkerungsprognose

22.09.2014 Ergebnisse Trendszenario,

Standards
3./4.11.2014 Identifikation I_okaler
Handlungsoptionen
11.12.2014 Definition der
Alternativszenarien
26.01.2015 Plausibilisierung
der Festlegungen
Formulierung lokaler
3./4.3.2015 Handlungsempfehlungen
Formulierung regionaler
27.04.2015
Handlungsempfehlungen
Verabredungen zur
03.09.2015 Verstetigung & Umsetzung

In einigen Fallen der vorangegangenen, im Rahmen des ArD durchgefiihrten Projekte waren
sog. intermediare Organisationen wie z.B. das LEADER-Regionalmanagement die treibenden
Krafte. Diese Ebene fehlt im Gesamtraum des MDV, da viele dieser relevanten Organisatio-
nen, Strukturen oder Initiativen ,nur* auf teilrdumlicher Ebene agieren. Die Metropolregion
Mitteldeutschland ist zwar mit vergleichbarem Gebiet vorhanden, hat jedoch ihre Themen-
schwerpunkte in den Bereichen Wirtschaft, Wissenschaft und Kultur und bildete dementspre-
chend bisher nicht die Plattform flr Daseinsvorsorgethemen.

Fur den Gesamtprozess war die zentrale Verantwortung der Schliisselpersonen innerhalb der
Region ein Garant dafir, dass weitere wichtige Akteur/innen sowohl in den Fokusregionen
als auch fur den Gesamtprozess gewonnen werden konnten. Dies zeigt sich z.B. in der hohen
Prasenz von Landrat/innen oder der aktiven Rolle der Ministerin fur Infrastruktur und Land-
wirtschaft aus Thiringen auf der Abschlussveranstaltung.

lterativer Arbeitsprozess zwischen lokaler und regionaler Ebene: Verbindung
regionaler und lokaler Strategieelemente

Im Vergleich zur ArD-Projektfamilie besteht hier eine Besonderheit darin, in einem relativ
groRraumigen MaRstab Daseinsvorsorgestrategien zu entwickeln. Fir eine Einbindung der in
diesem Themenfeld sonst Ublichen, eher kleinrAumigen Handlungsansatze musste deshalb



erst im Ubertragenen Sinn ,Raum“ geschaffen werden. Die teilrdumliche Genauigkeit auf
Ebene des Gesamtraums ist zwar durch die Datenanalysen gegeben, jedoch ist der MDV-
Raum zu grol3, um Uberall eine direkte rAumliche Betroffenheit herstellen und entsprechend
intensive Beratungen fuhren zu kénnen. Deshalb wurden drei Fokusregionen ausgewahlt. Die
dort jeweils gefuhrten Diskussionen haben den Projektansatz mit einer Differenzierung zwi-
schen regionalem Gesamtraum und lokalen TeilrAumen — den Fokusregionen — bestatigt. Der
Beitrag zum Projektergebnis besteht in folgenden Punkten:

e Durch die teilrdumlichen Detailkenntnisse, die direkte Betroffenheit und die Beteiligung
der lokalen Fachexpert/innen war es moéglich, Rahmenbedingungen flr Szenarien zu de-
finieren sowie Uber Standards und Qualitaten zu diskutieren. Die Ubertragung auf den
Gesamtraum erfolgt vor allem mit Hilfe einer Siedlungstypisierung, die in Kapitel 3.3
dargestellt wird.

® Die gesamtrdumlichen Diskussionen v.a. im Lenkungsgremium dienten vor diesem Hin-
tergrund vorrangig der Abstimmung Uber die Rahmenbedingungen teilrdumlicher, bis-
weilen auch lokaler Aktivitdten und der Definition eines regionalen Rahmens, den in ers-
ter Linie die Struktur aus Regionalnetz und vollausgestatteten Versorgungsorten bilden.

Auf diese Weise verbindet das Projekt regionale und lokale Strategieelemente.

Zusammenspiel von beratenden Forschern und regionalen Fachleuten: Studie und
fachlicher Beteiligungsprozess

Bei dem hier vorliegenden Projektansatz handelt es sich um eine Studie mit teilrdumlicher
Vertiefung. Bezlglich der gesamtraumlichen Konzeption ist er mit einzelnen anderen Projek-
ten, etwa jenem in der Region ,Regionale Planungsgemeinschaft Westmecklenburg“ ver-
gleichbar. Mit der zugleich vorgenommenen teilraumlichen Vertiefung wiederum geht er Uber
solche Anséatze bewusst hinaus.

Die Vorteile der gesamtraumlich diskursiven Studie liegen fur die Landkreisvertreter/innen
darin, dass ahnliche Problemlagen in allen Teilrdumen erkennbar sind und unterschiedliche
Umsetzungs- oder Anpassungsstrategien miteinander verknipft werden kdnnen, beispiels-
weise das flachendeckende Rufbus-Angebot in Sachsen-Anhalt oder die unterschiedliche
Definition der fur den Fortbestand allgemeinbildender Schulen ndtigen Schilerzahl in den
drei Landern. Dies filhrte im Projektverlauf u.a. dazu, dass weniger tber vermeintliche ,,Feh-
ler* der Vergangenheit diskutiert wurde, sondern die gemeinsame Definition von Herausfor-
derungen und Handlungsnotwendigkeiten aufgrund &ahnlicher Ausgangsbedingungen als
gesamtraumliches und nicht lokalspezifisches Thema eingeschatzt werden konnte.

FUr die Umsetzung und Verstetigung ist offen, ob der durch das Forschungsprojekt angesto-
Rene Diskussionsprozess weiter fortgefihrt oder umgesetzt wird. Aus gesamtraumlicher
Perspektive ware es winschenswert, durch eine solche Kontinuitat die Voraussetzung daftr
zu schaffen, dass die Ergebnisse gerade durch die Beteiligung von vielen Akteur/innen in
verschiedene Gremien oder sektorale Fachplanungen tberfuhrt werden kdnnen. Die in Kapi-
tel 5 beschriebenen weiteren Umsetzungsschritte — meist auf teilrAumlicher Ebene — und der
in Kapitel 6 vorgenommene Ausblick legen jedoch nahe, dass eine Verstetigung auch ohne
breiten (Fach-) Beteiligungsprozess aussichtsreich ist.

Im Gegensatz zu den Projekten des ArD fehlt im vorliegenden Projektansatz die begleitende
oder anschlielende Umsetzungsebene. Im Masterplan Daseinsvorsorge, dem Vorlauferpro-



gramm des ArD, konnten wahrend des Erarbeitungsprozesses viele unterschiedliche Projekt-
ansatze gefordert werden, so dass parallel zum Strategieprozess ein finanziell gut ausgestat-
teter Umsetzungsprozess in einigen Regionen zu einer Aufbruchstimmung gefihrt hat. Auch
im ArD haben die meisten Modellregionen im Anschluss an die Strategiephase die Méglichkeit
erhalten, konkrete Projekte umzusetzen — teils investiv, teils konzeptionell —, was insgesamt
dazu fuhrte, dass durch die Bundes- und Landesforderung unterstiitzte Strategieprozesse
auch konkrete praktische Ergebnisse vor Ort zeigen.

Fur das FOPS-Projekt ist die Umsetzung Uber verschiedene Landes- oder EU-Programme (z.B.
LEADER), die jeweiligen Ressorts (z.B. Landkreise) oder neue Forderantrage ebenfalls vor-
stellbar und zu empfehlen. Da dies in dieser Studie nicht von vorneherein angelegt war, ist
derzeit offen, inwieweit dies gelingen kann.

Riickkoppelung der Studie mit Betroffenen: ,Regionalstrategie Daseinsvorsorge*
in der (regionalen) Offentlichkeit

Im Erarbeitungsprozess ist es gelungen, die interessierte Offentlichkeit tiber das Projekt zu
informieren. Wie bei der Erarbeitung eines strategischen Konzeptes mit einem vergleichswei-
se weiten Zeithorizont Ublich, findet eine breite Beteiligung der Bevolkerung darlber hinaus
nicht statt. Dies war auch nicht Ziel der Studie. Die drei 6ffentlichen Veranstaltungen boten —
genauso wie die jeweils zwei Termine in den drei Fokusregionen — aber die Gelegenheit, die
Positionen von Akteur/innen einzuholen, die nicht in der Planung im weitesten Sinne be-
schéftigt, sondern als Blrger/innen oder Expert/innen in anderen fir die Daseinsvorsorge
relevanten Bereichen wie Bildung, Gesundheit und Nahversorgung aktiv sind. Der Beitrag der
punktuellen Beteiligung der — insoweit ,interessierten” — Offentlichkeit zum Projektergebnis
besteht darin, dass

e regionale Standards der Erreichbarkeit der ausgewéhlten Infrastrukturen und des OPNV-
Grundnetzes abgestimmt wurden und somit die Nutzersicht als zentrales Bewertungs-
element der Standards bericksichtigt wurde,

e der fir den MDV-Raum spezifische Handlungsbedarf auch in seiner teilrdumlichen Diffe-
renzierung erarbeitet werden konnte,

e weitere ldeen zur Sicherung von Einrichtungen und Angeboten der Daseinsvorsorge
sowie deren Erreichbarkeit in die Diskussion eingebracht wurden.

Operative Projektverankerung in der Region: Wichtige Prozessunterstiitzung fiir
den Beteiligungsprozess durch regionale Projektassistenz

Die Einrichtung einer regionalen Projektassistenz wurde notwendig, da mit diesem For-
schungsprojekt innerhalb des MDV-Raumes zum ersten Mal eine Zusammenarbeit zwischen
MDV und Akteur/innen der standortgebundenen Daseinsvorsorge stattfand. Die Leistungsbe-
schreibung umfasste die beiden Bausteine ,Beteiligung vor Ort* und ,Studie”, liel} jedoch
offen, wie die Beteiligung vor Ort organisatorisch umgesetzt werden soll. Im Rahmen des
ArD ist dies i.d.R. durch die zustdndigen Vertreter/innen der Kreise, das LEADER-
Regionalmanagement und meist mit Hilfe von externer Prozessunterstitzung erfolgt. Hierfur
wurden Personalmittel bereitgestellt. Folglich war die zu Beginn dieses Forschungsprojektes
vorgenommene Einrichtung einer regionalen Projektassistenz eine folgerichtige Entschei-
dung, um den Beteiligungsprozess im Sinne der Projektziele zu organisieren, sowie ein wich-



tiger Baustein, um die nach Projektabschluss folgende Verstetigung vorzubereiten bzw.
anzuregen.

Studie als Handlungsleitfaden: Vorbereitung der Umsetzung durch Fachex-
pert/innen und politisch Verantwortliche

Im Forschungsprojekt wurde die inhaltliche Arbeits- und Entscheidungsebene der Kreise
sowie der regionalen Planungsverbande resp. -gemeinschaften und des MDV sehr gut in die
verschiedenen Arbeitsstrukturen integriert. Dies kann einerseits als Ausdruck der Erwartun-
gen der regionalen Akteur/innen an die Erarbeitung der ,Regionalstrategie Daseinsvorsorge
— Mobilitdt und Infrastrukturen® und andererseits auch als Interesse an verwertbaren Ergeb-
nissen interpretiert werden. Folglich gaben die Teilnehmenden der Lenkungsgremiumssit-
zung am 27.04.2015 zu den Beschluss- und Umsetzungsbestrebungen an, dass

e die Projektergebnisse kontinuierlich mit dem MDV-Strategieprozess und im MDV durch-
gefuhrten OPNV-Modellprojekten abgestimmt wurden und weiter werden,

e die Projektergebnisse von regionalen Akteur/innen auf der 10. sdchsischen Regional-
planertagung vorgestellt werden,

e die Projektergebnisse bereits in sachliche Teilregionalplane Ubernommen wurden (Regi-
on Halle) bzw. bei der Fortschreibung des Regionalplans berlcksichtigt werden (Region
Leipzig-Westsachsen) oder ihre Diskussion auf die Tagesordnung fir die nachsten Sit-
zungen gesetzt wurde (Ostthiringen),

® das Land Sachsen bei der Umsetzung von Empfehlungen teilregionale Handlungsraume
wie Ostelbien (Gemeinden Beilrode und Arzberg) unterstitzen wird,

e der Landkreis Altenburger Land auch auf Ebene der politischen Spitze eruiert, wie die
Projektergebnisse weiterverwendet werden kénnen,

e der Landkreis Leipzig bereits jetzt die Projektergebnisse mit einem parallelen Projekt zur
FeinerschlieBung im Muldental wechselseitig abstimmt,

e der Vertreter der Bundeslander auf eine Vereinbarung zwischen den drei Landern, die
Ergebnisse bei den weiteren Planungen zu berlcksichtigen, hinwirken wird.

Alle Projektbeteiligten machten deutlich, dass sie die Projektergebnisse in politischen Gremi-
en (z.B. Fachausschusse) diskutieren wollen und priifen werden, ob und wie sie in die jewei-
ligen Fachplanungen Uberfiihrt bzw. beriicksichtigt werden kénnen. Ein besonderes Augen-
merk wird auf eine Verstetigung des mit dem Projekt fortgeschrittenen Strategieprozesses
gelenkt. Eine groRe Bedeutung kommt dabei der in Neuausrichtung befindlichen Metropolre-
gion Mitteldeutschland zu.

Ausblick auf die Zeit nach dem Projekt: In welchen Strukturen kann es weiterge-
hen?

Der MDV-Raum erstreckt sich uUber drei Bundeslander, fiinf Landkreise und zwei kreisfreie
Stadte. Die Gemeinsamkeit des Raumes besteht im alle Teilrdume abdeckenden Verkehrs-
verbund und den grenziiberschreitenden Verflechtungen. Folglich gibt es fir das Thema
offentliche Mobilitdt mit den Akteur/innen der Region eindeutige Strukturen der Zusammen-
arbeit. Fur die Themen der daruberhinausgehenden Daseinsvorsorge gab es bisher keine
Strukturen der Zusammenarbeit. Dies konnte aufbauend auf den MDV-Strukturen sowie



unterstitzt durch die regionalen Planungsverbande resp. -gemeinschaften, die Fachvertre-
ter/innen der Landkreise und Landesvertreter fur den Erarbeitungsprozess aufgebaut wer-
den. Im Gegensatz zu etablierten Formen der Zusammenarbeit handelt es sich hierbei jedoch
um die ersten Ansatze der Zusammenarbeit in diesem inhaltlichen und rdumlichen Kontext.
Insofern ist der Schritt von einer Analyse des MDV-Raumes zur Institutionalisierung einer
MDV-Region bzw. den gesamten Raum abdeckenden regionalen Strukturen noch weit.

Die Metropolregion Mitteldeutschland ist in raumlicher Hinsicht am ehesten mit dem Untersu-
chungsgebiet innerhalb des MDV vergleichbar — insbesondere was den landeribergreifenden
Ansatz anbetrifft. Flir die Zukunft gibt es die Absicht, den regionalen Dialog sowie die Ab-
stimmungen zwischen den beteiligten Akteur/innen fortzuftihren. Dies insbesondere, da zwar
teils teilraumliche Unterschiede deutlich erkennbar sind, die Suche nach Losungsmadglichkei-
ten bzw. die Umsetzung von Projekten aber groRe Ubertragbarkeitspotentiale bietet.



2 Entwicklungsperspektiven:
Demografie und Infrastrukturen

Dieses Kapitel fokussiert auf den kinftigen Handlungsbedarf und setzt dabei insbesondere
an jenen Herausforderungen an, die sich in den einzelnen Infrastrukturbereichen im Falle
einer Fortsetzung der aktuellen Entwicklungen ergeben kénnten (vgl. Abschnitt 0). Da diese
im entscheidenden MaBe von der Bevoélkerungsentwicklung im Untersuchungsgebiet abhan-
gen, erfolgt zunachst eine Beschreibung der bisherigen und kiinftigen Veréanderungen von
Bevolkerungszahlen und -strukturen (vgl. Abschnitt 2.1).

2.1 Bevolkerungsentwicklung

Dieser Abschnitt ist in zwei Bausteine untergliedert: Zundchst werden einige wesentliche
Aussagen zur Bevolkerungsentwicklung in der Vergangenheit zusammengefasst (vgl. Ab-
schnitt 2.1.1), bevor die zentralen Ergebnisse der im Rahmen des Projektes erarbeiteten
kleinrdumigen Bevolkerungsvorausschatzung beschrieben werden (vgl. Abschnitt 2.1.2).

2.1.1 Bevdlkerungsentwicklung 2003 bis 2011

Die Diskussionen um die Herausforderungen, die sich aus den Veranderungen von Bevdlke-
rungszahl und deren altersstruktureller Zusammensetzung fir die Sicherung von Daseinsvor-
sorgefunktionen ergeben, sind fur die Landkreise, Staddte und Gemeinden im Untersuchungs-
gebiet nicht neu. Bereits in der Vergangenheit hat der Riickgang der Bevdlkerungszahlen z.B.
zu Anpassungen der Schulstandortstruktur oder dazu gefihrt, dass Leistungen in verschie-
denen Daseinsvorsorgebereichen nicht mehr wie gewohnt aufrechterhalten werden konnten.
Dieser Umstand ist insofern fir die im Rahmen dieses Projektes durchzufiihrenden Untersu-
chungen bzw. zu formulierenden Handlungsempfehlungen von Belang, als sich aufgrund der
Bevolkerungsentwicklung in der Vergangenheit bereits SchlieBungsdiskussionen sowie Dis-
kussionen zu Anpassungsnotwendigkeiten in verschiedenen Leistungsbereichen der Daseins-
vorsorge vollzogen haben, die in aller Regel politisch hoch sensibel sind und die Alltagsreali-
taten der Bevdlkerung stark beeinflussen kénnen.

Daher soll zunachst ein Blick auf die Bevolkerungsentwicklung in den funf Landkreisen in den
Jahren zwischen 2003 und 2011 geworfen werden. Die Bevolkerungsentwicklung in den
kreisfreien Stadten Leipzig und Halle, die vom Untersuchungsgebiet vollstdndig umschlossen
werden, wird — in der Vergangenheitsbetrachtung — nachrichtlich mit aufgefthrt.

Im Betrachtungszeitraum 2003 bis 2011 haben alle funf Landkreise Bevdlkerungsverluste
hinnehmen muissen. So ist die Bevolkerungszahl

e im Landkreis Altenburger Land um etwa 11.900 (-10,9 %),
e im Burgenlandkreis um 21.700 (-10,2 %),
® im Saalekreis um 16.400 (-7,8 %),



im Landkreis Leipzig um 18.500 (-6,5 %) sowie
im Landkreis Nordsachsen um 19.100 (-8,6 %)

Personen zuriickgegangen. Auch in der Stadt Halle ging im Betrachtungszeitraum die Bevol-
kerung leicht zurtick (Rickgang um 6.400 Personen (-2,7 %)). Im gleichen Zeitraum wuchs
die Bevolkerung der Stadt Leipzig um rund 34.300 Personen auf etwa 532.000 Einwoh-
ner/innen im Jahr 2011 an (+6,9 %) (vgl. dazu Abbildung 3 und Abbildung 4).
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Hinter dieser Bevolkerungsentwicklung verbergen sich erhebliche Verschiebungen der alters-
strukturellen Zusammensetzung der Bevdlkerung:

In den funf Landkreisen war vor allem die Anzahl der Einwohner/innen im Alter unter 25
Jahren rucklaufig. Dies betrifft im besonderen MaRe die Landkreise Altenburger Land
und Burgenlandkreis (jeweils rund -28,5 %). Die geringsten Verluste hatte der Landkreis
Leipzig mit einem Ruckgang um 24 % zu verzeichnen.

Etwas weniger deutlich fielen die Bevolkerungsverluste in der Altersklasse der 25- bis
unter 65-jahrigen in den einzelnen Landkreisen aus: Der Landkreis Altenburger Land
hatte im Betrachtungszeitraum von den funf Landkreisen in dieser Altersklasse den
hdchsten Rickgang zu verzeichnen (-13 %). In den anderen Landkreisen betrug der
Ruckgang zwischen 9 % (Burgenlandkreis) und rund 7 % (Landkreis Nordsachsen,
Landkreis Leipzig, Saalekreis).

Ein wesentliches Kennzeichen der demografischen Entwicklung ist die Bevolkerungszu-
nahme im Seniorenalter. So ist die Anzahl der Personen im Alter von 65 Jahren oder &l-
ter im Untersuchungsgebiet zwischen 2003 und 2011 zum Teil erheblich angewachsen:
Diese Zuwéchse haben sich vor allem im Landkreis Leipzig (rund +17 %) sowie im



Landkreis Nordsachsen und dem Saalekreis vollzogen (jeweils etwa +13,5 %). Ein ver-
gleichsweise moderater Zuwachs ergab sich demgegenuber mit rund 8 % im Burgen-
landkreis.
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Diese Veranderungen weisen jedoch auch innerhalb der einzelnen Landkreise teilraumlich
unterschiedliche Entwicklungsdynamiken oder sogar -richtungen auf. Daher erfolgte im
Rahmen des Projektes zusétzlich eine kleinrAumige Analyse der bisherigen Bevolkerungsent-
wicklung. Diese wurde auf Ebene der Verwaltungseinheiten durchgefuhrt. Diese raumlich-
administrative Ebene umfasst

® in Sachsen die Verwaltungsgemeinschaften bzw. die verwaltungsgemeinschaftsfreien
Stadte und Gemeinden,

® in Sachsen-Anhalt die Verbandsgemeinden bzw. die verbandsgemeindefreien Stadte und
Gemeinden sowie

® in Thiringen die Verwaltungsgemeinschaften, gemeinschaftsfreien Stadte und Gemein-
den bzw. die erflllenden/beauftragenden Gemeinden.

Bei Betrachtung der Bevdlkerungsentwicklung von 2003 bis 2011 zeigt sich, dass nahezu alle
untersuchten Raumeinheiten Bevdlkerungsverluste hinnehmen mussten. Diese Verluste
waren insbesondere in der Stadt Colditz mit mehr als -25 % erheblich. Des Weiteren lassen
sich fir den westlichen Teil des Untersuchungsgebiets (Burgenland- und Saalekreis), im
Norden (zwischen Torgau und Delitzsch), im Osten (im Bereich Oschatz) sowie in den Berei-
chen um Zeitz und Altenburg erhebliche Bevolkerungsriuckginge konstatieren. Die Bevolke-
rungsrickgange sind im Verdichtungsraum (Leipziger Umland &stlich von Halle) und im
Bereich Grimma tendenziell geringer. Leichte Bevolkerungszuwéachse sind ausschlielich in
Markkleeberg siidlich von Leipzig abzulesen (vgl. Abbildung 5).
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2.1.2 Ergebnisse der kleinrdumigen Bevodlkerungsprognose

Datenquellen und angewandte Methodik

Eine der wichtigsten Datengrundlagen fir die im Rahmen des Projektes durchzufiihrenden
Analysen und Modellrechnungen ist eine kleinrdumige Bevdlkerungsprognose fur das gesam-
te Untersuchungsgebiet, also die Landkreise, die das Verbundgebiet des MDV bilden.?

Grundlage der im Rahmen des Projektes erarbeiteten kleinraumig differenzierten Bevolke-
rungsvorausschatzung sind die Bevolkerungsprognosen der jeweiligen Statistischen Landes-
amter. Die kleinraumige Bevdlkerungsprognose ubernimmt die Rahmendaten der Landes-
prognosen auf Ebene der Landkreise und schéatzt darauf aufbauend die Entwicklung in den
einzelnen Gemeinden. Dabei werden die Prognoseergebnisse der Lander fir die Landkreise
nicht einfach nach einem festen Schlissel auf die Gemeinden verteilt, sondern es werden
vollstandige Prognoseberechnungen fir jede einzelne Gemeinde durchgefihrt. Die Summe
der Gemeindeergebnisse wird anschlieBend mit den Randsummenwerten der Landesprogno-

®  Fur die kreisfreien Stadte Leipzig und Halle wurden im Rahmen des Projektes keine gesonderten Prognosen

erarbeitet. Dies zum einen, da fiir diese Stadte ja schon aus den Prognosen der Statistischen Landesamter
Zahlen ,auf Einzelgemeindeniveau® vorliegen. Zum anderen, da die Bevolkerungsentwicklung und der Versor-
gungsbedarf nach Leistungen in den beiden Oberzentren nicht im Mittelpunkt der im Rahmen des Projektes
durchzufiihrenden Uberlegungen stehen.



sen abgeglichen. Auf diese Weise koénnen die Besonderheiten der einzelnen Gemeinden
(Altersstruktur der Bestandsbevdlkerung, Wanderungssaldo, Geburten- und Sterberate,
besondere Entwicklungsprojekte) bertcksichtigt werden.

Zusammenfassung der wesentlichen Ergebnisse

In diesem Abschnitt erfolgt eine Zusammenfassung der zentralen Ergebnisse der im Rahmen
des Projektes erarbeiteten kleinrAumigen Bevdlkerungsprognose.

Wie Abbildung 6 zeigt, wird die Bevolkerungszahl in allen Landkreisen des Untersuchungsge-
biets bis zum Jahr 2030 gegentuber 2011 als Basisjahr der Prognose (weiter) zurtickgehen:

e Im Landkreis Leipzig wird die Bevoélkerung nach den Ergebnissen der Prognose um etwa
32.000 Einwohner schrumpfen (-12,1 %).

® Die Bevolkerungszahl im Landkreis Nordsachsen wird um rund 29.500 zuriickgehen
(-14,5 %).

® Der Burgenlandkreis ist von einer Abnahme der Bevdlkerungszahl um etwa 42.000 Men-
schen betroffen (-21,9 %).

® Im Saalekreis belauft sich der Rlickgang im Betrachtungszeitraum bis zum Jahr 2030 auf
35.500 Einwohner (-18,2 %o).

e Im Landkreis Altenburger Land wird sich der Bevdlkerungsriickgang zumindest anteilig
am deutlichsten vollziehen: Gegenluber dem Jahr 2011 als Ausgangsjahr der Prognose
wird die Bevoélkerungszahl bis zum Jahr 2030 um mehr als ein Viertel (-27,4 %) zurlck-
gehen. In absoluten Zahlen ausgedriickt entspricht dies einem Minus von 26.700 Ew.
(vgl. Abbildung 6).
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Zur Einordnung der Ergebnisse in einen gesamtregionalen Zusammenhang sei an dieser
Stelle darauf verwiesen, dass aktuelle Prognosen fiir die Stadt Halle bis zum Jahr 2030 von
einer konstanten Bevolkerungsentwicklung ausgehen (Basisjahr: 2013) und fur die Stadt
Leipzig ein Wachstum um rund 66.000 Personen auf dann knapp 600.000 Einwohner/innen
prognostiziert wird (gegeniber dem Basisjahr 2012). Fir die Gesamtregion ist daher tenden-
ziell von einer Auseinanderentwicklung zwischen Uberwiegend landlichen und groRstadti-
schen Teilraumen auszugehen.*

Eine kleinrAumigere Betrachtung der Prognoseergebnisse verdeutlicht, dass insbesondere in
Teilen des Landkreises Altenburger Land, im Raum Zeitz, nordwestlich von Naumburg in der
Verbandsgemeinde Unstruttal sowie in der Stadt Trebsen/Mulda nordwestlich von Grimma
die Bevdlkerungsverluste mit zum Teil mehr als 30 % besonders hoch sind. Demgegeniber
sind die Bevolkerungsverluste insbesondere im Umland des Oberzentrums Leipzig mit weni-
ger als 10 % deutlich geringer (vgl. Abbildung 7).
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Vor diesem Hintergrund erscheint es besonders wichtig, dass die Statistischen Landesamter ihre — z.T. auf
mittlerweile recht alten Grundlagendaten basierenden — Bevolkerungsprognosen alsbald aktualisieren, um den
sich in der jungeren Vergangenheit vollziehenden (und in den Daten ablesbaren) Entwicklungsprozessen
Rechnung zu tragen.



Die Anzahl der Kinder, Jugendlichen und Jungerwachsenen unter 25 Jahren wird im Untersu-
chungsgebiet bis zum Jahr 2030 gegeniber 2011 als Ausgangsjahr der Prognose insgesamt
um rund 23 % zuriickgehen (-43.000). Bei kleinrdumiger Betrachtung der kiinftigen Entwick-
lung der Bevdlkerungszahlen in dieser Altersklasse lassen sich fur das gesamte Untersu-
chungsgebiet flachendeckende Ruckgéange feststellen. Wie Abbildung 8 zeigt, werden die
Bevolkerungsverluste in dieser Altersklasse vor allem in Teilen des Landkreises Altenburger
Land, im Raum Naumburg sowie insgesamt an den westlichen, ndrdlichen und o6stlichen
Randern des Untersuchungsgebiets hoch sein — in einzelnen TeilrAumen mehr als 40 %.
Weniger deutliche Rickgange in einer GroRenordnung von weniger als 20 % werden sich
voraussichtlich im (stdlichen) Umland der Stadt Leipzig vollziehen.
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Die Anzahl der Personen im Alter von 25 bis unter 65 Jahren wird tber das gesamte Unter-
suchungsgebiet im Prognosezeitraum um knapp ein Drittel zuriickgehen (-170.000). Beson-
ders starke Rickgange lassen sich wiederum fir Teilrdume des Landkreises Altenburger
Land, die Verbandsgemeinde Unstruttal, den Raum Zeitz sowie Teilrdume an der nordlichen
bzw. 0Ostlichen Grenze des Landkreises Nordsachsen erwarten. Vergleichsweise geringe
Rickgange (zwischen -15 % und -20 %) lassen sich vor allem flr Gebiete im Umland des
Oberzentrums Leipzig vorausberechnen (vgl. Abbildung 9).
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Die Anzahl der Personen im Alter von 65 Jahren und mehr wird demgegeniber im Untersu-
chungsgebiet bis zum Jahr 2030 um rund 21 % ansteigen. Dies entspricht einem Zuwachs
von etwa 48.000 Personen. Wie Abbildung 10 verdeutlicht, finden sich im Untersuchungsge-
biet Teilrdume, in denen sich die Anzahl der Personen im Alter von 65 Jahren und é&lter bis
zum Jahr 2030 mehr als verdoppelt. Dies trifft vor allem auf Teilrdume in den beiden sachsi-
schen Kreisen zu. Auffallig ist, dass in weiten Teilen des Landkreises Altenburger Land sowie
in Zeitz, Weillenfels und Merseburg die Anzahl der Personen in dieser Altersklasse — entge-
gen dem allgemeinen demografischen Trend — voraussichtlich sogar rucklaufig sein wird.
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2.2 Infrastrukturentwicklung

Werden Szenarien als Ergebnis einer an die Entwicklungen des demografischen Wandels
orientierten Anpassungsplanung, die normative Aspekte der Versorgung sowie eine integrier-
te Standort- und Verkehrsplanung bertcksichtigt, definiert, wird es erforderlich, die Wirkun-
gen des demografischen Wandels einzugrenzen, normative Rahmenbedingungen zu identifi-
zieren und eine Anpassungsplanung zu skizzieren.

Dies geschah in diesem Projekt durch Arbeit an Materialien, die regionale Projektpartner
bereitgestellt haben, und v.a. in den Vor-Ort-Terminen. Dabei stellte sich heraus, dass die
Anforderungen an die Anpassungsplanung in wesentlichen Teilen qualitativer und nicht
quantitativer Natur sind: Abseits der Zentren und wichtigsten OPNV-Verbindungen werden
viele Infrastrukturen kinftig nicht (mehr) die ,eigentlich* giltigen quantitativen Mindestan-
forderungen z.B. fur den Erhalt von Schulen oder den Betrieb von Buslinien erfillen kénnen.
Im Sinne der Daseinsvorsorge kann es aber durchaus sinnvoll sein, hier nach Mdglichkeiten
zu suchen, die Qualitat der Infrastrukturen zu erhalten, auch wenn festgelegte Mindestgro-
Ben oder Tragfahigkeitsgrenzen unterschritten werden.

Ein besonderes Augenmerk lag im Projekt auf den Wechselwirkungen zwischen standortge-
bundenen Infrastrukturen und dem OPNV. Das Forschungsinteresse galt der Beantwortung
der Frage, ob die Daseinsvorsorge durch Planung dieser Infrastrukturen, durch OPNV-
Planung oder durch eine Kombination aus beidem gesichert werden kann. Insofern wurden
allgemeinbildende Schulen, Hausarztpraxen und Lebensmittelmarkte als wichtigste standort-
gebundene Infrastrukturen ausgewahit.®

Im Folgenden werden die infolge der Diskussionen in den Fokusregionen und im Gesamt-
raum vorgenommenen Setzungen sowie das Vorgehen bei der Bearbeitung des jeweiligen
~1rend“-Szenarios fur die drei vertiefend betrachteten Infrastrukturbereiche sowie deren
wesentliche Ergebnisse beschrieben.

2.2.1 Allgemeinbildende Schulen

Hintergrund und Zielsetzung

Die zentrale Herausforderung im Bereich der allgemeinbildenden Schulen ergibt sich aus dem
zwar teilrdumlich unterschiedlich verlaufenden, sich aber grundsétzlich in der gesamten
Betrachtungsregion absehbar fortsetzenden Ruckgangs der Zahl an Schulkindern.

Die Schulerzahlen an allgemeinbildenden Schulen sind in der kommunalen bzw. kommunal-
politischen Wahrnehmung insofern von Belang, als sich bei Unterschreiten bestimmter Min-
destschiilerzahlen — sofern die Landesebene wie z.B. in Sachsen® oder Sachsen-Anhalt Min-
destschilerzahlen fir den Fortbestand einer Schule definiert — eine absehbar eintretende

®  Das schlieBt nicht aus, dass auch andere Ziele des Alltagsverkehrs wie Arbeitsplatz- oder Freizeitschwerpunkte

fur die Planung im landlichen, vom demografischen Wandel besonders betroffenen Raumen wichtig sind.
MaRnamenseitig wére hier aber nur eine Modellierung der OPNV-Anbindung in Frage gekommen, womit dem
speziellen Forschungsinteresse nicht entsprochen worden ware.

In Sachsen gilt derzeit das sogenannte ,,Schulmoratorium®, das mindestens bis zur Reform des Schulgesetzes
die SchlieBung von Schulen, die die gesetzlich vorgesehene Mindestschilerzahl unterschreiten, verhindert.



Diskussion um den Fortbestand der oOrtlichen Schule ergeben kann. In der allgemeinen Ein-
schéatzung bildet die ortliche Schule gemeinhin einen ,Ankerpunkt* auch fir Infrastrukturan-
gebote aus anderen Bereichen der Daseinsvorsorge und wird zudem als wesentliche Voraus-
setzung fur einen Zuzug bzw. den Verbleib der Wohnbevoélkerung, also insgesamt als Grad-
messer fir die Attraktivitat des Wohnstandortes wahrgenommen.’

Im Rahmen des Forschungsprojektes sollte daher eine Einschatzung dazu erarbeitet werden,
in welchen TeilrAumen der Fortbestand von Schulen aufgrund der Schiilerzahlen auch lang-
fristig als gesichert gelten kann. Zudem war es Ziel der Projektarbeit, im Untersuchungsge-
biet solche Teilraume zu identifizieren, fur die sich aufgrund der voraussichtlich eintretenden
Schulerzahl die Entwicklung und Umsetzung von Konzepten fiur die Sicherung einer wohnort-
nahen Beschulung unter von den Mindestschiilerzahlen abweichenden Bedingungen anbietet
oder sogar aufdrangt.

Als Ergebnis des , Trend-Szenarios* ergibt sich somit fiir alle betrachteten Schularten (also
Grundschulen, Schulen der Sekundarstufe | und Gymnasien) eine standortscharfe Einschat-
zung zur kinftigen Schilerzahl.

Nicht zuletzt aufgrund der GréRe des Untersuchungsgebiets sowie der im Rahmen des Pro-
zesses vorgesehenen Arbeitsstrukturen, die zwar eine vertiefte Diskussion der Ergebnisse auf
der Ebene der Gesamtregion bzw. der Fokusregionen ermdglichte, nicht jedoch eine Debatte
und Plausibilitatsdiskussion der Ergebnisse etwa auf Ebene der Landkreise vorsah, erfolgte
die Abschéatzung vergleichsweise grob. Damit konnten im Rahmen dieses Forschungsprojek-
tes sicherlich nicht alle lokalen Spezifika bertcksichtigt werden. Die fir einzelne Landkreise
vorliegenden standortscharfen Vorausberechnungen fir die Schilerzahlen sollen damit nicht
in Frage gestellt werden. Es ist allerdings davon auszugehen, dass die im Rahmen dieses
Projektes vorgenommene Modellschatzung zur Entwicklung der Schilerzahlen geeignet ist,
Diskussionen Uber die kinftige Standortstruktur und die Optionen fir eine wohnortnahe
Beschulung zu ergéanzen, da grundsatzlich ein langerer Prognosehorizont als in der ,klassi-
schen* Schulentwicklungsplanung gewahlt wurde.

Angesichts der vorgenommenen Fokussierung auf intersektorale Betrachtungen und Analy-
sen bilden die Vorausschatzungen zudem gemeinsam mit den Ergebnissen fir die beiden
anderen vertiefend betrachteten Infrastrukturbereiche die Grundlage fur weitergehende
intersektoral angelegte Uberlegungen zur kiinftigen Versorgungssituation im MDV-Raum.

Der direkte Zusammenhang zwischen SchulschlieBungen und Wanderungsverhalten junger Familien ist neue-
ren Forschungsergebnissen zufolge jedoch empirisch nicht belegbar: Eine Untersuchung fur Sachsen-Anhalt
aus dem Jahr 2011 kommt z.B. zu dem Ergebnis, dass nach der SchlieBung der letzten Grundschule am Ort
zwar die Zuzuge von Familien mit jingeren Kindern zuriickgehen, sich gleichzeitig jedoch auch die Fortziige
reduzieren und diese Effekte im Saldo gegenseitig auftheben (vgl. Hyll/Schneider 2011: 217).



Methodisches Vorgehen

Im Sinne eines Trendszenarios wurden daher im Rahmen des Projektes

e die kunftige Anzahl der Schiler/innen aus der Anzahl der Kinder und Jugendlichen nach
Altersjahrgangen geschéatzt und auf die Ebene von Ortsteilen® umgebrochen,

e auf Grundlage heutiger Schuleinzugsbereiche bzw. des in der Vergangenheit empirisch
beobachtbaren Anwahlverhaltens auf die Schulstandorte verteilt und

o die Schiler/innenzahl auf Ebene der Schulstandorte fiir das Jahr 2030 bilanziert.

Vorausschétzung der Schtilerzahlen nach schulformrelevanten Altersklassen

Bei Betrachtung der Ergebnisse der Vorausschatzung der Anzahl der Schulkinder an Grund-
schulen (im Rahmen des Projektes verstanden als die 7-, 8- und 9-jahrigen sowie jeweils die
Hélfte der 6- und 10-jahrigen Kinder im jeweiligen Betrachtungsjahr normiert an den Schu-
lerzahlen des Ausgangsjahres) zeigt sich fur das gesamte Untersuchungsgebiet ein deutlicher
Riuckgang der Anzahl der Kinder in dieser Altersklasse (vgl. Abbildung 11).

Fur Uberlegungen zur Sicherung einer bedarfsadaquaten und wohnortnahen Beschulung sind
jedoch insbesondere kleinrdumigere Betrachtungen zur kinftigen Entwicklung der Schuler-
zahlen von Interesse. Diese sind im Rahmen des Projektes erarbeitet worden. Am Beispiel
der Fokusregion Meuselwitz zeigt sich, dass bis zum Jahr 2030 gegentiber dem Ausgangsjahr
der Prognose

® die Anzahl der Kinder im Grundschulalter um rund ein Drittel und

e die Anzahl der Schulkinder in einem Alter, in dem fur gewohnlich die Sekundarstufe |
besucht wird (also in den Klassenstufen 5 bis 10) um etwa 24 % zurickgehen wird,

e wahrend die Anzahl der Jugendlichen in einem Alter, in dem der Besuch der gymnasia-
len Oberstufe anstehen kénnte, im Untersuchungszeitraum um rund 10 % anwachsen
wird (vgl. Abbildung 12).

Die im vorangegangenen Abschnitt exemplarisch dargestellten Ergebnisse der Vorausschat-
zungen zur Entwicklung der Anzahl der Kinder in schulformrelevanten Altersklassen ent-
spricht jedoch nicht der Anzahl der Kinder, die im Folgenden modellhaft auf die Schulstand-
orte des Untersuchungsgebiets verteilt werden. Hierzu bedarf es einer Korrektur (,,Eichung*)
an den tatsachlichen Schilerzahlen des Ausgangsjahres, um Kinder und Jugendliche, die
nicht an den allgemeinbildenden Schulen des Untersuchungsgebiets beschult werden, be-
ricksichtigen zu kénnen. Eine derartige Korrektur ist auch insbesondere deswegen nétig, um
fur altere Schiler/innen die Aufteilung auf Gymnasien und sonstige weiterfilhrende Schulen
durchfiihren zu kdnnen.

8 Als ,Ortsteile* im Rahmen der Studie gelten raumliche Abgrenzungen, die von Seiten des Bearbeiterteams auf
Grundlage von Flachen der amtlichen Vermessung (Flachen des Basis-DLM) und den durch die Projekt-
partner/innen bereitgestellten Informationen zu den tatsachlichen Ortsteilen innerhalb von Gemeinden und
Stédten hergeleitet wurden. Die verwendeten ,Ortsteile” sind damit nicht in jedem Fall vollstandig mit den
Ortsteilen aus der Lebensrealitat der Bevilkerung bzw. den ,,quasi-administrativen* Ortsteilen der Kommunal-
verwaltungen deckungsgleich, sondern entsprechen zusammenhangenden Siedlungsgebieten.
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Abbildung 11: Vorausschatzung der Anzahl der Kinder im ,,Grundschulalter”
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Abbildung 12: Fokusregion Meuselwitz: Vorausschatzung der Anzahl der Kinder nach
schulformrelevanten Altersklassen
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Die so ermittelte Anzahl an Schulkindern fur das Jahr 2030 auf Ebene kleinrdumig differen-
zierter Wohnorte wird in einem nachsten Schritt auf Grundlage der heute giltigen Schulein-
zugsbereiche bzw. auf Basis des in der Vergangenheit empirisch beobachtbaren Anwahlver-
haltens auf die Schulstandorte verteilt. Berticksichtigt werden grundsatzlich alle heute beste-
henden allgemeinbildenden Schulen des jeweiligen Typs. Sofern jedoch Schliefungsbe-
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schlisse fur Schulen fir die kommenden Jahre vorliegen und bekannt sind, werden diese
Schulen fir das Prognosejahr 2030 nicht beriicksichtigt.

Beschreibung der Ergebnisse

In diesem Abschnitt werden die Ergebnisse der Vorausschatzungen fir die betrachteten
Schulformen mit einem Fokus auf den regionalen Kontext dargestellt und zusammenfassend
beschrieben. Fur eine starker auf die kleinrdumigere Ebene zielende Betrachtung sei auf die
im Rahmen dieses Projektes fur die funf Landkreise angefertigten Ergebnispapiere (,Land-
kreispapiere*)® verwiesen.

Grundschulen

Das Ergebnis fur die Grundschulen (= Standorte mit einem Angebot im Primarbereich) zeigt,
dass der absehbar eintretende Riuckgang der Anzahl der Schulkinder an zahlreichen Standor-
ten zu einem Unterschreiten der Schilerzahlen von 15 Kindern pro Jahrgangsstufe, also 60
Schiler/innen je Schule fihren kdnnte. Die Standorte, fir die die prognostizierte Schilerzahl
im Jahr 2030 unter 50 Schiler/innen liegen kdnnte, sind rot eingefarbt. Standorte mit einer
prognostizierten Schilerzahl von 50 bis unter 70 Schulkindern sind gelb markiert. Dabei
handelt es sich um Standorte, die méglicherweise einer besonderen Aufmerksamkeit beduir-
fen, da die Ublicherweise fur den Erhalt des Standorts erforderliche Klassenstarke von 15
Schuler/innen je eigenstandiger Jahrgangsstufe gerade noch erreicht oder ggf. knapp unter-
schritten werden konnte.™® Griin eingefarbte Standorte werden voraussichtlich auch im Jahr
2030 Schilerzahlen von 70 oder mehr erreichen, so dass deren Fortbestand im Prognosezeit-
raum als wahrscheinlich gelten kann.

Vor dem Hintergrund, dass sowohl in Sachsen-Anhalt als auch Sachsen fur den Grundschul-
bereich Mindestschulerzahlen von 60 Schuiler/innen je Schule gelten, lassen sich so die Teil-
raume identifizieren, in denen sich ggf. Diskussionen um eine Anpassung der Schulstandort-
strukturen ergeben konnten (vgl. zu den gesetzlichen Vorgaben und moglichen Ausnah-
meregelungen ausfuhrlich Abschnitt 4.1). Vorausgesetzt, dass sdchsische Schulmoratorium,
das derzeit SchulschlieBungen auch bei einem (dauerhaften) Unterschreiten der Mindest-
schilerzahlen verhindert, gilt noch im Jahr 2030, waren demnach keine Anpassungen der
Standortstrukturen zu erwarten. Andernfalls kénnten sich

e in den an den Landkreis Altenburger Land grenzenden Bereichen des Landkreises Leipzig
(z.B. Neukieritzsch / Deutzen / Regis-Breitingen bzw. Kohren-Sahlis / Korsdorf) und

® in einzelnen Teilrhumen des Landkreises Nordsachsen (v.a. nordlich der Stadt Leipzig,
sudlich von Torgau bzw. entlang der 6stlichen Grenze zu den Kreisen Elbe-Elster und
MeilRen)

Diskussionen um die Sicherung einer qualitativ ansprechenden und wohnortnahen Beschu-
lung ergeben.

°  https://www.mdv.de/ueber-uns/projekte/regionalstrategie-daseinsvorsorge/

10 Es wird an dieser Stelle darauf verzichtet, einen festen Schwellenwert bei 60 Schiiler/innen darzustellen (wie
etwa in den Landkreispapieren). Vielmehr geht es auch zum Ausgleich von Prognoseunsicherheiten darum,
Standorte mit besonderem Aufmerksamkeitsbedarf zu identifizieren.



Fur den Landkreis Altenburger Land — fur den als Teil des Landes Thiringen keine Vorgaben
zu Mindestschilerzahlen gelten — zeigen die Ergebnisse der Vorausschatzung, dass mittelfris-
tig mehrere Grundschulen im sddlichen Teil des Kreisgebietes nur noch vergleichsweise
geringe Schulerzahlen erreichen werden (vgl. Abbildung 13).

Unter Annahme einer auch im Jahr 2030 geltenden Mindestschilerzahl fir Schulen in den
Landkreisen des Bundeslandes Sachsen-Anhalt kdnnten spéatestens dann Diskussionen um
den Fortbestand zahlreicher Grundschulen entstehen. Dies kénnte

® im Saalekreis direkt nordlich und westlich an das Oberzentrum Halle angrenzende
Standorte sowie Standorte im Kreiswesten und

e im Burgenlandkreis Bereiche im Norden des Kreises sowie im Umland der Stadt Zeitz
betreffen.

Insbesondere im Raum Zeitz wird die Notwendigkeit einer abgestimmten und koordinierten
Schulentwicklungsplanung deutlich: Wahrend die Standorte in der Stadt Zeitz selbst allesamt
auch Uber das Jahr 2030 hinaus voraussichtlich hohere Schilerzahlen erreichen werden,
lassen die Ergebnisse der Vorausschatzung fir alle Standorte im Umland erwarten, dass die
Mindestschulerzahl nicht erreicht oder nur vergleichsweise knapp Uberschritten wird (vgl.
Abbildung 13).
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Weiterfiihrende Schulen mit Sekundarstufe | (ohne Gymnasien)

Als weiterfiihrende Schulen mit Sekundarstufe | (ohne Gymnasien) gelten im Rahmen dieser
Untersuchung alle allgemeinbildenden Schulen mit Sekundarstufe I ohne Gymnasien. Dies
sind

® in Sachsen die Oberschulen,

® in Sachsen-Anhalt die Sekundarschulen sowie die Sekundarstufen | der Gesamtschulen
und der Gemeinschaftsschulen und

® in Thiringen die Regelschulen, die Gesamtschulen bzw. der Sekundarzweig | der Ge-
meinschaftsschulen.

Die Ergebnisse der Vorausschatzungen fir das Jahr lassen zusammengefasst folgende
Schlussfolgerungen zu (vgl. Abbildung 14):**
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' Die im Rahmen der Modellschatzung ermittelten Werte fiir einzelne Standorte in den Mittelzentren sind dabei

insofern mit Unsicherheiten behaftet, als die innerstadtische ,Fein“-Verteilung von Schiler/innen im Rahmen
eines Projektes mit stark regionalem Fokus nur schwer abgeschéatzt werden kann.



Im Landkreis Leipzig wirden demnach einige der Oberschulen weniger als 240 Schi-
ler/innen aufweisen. Mit Ausnahme einer Schule liegen die geschatzten Werte jedoch al-
lesamt nur sehr knapp unter 240, so dass aufgrund von Prognoseunsicherheiten und lo-
kaler Spezifika bei der Schulwahl sowie des geltenden Schulmoratoriums belastbare Aus-
sagen zur mdoglichen ,Gefédhrdung” von Standorten nicht getroffen werden kénnen.
Grundsatzlich ist nach den Ergebnissen der Vorausschatzung davon auszugehen, dass
der weitaus gréR3te Teil der Oberschulen im Landkreis Leipzig die Mindestanforderungen
an Schulerzahlen und Zigigkeit auch 2030 noch erftillt.

Die Ergebnisse fir den Landkreis Nordsachsen zeigen, dass ebenfalls fur alle heute be-
stehenden Standorte davon ausgegangen werden kann, dass diese auch im Jahr 2030
eine Schulerzahl von 240 Schiler/innen erreichen werden. Einzig im Bereich Werms-
dorf / Migeln kénnte nach den Ergebnissen die Entwicklung der Schilerzahlen — sofern
das Moratorium in der heutigen Form nicht mehr gelten sollte — dazu fihren, dass Dis-
kussionen um die Gefahrdung beider Standorte entstehen.

Im Saalekreis werden nach den Ergebnissen der Vorausschatzung elf Schulen im Jahr
2030 weniger als 240 Schiler/innen haben, jedoch nur eine weniger als 180. Somit las-
sen die Ergebnisse der Vorausschatzung — unter der Annahme, dass sich Ausnahmere-
gelungen realisieren lassen — den Fortbestand nahezu aller Schulen bis zum Jahr 2030
erwarten.

Die Ergebnisse fiir den Burgenlandkreis legen nahe, dass die Schilerzahlen im Jahr 2030
an sechs Standorten unterhalb von 240 Schiler/innen liegen kénnten, an zwei Standor-
ten kdnnten es sogar unter 180 Schuler/innen sein.

Fur die Schulen im Landkreis Altenburger Land ergibt sich, dass ein Teil der Regelschu-
len auBerhalb der Stadt Altenburg weniger als 120 Schuler/innen haben koénnten, so
dass selbst bei Einzigigkeit die durchschnittliche Anzahl der Schiiler/innen pro Klasse
unter 20 lage. Dies betrifft z.B. die Regelschulen in Nébdenitz oder Rostiz.

Gymnasien

Fur die Gymnasien in offentlicher Tragerschaft wurde die Vorausschatzung der Schilerzahlen
analog zum Vorgehen bei den Grundschulen und weiterfilhrenden Schulen mit Beschulungs-
angebot in der Sekundarstufe | durchgefiihrt. Zur Beurteilung der Ergebnisse soll eingangs
kurz auf die rechtlichen Vorgaben in Bezug auf die Mindestschilerzahlen an den einzelnen
Standorten eingegangen werden (vgl. dazu ausfihrlicher Abschnitt 4.1.1):

In Sachsen werden Gymnasien in den Klassenstufen 5 bis 12 dreizligig gefuhrt. In Aus-

nahmefallen ist auch eine Zweizligigkeit mdglich. Nach 8§ 4a des Schulgesetzes soll die
Schilerzahl je Klasse mindestens 20 Schiler/innen betragen. Grundsatzlich gilt damit
pro Gymnasium eine Mindestschilerzahl von 480 Schuler/innen, ausnahmenweise auch
320 (zu moglichen weiteren Ausnahmen vgl. wiederum Abschnitt 4.1.1).

Im Land Sachsen-Anhalt sind fiir die Jahrgangsstufen 5 bis 10 an Gymnasien die Dreizi-
gigkeit sowie eine Mindestschilerzahl von 600 Schiler/innen vorgegeben. Ausnahms-
weise konnen Gymnasien auch zweizuigig gefuhrt werden (Mindestschilerzahl damit
400). Pro Jahrgang der gymnasialen Oberstufe (also Jahrgange 11 und 12) soll die Jahr-
gangsstarke mindestens 50 Schiler/innen betragen.



Die Gesetzgebung des Landes Thiringen kennt hingegen auch fir Gymnasien keine
Mindestschulerzahlen. Die Schulen entscheiden in eigener padagogischer Verantwortung
auf Grundlage der von Seiten des Landes zugewiesenen Wochenstunden tber die Bil-
dung von Klassen.

Die Ergebnisse des Trend-Szenarios zeigen fur die einzelnen Landkreise des Untersuchungs-
gebiets Folgendes (vgl. Abbildung 15):

Die fur die Gymnasien in den sachsischen Landkreisen Leipzig und Nordsachsen zu er-
wartenden Schulerzahlen lassen erwarten, dass die Moglichkeit der Dreizligigkeit auch
im Jahr 2030 noch an allen Standorten gegeben ist.

In den Kreisen Sachsen-Anhalts —Saalekreis sowie Burgenlandkreis — wird sich vermut-
lich aufgrund der ricklaufigen Schilerzahlen an einzelnen Standorten die Frage stellen,
ob zur Sicherung aller Standorte von einem vierziigigen auf einen drei- oder sogar zwei-
zligigen Betrieb umgestellt werden muss. Bei einem solchen Vorgehen wéaren Veréande-
rungen der Schulstandortstruktur im Bereich der Gymnasien kaum zu erwarten.

Fur die Gymnasien im Landkreis Altenburger Land kann davon ausgegangen werden,
dass ein dreiziigiger Betrieb auch im Jahr 2030 noch mdglich ist, ggf. stellt sich nur far
einen Standort die Frage nach einer Umstellung auf zweiziigigen Betrieb.
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Zusammenfassung und Schlussfolgerungen

Mit den Ergebnissen der Trendszenarien im Bereich der allgemeinbildenden Schulen ist be-
wusst keine Aussage zu einer Veréanderung der Standortstrukturen und einer ,wahrscheinli-
chen Standortstruktur im Prognosezeitraum verknipft. Diese wirde Planungs- und Steue-
rungsentscheidungen der Verantwortlichen vorwegnehmen. Vielmehr besteht die Blickrich-
tung dieses Szenarios darin, raumlich differenzierte Handlungsbedarfe zu identifizieren und
verschiedene Reaktionsmoglichkeiten diskursiv miteinander zu vergleichen.

Wie die Ergebnisse gezeigt haben, sind im Bereich der weiterfuhrenden Schulen einschlief3-
lich der Gymnasien allenfalls fur einzelne Standorte Diskussionen um die Gefahrdung des
Fortbestandes zu erwarten. Grundsatzlich kdnnten sich hier Anpassungsnotwendigkeiten in
Bezug auf die Zigigkeit (die die Rechtsvorschriften bereits heute zulassen) ergeben. Der
Fortbestand der allermeisten Standorte dirfte hingegen nicht zur Disposition stehen.

Es ging in den Diskussionen in den Projektgremien im Wesentlichen um die Frage, ob es
sinnvoll ist, weitere sich abzeichnende Schulschlielfungen durch konzeptionelle Anpassungen
von rechtlichen und organisatorischen Rahmenbedingungen an den demografischen Wandel
zu verhindern. Gangige Szenarien wie die Gegenlberstellung von zweiziigigen Grundschulen
zu einzligigen Grundschulen sind im MDV-Raum ohne Relevanz, weil hier bereits im Grund-
schulbereich kleine Grundschulen mit 15 Kindern pro Klasse (in Sachsen-Anhalt und Sach-
sen) als Standard gelten. Wenn in diesen bereits einzugig betriebenen Schulen mit einem
weiteren Schillerriickgang gerechnet werden muss, kann ein Erhalt nur durch Beschreiten
padagogisch-konzeptionell neuer Wege mdaglich werden.

2.2.2 Lebensmittelnahversorgung

Hintergrund und Zielsetzung

Hinsichtlich der Mdglichkeiten, eine wohnortnahe Lebensmittelversorgung in Anspruch zu
nehmen, bestehen im MDV-Raum schon heute deutlich unterschiedliche Ausgangsbedingun-
gen: Wahrend in den zentralen Siedlungsbereichen haufig auch fuBlaufig die Mdglichkeit
besteht, Supermarkte mit diversifiziertem Angebot zu erreichen, ist das Angebot in vielen
landlich gepragten TeilrAumen auf einzelne Fachgeschafte wie z.B. Backer, Hofladen und
Direktvermarkter, die nur die Versorgung mit einem Teil des fur den taglichen Bedarf bend-
tigten Sortimentes bereithalten, beschrankt. Die Versorgung mit Lebensmitteln setzt vieler-
orts also die Nutzung des (eigenen) Pkw bzw. die private Organisation von Fahrten der
Mitnahme oder des Mitbringens voraus. Der OPNV kann eine Anbindung an hochwertige
Versorgungseinrichtungen nicht im gesamten MDV-Raum leisten. ,Supermarktbusse”, die —
haufig betrieben von Einzelhandelsunternehmen — die Personenbeférderung aus landlichen
TeilrAumen zu Versorgungseinrichtungen sicherstellen, finden sich bisher nur sehr vereinzelt.

Im Rahmen des Projektes stellte sich damit vor allem die Frage, wie die Erreichbarkeit von
Lebensmittelméarkten fir eine sukzessive alternde Bevolkerung kiinftig sichergestellt werden
kann. Abschatzungen fir eine wahrscheinliche Standortstruktur der Lebensmittelmarkte im
Jahr 2030 sind sowohl aus Sicht der regionalen Akteur/innen als auch des Projektteams nicht
verlasslich mdglich. Dies ist vor allem darauf zurtickzufiihren, dass die Logiken, nach denen
Betreiber Uber Fortbestand oder Aufgabe von Standorten entscheiden, nicht mit Hilfe der im
Projekt verfugbaren Daten modelliert werden kénnen. Hier spielt vor allem eine Rolle, dass
sich die fur den Lebensmitteleinkauf aufgesuchten Orte haufig aus der Alltagsrealitdt von



Personen ergeben — z.B. in Bezug auf Wegeketten zwischen Wohnort und Arbeitsplatz oder
anderen Alltagszielen — und deren Abschatzbarkeit nicht nur aufgrund der Grol3e des Unter-
suchungsgebiets aulierhalb der Modellierbarkeit liegt. Fur Uberregional tatige Supermarktket-
ten greifen neben betriebswirtschaftlichen Uberlegungen weitere Aspekte (z.B. Standorte
gegentber den Mitbewerbern zu besetzen und zu sichern), die nicht verlasslich durch Modell-
rechnungen abgebildet werden kénnen.

Ein weiterer wichtiger Aspekt, der vor allem fur kleinere Lebensmittelméarkte Relevanz entfal-
tet, besteht darin, dass sich in landlichen TeilrAumen vielerorts Schwierigkeiten ergeben,
Nachfolgeregelungen fiir den Fall zu organisieren, dass der bisherige Betreiber einen Laden —
z.B. aus Altersgrinden — nicht weiter betreiben will oder kann. Somit bestand die Zielsetzung
im Rahmen des Projektes vor allem darin,

® cine systematische Analyse der Erreichbarkeitsverhaltnisse heute bestehender Lebens-
mittelmarkte mit einer gewissen Angebotsvielfalt zu erarbeiten,

e rdumliche Bereiche zu identifizieren, in denen Lebensmittelméarkte nur mit groRem Zeit-
aufwand zu erreichen sind,

e auf Basis einer fundierten Analyse Diskussionen um die Mdglichkeiten zur Sicherung des
Fortbestandes von Einrichtungen sowie

® zur Sicherung der Erreichbarkeit von Lebensmittelméarkten zu fthren.

Methodisches Vorgehen

Zunéchst sind die heute verfugbaren Standorte im MDV-Raum- sofern aus den bereitgestell-
ten Grundlagendaten ablesbar — mit folgenden Kennzahlen attributiert und kartografisch
aufbereitet worden:

® Art des Lebensmittelgeschéftes (z.B. Supermarkt, Discounter, Dorfladen, Backer, Hofla-
den),

e Verkaufsflache (als MaRzahl fir GréRe und Vielfalt des Angebotes),

e Entwicklung der Anzahl der potenziellen Kunden/innen im unmittelbaren Einzugsbereich
bis zum Jahr 2030,

e Kennzahlen zur Erreichbarkeit (Anzahl der potenziellen Kunden/innen, die einen Standort
innerhalb bestimmter OPNV-Reise- oder FuRwegezeiten erreichen, Anzahl der Haltestel-
len im unmittelbaren Einzugsbereich nach OPNV-Angebotsqualitit) sowie

® Abschatzung der Kaufkraftentwicklung als Mafizahl aus Bevélkerungsentwicklung und
durchschnittlicher Kaufkraft im Umfeld der Einrichtung bis zum Jahr 2030.

Auf Grundlage dieser Analyse wurden in den Projektgremien Diskussionen um die Méglich-
keiten, den Fortbestand von Einrichtungen zu sichern, gefiihrt.*?

2 Die einzelnen analytischen (Zwischen-) Ergebnisse haben vor allem eine katalytische Funktion fur die weitere
Diskussion auf der regionalen Ebene und besitzen als ,Einzelresultate” fur diesen Forschungsbericht wenig
Aussagekraft. Sie werden hier deshalb nicht detailliert dargestellt.



Den Ausgangspunkt fur alle weiteren Uberlegungen bildete — neben den oben bereits be-
schriebenen KenngroRen — eine detaillierte Analyse der heutigen OPNV-Erreichbarkeit. Dafir
wurde fur jeden KkleinrAumigen Siedlungsbereich die ,Aulerhauszeit” ermittelt, die sich
ergibt, wenn ein einstiindiger Aufenthalt in einem Lebensmittelmarkt an einem Vormittag
unter der Woche wahrgenommen wird. Die Analyse berlcksichtigt grundsatzlich Verbindun-
gen mit einer friihesten Ankunft am Einrichtungsort um 9 Uhr und einer spatesten Ankunfts-
zeit um 12 Uhr. Die ,,Auflerhauszeit” bilanziert dabei den Weg zwischen Wohnung und Halte-
stelle, die Wegezeiten fur den Hin- und Rickweg inklusive Warte- und Umsteigezeiten sowie
den Weg zwischen Haltestelle und Einrichtung. Zusétzlich wurde bericksichtigt, dass Wege
im Nahraum auch ohne Nutzung des OPNV zuriickgelegt werden kénnen. Dabei wurde in
einem Entfernungsbereich von bis zu 1,2 km (20 min FulRweg bei einer Geschwindigkeit von
1 m/sec) davon ausgegangen, dass der Weg zu Ful3 zurlckgelegt wird, wenn die Wegezeit
geringer ist als die Reisezeit mit dem OPNV.

Bei den Erreichbarkeitsauswertungen wurden Lebensmittelsuperméarkte und -discounter
sowie kleinere Nahversorgungseinrichtungen bertcksichtigt, sofern dort die Lebensmittelver-
sorgung des taglichen Bedarfs weitgehend erflillt werden kann. wegen ihres begrenzten
Sortiments wurden hingegen Béacker, Fleischer, Hofladen, Kioske, Tankstellen etc. nicht
berucksichtigt.

Beschreibung der Ergebnisse

Wie die Ergebnisdarstellung in Abbildung 16 zeigt, lassen sich im Untersuchungsgebiet Teil-
raume identifizieren, in denen hinsichtlich der OPNV-Erreichbarkeit von Lebensmittelméarkten
Schwierigkeiten bestehen oder zu erwarten sind. In der folgenden Ergebnisbeschreibung
wird auf drei Aspekte Bezug genommen: Identifizierung von Teilrdumen,

® aus denen die Wegezeiten zum Lebensmittelmarkt schon heute recht lang sind,
e in denen heute keine OPNV-Verbindung zu einer Lebensmitteleinrichtung besteht sowie

® in denen die Erreichbarkeit heute weitgehend gesichert ist, fir die sich jedoch dadurch,
dass es sich um raumlich zusammenhangende Bereiche ohne groReren Lebensmittel-
markt (definiert als Lebensmittelmarkt mit einer Verkaufsflache von mindestens 400m2)
Handlungsnotwendigkeiten dann ergeben kénnten, wenn eine Nachfolge- oder Uber-
nahmeregelung fur diesen Standort nicht gelingt.

Im Folgenden werden die Ergebnisse fur jeden Landkreis in knapper Form beschrieben.
Dabei wird durchgehend auf Abbildung 16 und Abbildung 17 Bezug genommen:

e Im Landkreis Leipzig ist fur knapp ein Viertel der Bevolkerung (23 %) ein Lebensmitte-
leinkauf am Vormittag mit Angeboten des OPNV oder zu FuB nicht zu organisieren. Wei-
tere 10 % sind — trotz grundséatzlich vorhandenen OPNV-Angebotes — bei einem ein-
stindigen Aufenthalt im Lebensmittelmarkt mehr als zwei Stunden unterwegs. Groliere
raumlich zusammenhéngende Bereiche, in denen Schwierigkeiten bestehen, den Le-
bensmitteleinkauf ohne Pkw zu erledigen, finden sich vor allem im Osten des Landkrei-
ses (z.B. Gemeinde Lossatal und Teilrdume 6stlich von Wurzen bzw. Grimma). Erschwe-
rend kommt hinzu, dass dort — aber auch im Bereich Espenhain / Otterwisch oder im
Norden der Stadt Pegau — nahezu ausschlief3lich ,kleinere” Lebensmittelmérkte angesie-
delt sind, so dass sich dort — im Falle, dass der Fortbestand bzw. eine Nachfolgeregelung
nicht realisiert werden kann — erhebliche Erreichbarkeitsprobleme ergeben kénnten.



Fir 16 % der Bevolkerung des Landkreises Nordsachsen ist ein einstindiger Lebensmit-
teleinkauf am Vormittag mit einer AuRerhauszeit von mehr als zwei Stunden verbunden.
Fur etwa 21 % der Bevolkerung besteht keine Moglichkeit, den Lebensmitteleinkauf mit
Angeboten des OPNV oder zu FuB zu realisieren. Siedlungsbereiche, die nur schlecht
durch den OPNV erschlossen sind, verteilen sich tUber die verschiedenen Teilraume des
Kreises. Bei genauerer Betrachtung zeigt sich zudem, dass in einzelnen raumlich zu-
sammenhangenden TeilrAumen des Kreises die Versorgung vorwiegend durch kleinere
Lebensmittelmarkte gewahrleistet wird. Dies betrifft z.B. den Kreisnorden zwischen De-
litzsch, Bad Duben, Eilenburg und Torgau bzw. das dstliche Kreisgebiet zwischen Torgau
und Oschatz. Sofern die Organisation von Nachfolgeregelungen ansteht und einzelne
Standorte nicht weiterbetrieben werden kdnnen, sind dort z.T. erhebliche Verschlechte-
rungen bzgl. der nahraumlichen Versorgungssituation erwarten.

Fur rund 70 % der Bevolkerung des Saalekreises ist ein einstindiger Lebensmittelmarkt-
besuch bei Nutzung von Angeboten des OPNV bzw. der Eigenfortbewegung im Nahbe-
reich mit einem Zeitaufwand von weniger als zwei Stunden verbunden. Nur fir etwa
10 % besteht im untersuchten Zeitfenster keine Moglichkeit, einen Lebensmittelmarkt zu
erreichen. Handlungsbedarf konnte sich im Bereich der Lebensmittelversorgung z.B. im
westlichen Kreisgebiet (Teilbereiche der Stadt Querfurt, Farnstddt, Obhausen und
Schraplau) ergeben: Hier finden sich viele kleine Lebensmittelmérkte, deren Wegfall eine
deutliche Verschlechterung der nahraumlichen Verflugbarkeit von Einkaufsmdoglichkeiten
bedeuten wirde. Ahnliches gilt in einigen Gebieten im Kreisnorden.

Die Lebensmittelversorgung ist im Burgenlandkreis vorwiegend auf die Zentren und
wichtigsten Achsen konzentriert. So finden sich zahlreiche Lebensmittelmérkte entlang
der B 176 westlich von Weienfels und Naumburg sowie entlang der B 87 von Weil3en-
fels ber Naumburg bis Eckartsberga, meist an den Ortsrdndern der Grund- und Mittel-
zentren. Allerdings finden sich dartber hinaus an einzelnen Orten im Burgenlandkreis
weitere Lebensmittelmarkte — auch solche mit vergleichsweise groRRen Verkaufsflachen.
Dennoch bedeutet diese vergleichsweise dezentrale Verteilung nicht, dass die Erreich-
barkeit von Lebensmittelméarkten fur Personen ohne Pkw flachendeckend sichergestellt
ist: 15 % der Bevdlkerung sind bei einem einstiindigen Lebensmittelmarktbesuch am
Vormittag mit dem OPNV mehr als zwei Stunden unterwegs, fiir weitere 23 % lasst sich
ein Lebensmittelmarkt Giberhaupt nicht mit dem OPNV erreichen. Im Westen des Kreis-
gebietes, im Umland der Stadt Weil3enfels sowie im auBersten Kreisosten an der Grenze
zum Altenburger Land finden sich zudem Teilrdume, in denen nahezu ausschliellich
kleinere Lebensmitteleinrichtungen vorhanden sind.

Die Lebensmittelversorgung ist im Landkreis Altenburger Land auf die Zentren und wich-
tigsten Achsen konzentriert. So finden sich Lebensmittelméarkte im ndrdlichen Kreisgebiet
vor allem entlang der in Ost-West-Richtung durch den Landkreis verlaufenden B 180
sowie in der Stadt Lucka. Im Siden des Landkreises konzentrieren sich die Standorte
von Lebensmittelmarkten raumlich im Bereich Schmdlin und Go6Rnitz. Aus anderen Teil-
raumen (z.B. nordlich oder norddstlich von Altenburg) ist ein einstiindiger Einkauf am
Vormittag unter Nutzung des OPNV nur unter Inkaufnahme vergleichsweise langer
Wegezeiten mdoglich. So sind 12 % der Landkreisbevdlkerung fir diesen Einkauf mehr
als zwei Stunden unterwegs. Fir weitere 25 % bietet der OPNV vormittags tiberhaupt
keine Mdoglichkeit, zu einem Lebensmittelmarkt zu gelangen (vor allem Gebiete im Wes-
ten, Stdosten und &uBersten Suden des Kreisgebietes).
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Abbildung 16: AufRerhauszeit bei einem einstiindigen Aufenthalt in einem Lebensmittelmarkt am Vormittag an Werktagen (Status quo)
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Zusammenfassung und Schlussfolgerungen

Wie die Auswertungen gezeigt haben, lassen sich im gesamten Untersuchungsgebiet Teil-
raume mit Erreichbarkeitsdefiziten im Bereich der Lebensmittelversorgung identifizieren.
Dass diese Uberdies fir einen nicht kleinen Teil der Bevidlkerung gelten, zeigt beispielsweise
Abbildung 17. Der Problemdruck scheint allerdings vor allem deswegen noch nicht allzu hoch
zu sein, als in vielen landlichen Regionen die Akzeptanz dafur, dass der Lebensmitteleinkauf
mit dem Pkw zurtickgelegt werden muss, recht hoch ist. Die Riickmeldungen aus der Region
zeigen zudem, dass in diesem Bereich die Nachbarschaftshilfe gut funktioniert, so dass auch
(kommerzielle) Mithahme- oder Bringdienste ihr Angebot z.T. mangels Nachfrage wieder
eingestellt haben, was erklart, dass dieses Thema von allen in den Vor-Ort-Terminen behan-
delten Themen die geringste Aufmerksamkeit der regionalen Akteur/innen erhalten hat. Nach
Auffassung der regionalen Akteur/innen fehlen in Bezug auf die Sicherung von Einrichtungen
und Angeboten des Lebensmittelhandels auch die konkreten Steuerungsinstrumente. Inso-
fern wurden auch hier die Diskussionen vorwiegend unter dem Gesichtspunkt gefuhrt, wie
die Wahrscheinlichkeit, dass zentrenferne kleinere Geschafte weiterbetrieben werden kon-
nen, zu erhdéhen ist bzw. welche Mobilititsangebote geeignet sind, die Erreichbarkeit von
Lebensmittelméarkten zu sichern bzw. zu erhéhen.

2.2.3 Hausarztliche Versorgung

Hintergrund und Zielsetzung

In Teilrdumen des Untersuchungsgebiets sind schon heute die Wege zur nachsten Hausarzt-
praxis weit. Dies gilt insbesondere dann, wenn kein eigener Pkw verfigbar ist, sich keine
private Mitfahrgelegenheit organisieren lasst und ein Taxi schlicht zu teuer ist.



Diese Situation kdnnte sich zukinftig durch verschiedene, sich gegenseitig Uberlagernde
Entwicklungen verscharfen:

e Trotz des fur weite Teile des Untersuchungsgebiets prognostizierten Rickgangs der
Bevolkerung lassen die Verschiebungen der Altersstruktur (vgl. dazu Abschnitt 2.1.2)
keinen parallelen Rickgang des Bedarfes nach hausarztlichen Versorgungsleistungen
erwarten. Der Bedarf wird — quantitativ gesehen — nicht proportional zum Bevdlkerungs-
rickgang abnehmen, vielmehr kénnte er teilrdumlich sogar ansteigen.

e Die Altersstruktur der heute im Untersuchungsgebiet praktizierenden Hauséarzt/innen
lasst erwarten, dass viele von ihnen ihre berufliche Téatigkeit in den nachsten Jahren
aufgeben kdnnten.

® Fir den Bereich der Allgemeinmedizin wird gemeinhin ein ,,Nachwuchsmangel* konsta-
tiert. Insbesondere in landlichen TeilrAumen bestehen aufgrund der Standortanforde-
rungen junger Arzt/innen haufig Schwierigkeiten, Nachfolgeregelungen kurzfristig zu
realisieren. Ursachlich daflr ist beispielsweise, dass das wirtschaftliche Risiko der Uber-
nahme einer Einzelpraxis im landlichen Raum als hoch eingeschatzt wird bzw. dass die
Anforderungen an eine Integration von Berufs-, Privat- und Familienleben haufig den
Wunsch begriinden, (zunachst) eine Teilzeittatigkeit aufzunehmen und diese auf dem
Land seltener angeboten wird.

Damit besteht fur weite Teile des Untersuchungsgebiets die Herausforderung insbesondere
vor dem Hintergrund veranderter Anforderungen an die arztliche und medizinische Versor-
gung einer alternden Bevdlkerung darin, eine bedarfsgerechte wohnortnahe Versorgung
bzw. die Erreichbarkeit arztlicher und gesundheitlicher Versorgungsangebote sicherzustellen.
Konkret bedeutet dies, Arzt/innen fir die Region zu gewinnen und die &rztliche Versorgung
der Bevolkerung durch eine Integration verschiedener Formen &rztlicher und gesundheitli-
cher Versorgungsangebote zu sichern.

Methodisches Vorgehen und Beschreibung der Ergebnisse

Im Rahmen der quantitativen Analysen wurde zunéchst eine regionsweite Abschatzung zur
kinftigen Entwicklung des Bedarfes nach hausarztlichen Versorgungsleistungen erarbeitet.
Dies geschah, indem die Ergebnisse der kleinrdumigen Bevolkerungsvorausschitzung mit
nach Alter und Geschlecht differenzierten Inanspruchnahmewahrscheinlichkeiten tberlagert
wurden. ™

Dabei zeigte sich der bereits beschriebene Zusammenhang, nach dem der Versorgungsbe-
darf aufgrund der altersstrukturellen Verschiebungen nicht proportional zur Bevdlkerungs-
entwicklung abnimmt, sondern vergleichsweise konstant bleibt bzw. teilrdumlich sogar an-
steigen konnte. Am Beispiel der Ergebnisse fur zwei der drei Fokusregionen (vgl. Abbildung
18) zeigt sich, dass

e in der Fokusregion Mittelbereich Torgau, in der der Anstieg der Anzahl der Alteren und
Alten recht stark verlaufen wird, mit einer vergleichsweise konstanten quantitativen
Nachfrage nach hausarztlichen Versorgungsleistungen zu rechnen ist, wahrend

13 abgeleitet aus dem GEK-Report zur ambulant-arztlichen Versorgung aus dem Jahr 2008



e fur die Fokusregion Raum Meuselwitz, in der teilrAumlich auch die Anzahl der 65-
Jahrigen und alteren zurtickgehen wird (vgl. Abschnitt 2.1.2), von einem vergleichsweise
deutlichen Rickgang auch der Anzahl der Arztkontakte ausgegangen werden muss —
was ggf. aufgrund moglicher Anderungen der Wirtschaftlichkeit von Praxen die Heraus-
forderungen zur Nachbesetzung von Hausarztsitzen und -praxen nochmals verschéarfen

kobnnte.
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@ Bevélkerungsentwicklung
Entwicklung des Versorgungsbedarfes

Im Rahmen des Forschungsprojektes sind auf Basis von Grundlagendaten der Kassenarztli-
chen Vereinigungen zudem an der Altersstruktur der heute praktizierenden Hauséarzt/innen
ansetzende Vorausschatzungen vorgenommen worden: Aus der Fortschreibung der Alters-
struktur (=, Alterung” der heute praktizierenden Hausarzt/innen) lassen sich unter der An-
nahme des wahrscheinlichen Renteneintrittsalters Schlussfolgerungen zum Wiederbeset-
zungsbedarf in den einzelnen Teilraumen ableiten. Die teilraumlichen Ergebnisse zeigt Abbil-
dung 19 (Datenstand: 2014).

e Im Mittelbereich Zeitz ist schon heute rund ein FUnftel der praktizierenden Haus-
arzt/innen 65 Jahre oder alter. Bis zum Jahr 2030 wird sich die Zahl der heutigen Haus-
arzt/innen, die bis dahin 65 Jahre oder alter sein wird, auf 35 erhéhen. Wird vorausge-
setzt, dass sich Fragen der Nachbesetzung spatestens in diesem Alter stellen, so besteht
die Herausforderungen darin, fur rund 90 % der Hausarztstellen eine Nachbesetzung zu
organisieren — wenn der quantitative Umfang der hausarztlichen Versorgungsleistungen
auch fur 2030 aufrechterhalten werden soll.



® Fur den Landkreis Altenburger Land ergibt die Vorausschatzung, dass in den néchsten
funf Jahren voraussichtlich fur rund 15 % der heutigen Hausarztstellen eine Nachfolge-
regelung organisiert werden muss. Bis zum Jahr 2030 werden es etwa 70 % sein.

e |Im Mittelbereich Torgau werden im Jahr 2030 rund 60 % der heute praktizierenden
Hauséarzt/innen 65 Jahre oder alter sein,

e im Mittelbereich Halle-Umland (ohne die Stadt Halle) sind dies ebenfalls rund 60 %.
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Diese Zahlen untermauern als eine der zentralen Erkenntnisse, dass in den verschiedenen
Teilrdumen erheblicher Handlungsbedarf in Bezug auf die Sicherung der hausérztlichen
Versorgung besteht. Abschatzungen zu einer wahrscheinlichen Standortstruktur fur das Jahr
2030 konnten jedoch aufgrund der im gesamten MDV-Raum uneinheitlichen Datenlage in
Abstimmung mit den regionalen Partner/innen nicht erfolgen. Dies ist vor allem auf zwei
zentrale Aspekte zurlckzufuihren:

e Die Datenbereitstellung zur Altersstruktur der heute praktizierenden Hausarzt/innen ist
von Seiten der Kassenarztlichen Vereinigungen aus datenschutzrechtlichen Erwéagungen
nicht auf Ebene der Einzelstandorte, sondern nur auf raumlich gréber auflosenden Ebe-
nen erfolgt (Landkreise, Mittelbereiche). Damit entféllt die Mdglichkeit, Annahmen zur
Praxisaufgabe aus Altersgrinden auf Ebene des Einzelstandortes und eine Abschéatzung
zum Fortbestand der Praxen zu treffen.



e Fir die einzelnen Praxen sind im Rahmen des Projektes wichtige Attribute im Hinblick
auf das Jahr 2030 ermittelt worden. Dies betrifft vor allem Erreichbarkeitsaspekte (vgl.
dazu die Ausfihrungen im weiteren Verlauf dieses Kapitels), die Abschatzung des haus-
arztlichen Versorgungsbedarfes im direkten Umfeld, die rdumliche Nahe zu sonstigen
Infrastruktureinrichtungen sowie die Organisationsform der Praxis (im Wesentlichen eine
Unterscheidung nach Einzel- und Mehrbehandlerpraxen). Damit lasst sich eine Einschat-
zung der ,Attraktivitat“ einer Praxis fir eine potenzielle Ubernahme bzw. die Realisie-
rung von Nachfolgeregelungen grob anndhern — auch wenn Aspekte, die im Einzelfall
tiber eine Ubernahme entscheiden, nicht beriicksichtigt werden konnten (Art, Zustand
und Ausstattung der Praxis, Verkaufspreis, personliche Praferenzen etc.). Da jedoch —
wie vorstehend beschrieben — eine Einschatzung dazu, welche Praxen wahrscheinlich zur
Ubernahme ausgeschrieben werden, aufgrund der raumlichen Betrachtungsebene nicht
maglich ist und Uberdies eine Einschatzung zur Anzahl der im Betrachtungszeitraum fir
die Region zu gewinnenden Nachwuchsmediziner/innen nicht serios erfolgen kann, ist
eine Uberlagerung mit den Standorteigenschaften und damit eine Abschatzung einer
,Ubernahmewahrscheinlichkeit* nicht moglich.

Einzig fir den Landkreis Altenburger Land wurde eine Auswertung erarbeitet, in deren Rah-
men eine standortscharfe ,, Aufgabewahrscheinlichkeit“ — auf Grundlage von durch den Land-
kreis bereitgestellter Daten zum Alter der heute praktizierenden Mediziner/innen — und die
Bedeutung des Standortes fiir die flachendeckende Versorgung unter Erreichbarkeitsge-
sichtspunkten Uberlagert wurde. Die Ergebnisse dieser Auswertung erlauben die Einschat-
zung kleinrdumig differenzierter Handlungsbedarfe und eine Ableitung passgenauer Hand-
lungsansatze und sind im Projektverlauf mit den regionalen und lokalen Akteur/innen disku-
tiert worden.

Fir die gesamtregionalen Betrachtungen im Sinne eines Szenarios fir das Jahr 2030 sind in
Abstimmung mit den regionalen Akteur/innen folgende Setzungen erfolgt:

e Standorte in den Zentralen Orten gelten insofern als vergleichsweise sicher, als dass die
Ubernahme freiwerdender Praxen hier aufgrund der Standortanforderungen junger Me-
diziner/innen als wahrscheinlich einzuschéatzen ist.

e Fir Standorte aufRerhalb der Zentralen Orte wird in Abstimmung mit den Projektgremien
der Fortbestand mit einer grolReren Wahrscheinlichkeit angenommen, wenn die Praxis
heute als Mehrbehandler-Praxis betrieben wird. Grundsatzlich ist dabei jedoch schon ab-
zusehen, dass im Jahr 2030 noch weitere, heute als Einzelpraxen betriebene Standorte
existieren werden, allerdings ist nicht abbildbar, welche dieser Standorte es konkret sein
kénnen. Da die regionalen Akteur/innen zugleich keine Handhabe zur konkreten Steue-
rung der Praxen-Neubesetzung sehen, wurde die Szenarienarbeit vorwiegend unter dem
Gesichtspunkt betrieben, wie die Wahrscheinlichkeit, dass zentrumsferne Praxen neube-
setzt werden kdnnen, zu steigern ist.

Um eine Abschatzung der heutigen OPNV-Erreichbarkeitsverhaltnisse vornehmen und damit
TeilrAume mit besonderem Handlungsbedarf herausarbeiten zu kénnen, wurde analog zum
Vorgehen bei den Lebensmittelméarkten eine Analyse der Wegezeiten mit dem OPNV bzw. im
Nahraum bis unter 1,2 km auch zu Ful3 unter der Annahme durchgefiihrt, dass ein einstindi-
ger Aufenthalt in der Praxis am Vormittag angestrebt ist (friheste Ankunft an der Praxis um
9 Uhr, spateste Ankunft um 12 Uhr).



Das raumliche Ergebnis zeigt Abbildung 21. Eine bevélkerungsbezogene Ergebnisdarstellung
findet sich in Abbildung 20. Fir die einzelnen Landkreise ergeben sich die im Folgenden
zusammengefassten Ergebnisse™:

e Trotz einer noch vergleichsweise flichendeckenden Verteilung der Hausarztpraxen erge-

ben sich im Landkreis Leipzig teilrAumlich Schwierigkeiten hinsichtlich der Erreichbarkeit
hausarztlicher Versorgungsleistungen: Fur etwa 18 % der Bevolkerung ist es nicht mdag-
lich, einen einstindigen Vormittagstermin in einer Hausarztpraxis ohne die Nutzung ei-
nes Pkw wahrzunehmen. Weitere 14 % mussen hierfir im OPNV eine AuRerhauszeit von
mehr als zwei Stunden in Kauf nehmen. Weite Wege muss vor allem die Bevolkerung im
Nordosten des Landkreises bzw. entlang der 6stlichen Kreisgrenze in Kauf nehmen. Bei
einem Grof3teil der Hausarztpraxen im landlichen Raum handelt es sich um Einzelpraxen.
Vor dem Hintergrund, dass zahlreiche Praxisinhaber/innen in den kommenden Jahren
das Renteneintrittsalter erreichen, und aufgrund erfahrungsgemafl unsicherer Praxen-
Ubernahmen steht zu erwarten, dass sich einige Liicken im Netz ergeben werden. Geht
man — aktuellen Forschungsergebnissen folgend — davon aus, dass junge Medizi-
ner/innen eher zur Arbeit in Mehrbehandler-Praxen tendieren, kénnten sich vor allem im
Nordosten und Osten des Landkreises spurbare Herausforderungen im Hinblick auf die
Sicherung der wohnortnahen hausérztlichen Versorgung ergeben.

Im Landkreis Nordsachsen besteht fir knapp 15 % der Bevolkerung keine vormittagliche
Anbindung an eine Hausarztpraxis, fur weitere 23 % ergeben sich trotz grundsatzlich
bestehender Verbindung AuRerhauszeiten von mehr als zwei Stunden fiir einen einstin-
digen Arztbesuch (z.B. in Bereichen rund um die Stadt Delitzsch oder im Raum Torgau).
Auch im Landkreis Nordsachsen handelt es sich bei einem Grof3teil der Hausarztpraxen
auBerhalb der Zentren und Siedlungsschwerpunkte um Einzelpraxen. Damit entsteht fir
viele Teilrdume des Landkreises die Herausforderung, unter Nutzung der Kenntnisse der
lokalen und regionalen Situation die Wiederbesetzung von Standorten vorausschauend
zu organisieren sowie Umsetzungs- und Starkungsmdoglichkeiten alternativer und ergan-
zender Versorgungsmodelle zu prifen (z.B. entlang der 6stlichen Kreisgrenze sowie in
Teilrdumen im Norden des Kreises).

Knapp ein Finftel der Bevolkerung des Saalekreises ist unter gewahlten Analysebedin-
gungen fur einen einstiindigen Hausarztbesuch am Vormittag mehr als zwei Stunden un-
terwegs. Fur rund 3 % besteht kein entsprechendes Angebot. Allerdings finden sich
kaum raumlich zusammenhéangende Bereiche, in denen die OPNV-Erreichbarkeit haus-
arztlicher Versorgungsleistungen sehr schlecht ist. Hier sind die weiteren Entwicklungen
insofern im Auge zu behalten, als es sich auch im Saalekreis bei der Mehrzahl der Praxen
aulierhalb der Zentren um Einzelpraxen handelt. Besondere Herausforderungen kénnten
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Die im Rahmen dieses Berichtes beschriebenen Ergebnisse weichen im Detail von den Darstellungen der im
September 2015 in den Landkreispapieren veroffentlichten Ergebnisse der OPNV-Erreichbarkeitsanalyse der
Hausarztpraxen ab. Dies ist darauf zuriickzufiihren, dass mit Drucklegung der Landkreispapiere deutlich wur-
de, dass die dargestellten Erreichbarkeitsverhéltnisse durch Veranderungen der Standortstrukturen, die sich
zeitlich parallel zum Projektverlauf ergeben haben, fur einige Ortsteile erhebliche Abweichungen von der (heu-
tigen) Realitat aufweisen. Daher wurden die Erreichbarkeitsauswertungen unter Nutzung aktualisierter Stand-
ort-Shapes erneut durchgefiihrt. Deren Ergebnisse werden im Rahmen des folgenden Abschnittes beschrie-
ben.



sich daraus in einigen TeilrAumen 0Ostlich des Oberzentrums Halle oder im Norden des
Kreises ergeben.

e Im Burgenlandkreis gibt es ein vergleichsweise flachendeckendes Versorgungsangebot.
Allerdings zeigen die Erreichbarkeitsanalysen, dass viele Patient/innen mit dem OPNV bei
Wahrnehmung eines einsttindigen Hausarzttermins am Vormittag aus weiten Teilen des
Landkreises dennoch sehr lang unterwegs waren (19 % der Bevdlkerung bendtigen
mehr als zwei Stunden) oder Uber gar kein Angebot verfiigen (weitere 10 %). GroRere
raumlich zusammenhéangende Bereiche, in denen die OPNV-Erreichbarkeit hausérztlicher
Versorgungsleistungen unzureichend ist, finden sich stidlich von Naumburg sowie in Teil-
raumen im Westen des Kreisgebietes. Teilrdume mit nahezu ausschlieRlich Einzelpraxen
sind im Kreiswesten sowie im weiteren Umland der Stadt Zeitz zu identifizieren.

® Fir den Landkreis Altenburger Land lassen sich sudlich der Stadt Altenburg sowie west-
lich der Achse Altenburg — Schmdlin groéfRere zusammenhdngende Bereiche ohne Haus-
arztpraxen identifizieren. Die Erreichbarkeitsanalyse zeigt, dass viele Patient/innen mit
dem OPNV bei Wahrnehmung eines einstiindigen Hausarzttermins am Vormittag aus
weiten Teilen des Landkreises sehr lang unterwegs wéren (6 % der Bevolkerung beno-
tigt mehr als zwei Stunden) oder Uber gar kein Angebot verfiigten (weitere 20 %). Eine
vergleichsweise gute Anbindungsqualitat besteht auRerhalb der Siedlungsbereiche ohne
»eigene” Hausarzt/in (bzw. unmittelbar angrenzender Siedlungsbereiche) im Wesentli-
chen entlang der Strecke Altenburg — Schmdlin. AuBerhalb der Zentren und abseits der
wichtigen OPNV-Achsen finden sich in den landlichen Teilraumen zahlreiche Einzelpra-
xen. Besonderer Handlungsbedarf kdnnte daher im Stidosten des Kreisgebietes und ent-
lang der Grenze zum Burgenlandkreis entstehen — mit der Chance, hier auch kreistiber-
greifende Versorgungsmodelle umzusetzen, da dort in den angrenzenden TeilrAumen
ahnliche Herausforderungen entstehen kénnten.
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Abbildung 21: Auferhauszeit bei einem einstiindigen Besuch einer Hausarztpraxis am Vormittag an Werktagen (Status quo)
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Zusammenfassung und Schlussfolgerungen

Es steht nicht zu erwarten, dass das Modell der eigenwirtschaftlich betriebenen Einzelpraxis
kunftig das ,,Standardmodell” fir die Sicherung der hausérztlichen Versorgung im landlichen
Raum darstellen wird. Vor dem Hintergrund des altersbedingten Ausscheidens eines GroR3-
teils der heute praktizierenden Mediziner/innen bis zum Jahr 2030 und den mittlerweile
vielfach durch Studien ermittelten Anforderungen junger Arzt/innen an die berufliche Tatig-
keit sowie an das Privat- und Familienleben bedarf es alternativer Konzepte, um die wohnor-
tnahe und bedarfsaddquate Versorgung der Bevolkerung sicherzustellen. Mehrbehandlerpra-
xen bestehen im gesamten Untersuchungsgebiet. Es ist jedoch wenig Uberraschend, dass
diese zuvorderst in zentralen Lagen zu finden sind. In den Diskussionen vor Ort wurde viel-
fach auf gute Beispiele im Zusammenhang mit Zweigpraxen mit ggf. auch temporarem Ver-
sorgungsangebot verwiesen. Auch von der Integration verschiedener gesundheitlicher, medi-
zinischer und arztlicher Leistungen wird ein Beitrag zur Sicherung der Versorgung erwartet.

2.2.4 OPNV

Hintergrund und Zielsetzung

Die OPNV-Planung im MDV-Raum obliegt verschiedenen Akteur/innen: Die Aufgabentrager-
schaft im Schienenpersonennahverkehr wird in den séchsischen Landkreisen Leipzig und
Nordsachsen sowie der kreisfreien Stadt Leipzig durch den Zweckverband fur den Nahver-
kehrsraum Leipzig (ZVNL), in Sachsen-Anhalt durch die Nahverkehrsservice Sachsen-Anhalt
GmbH (NASA) und in Thiringen durch die Nahverkehrsservicegesellschaft Thiringen mbH
Ubernommen. Fur den Busverkehr wiederum sind jeweils die finf Landkreise bzw. die beiden
kreisfreien Stadte verantwortlich. Dementsprechend kommt dem Mitteldeutschen Verkehrs-
verbund eine wichtige koordinierende Funktion zu. Als Mischverbund, bei dem zwar 51 %
der Anteile auf diese zehn kommunalen Akteure, aber die verbleibenden 49 % auf Verkehrs-
unternehmen entfallen, kann er die Aufgabentragerschaft allerdings nicht ibernehmen.

Der MDV organisiert derzeit einen umfangreichen Strategieprozess, in dem u.a. die weiteren
Zielvorstellungen und die konkreten Leitlinien und Handlungsansatze vorbereitet und abge-
stimmt werden. Fur die Arbeit im Forschungsprojekt sind folgende Rahmensetzungen wich-

tig:

e Der MDV bemiht sich um die Organisation eines Erfahrungsaustauschs der Aufgaben-
trager und eine Harmonisierung von Standards®® der OPNV-Planung, so etwa hinsichtlich
des Betriebsangebotes auf vertakteten OPNV-Linien oder der Angebotspalette flexibler
Betriebsformen. Fir zwei der funf Landkreise (Burgenlandkreis, Saalekreis) hat er bereits
Nahverkehrsplane erstellt, zuktnftig wird er dies in Kooperation mit den Landkreisen fur
alle Landkreise im MDV tun.

® Das Landesnetz Sachsen-Anhalt und das PlusBus-Netz des MDV bestehen bereits aus
einer Reihe von Buslinien, die wegen ihrer raumordnerischen Bedeutung, das Schienen-
netz erganzenden Funktion und der hohen Nachfrage Uber ein weitgehend standardisier-

5 Die konkreten Standards der ErschlieRung und Erreichbarkeit im MDV-Raum sind in einem eigenen Abschnitt
4.1 zusammengestellt.



tes und entsprechend vermarktetes Angebot verfligen. Es ist beabsichtigt, diese Netze
sukzessive weiterzuentwickeln. Damit verbunden ist die prinzipielle Entscheidung, diese
Linien und nicht den Schillerverkehr als ,Ruickgrat des OPNV* zu betrachten.

Sachsen-Anhalt verfiigt mit INSA™ {iber ein landesweites Informationssystem, das
schrittweise zu einer Mobilitatsplattform fir das ganze Land ausgebaut werden soll.

Somit bestehen bereits weit gediehene Aktivitdten einer Harmonisierung und strategischen
Weiterentwicklung der OPNV-Planung. Als in die Zukunft gerichtete Fragen ergeben sich hier

die konkrete Gestaltung dieses Grundnetzes,

die Harmonisierung der vorhandenen flexiblen Angebote (zu denen keine auf die Gesam-
tregion Ubertragbaren Daten vorliegen) und

die Verankerung weiterer Alternativen wie der Blrgerbusse in der Region.

Auch diese Fragen sind in erster Linie qualitativer Natur.

Methodisches Vorgehen und Beschreibung der Ergebnisse

In den Projektgremien bestand insofern Einigkeit, als flr die Zukunft ein Regionalnetz zu
entwickeln sein wird, das am PlusBus-Netz ansetzt. Im Einzelnen zeichnen sich die Linien des
PlusBus-Netzes u.a. durch folgende Merkmale aus:*’

direkter Verlauf mit fester Linienfihrung,

Bedienung bedeutender Verknupfungspunkte, max. 10 min Wartezeit (ohne Umsteige-
wege),

Stundentakt in der Haupt- und Nebenverkehrszeit (6 bis 20 Uhr)*é,
kein Unterschied zwischen Schul- und Ferientagen,

samstags, sonn- und feiertags bedarfsgerechter Takt (mind.s vier bzw. sechs Fahrten-
paare),

flexible Bedienformen nur im Ausnahmefall.

Im Laufe des Projekts wurde somit ein zwischen Stunden- und Zweistundentakt differenzie-
rendes Regionalnetz entwickelt, das das bisherige Angebot systematisiert, indem Uber den
gesamten Werktag gultige Taktstrukturen erarbeitet werden (vgl. das abschlieBende Ergeb-
nis in Abbildung 22).° Leitende planerische Prinzipien ergaben sich aus der Beriicksichtigung
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18

19

INSA ist ein Dienst der NASA, des MDV und der beteiligten Verkehrsunternehmen.
internes Papier des MDV zur Kurzvorstellung des Konzeptes mit Stand vom 28.10.2013

Der Stundentakt soll gewéhrleistet werden durch insgesamt 13-15 vertaktete Fahrtenpaare. Werden nur 13
Fahrtenpaare angeboten, ergeben sich Licken im Takt, die nur in der NVZ akzeptabel sind.

Im Zweistundentakt betriebene Regionalnetzlinien wirden nicht die geltenden Standards des PlusBus-
Angebotes erfillen, so dass hier zwischen PlusBus-Netz und Regionalnetz unterschieden wird.
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Abbildung 22: In den Projektgremien entwickeltes Regionalnetz
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® von Festlegungen in den Landes- und Regionalplénen, insbesondere zur Ausweisung von
Mittel- und Grundzentren und aufl3erdem auch zu den Verbindungsachsen,

e der ,Leitlinie fur das betriebliche Leistungsangebot im Mitteldeutschen Verkehrsver-
bund*®, insbesondere zur Bestimmung von kreisgrenzeniibergreifenden und kreisinternen
Verbindungen,

e von Erfahrungen im gegenwartigen Angebot, insbesondere hinsichtlich des Umfangs des
Bedienungsangebots und der realisierten Nachfrage.

Die OPNV-Aufgabentrager (Landkreise, NASA), Trager der Regionalplanung, der MDV und
das Verkehrsunternehmen THUSAC kommentierten die Entwiirfe des Projektteams. Eine
abschliefende Entscheidung aufgrund der z.T. widersprichlichen Prinzipien nahmen der MDV
und das Projektteam vor.

Ein in der Folgezeit vorgenommener Vergleich der Bedienhaufigkeiten zwischen Bestands-
und Regionalnetz ergab noch einmal naheren Anderungs- und Erganzungsbedarf im Regio-
nalnetz. Zu diesem Zweck hat das Projektteam ermittelt, auf welchen Linienabschnitten im
Bestandsnetz ndherungsweise ein Stunden- oder Zweistundentakt angeboten wird.?° Das
Ergebnis des Vergleichs besteht in der Identifikation einzelner Linienabschnitte, fir die das
heutige Angebot grundsatzlich die Ubernahme in das Regionalnetz erlauben wiirde. In einer
abschlielenden Abstimmungsrunde wurden daraufhin nochmals Ergdnzungen des Regional-
netzes zwischen Landkreisen, MDV und Projektteam abgestimmt.

Hinsichtlich der fur die Analyse wichtigen Haltestelleneinzugsbereiche wurde in den Projekt-
gremien verkehrsmittelunabhangig ein Wert von 300 m zugrunde gelegt. Hintergrund dieser
ambitionierten GroRe ist die Uberlegung, dass mit fortschreitendem demografischem Wandel
die Entfernungsempfindlichkeit bei Wegen von und zu Haltestellen steigen wird. Die durch-
aus nachvollziehbar erhohten, heute gultigen Einzugsbereiche fir schnelle Verkehrsmittel
von bis zu 1.000 m (vgl. Tabelle 2, S. 87) sind somit immer weniger der Bevolkerung vermit-
telbar. Ein leicht erhéhter ,, Toleranzwert” von 500 m soll zum Ausdruck bringen, dass etwas
auBerhalb des Haltestelleinzugsbereichs liegende Quellen und Ziele mit leichten Abstrichen
immer noch als gut erschlossen gelten kénnen.

Auf dieser Grundlage ergeben sich drei Typen von Siedlungsbereichen in ihrer Differenzie-
rung nach der Erschliefung durch das Regionalnetz:

e Standorte innerhalb des Einzugsbereiches von 300 m um Haltestellen der im Stunden-
takt bedienten Buslinien und des SPNV (Regionalnetz 1),

e Standorte innerhalb des Einzugsbereiches von 300 bis 500 m um ebendiese Haltestellen
sowie Standorte innerhalb des Einzugsbereiches von 500 m um Haltestellen der im
Zweistundentakt bedienten Buslinien (Regionalnetz 2),

e Standorte auBBerhalb dieser Einzugsbereiche.

20 Da derzeit selten reine Taktverkehre bestehen, wurde hilfsweise ausgewertet, ob in jedem der 140-min-
Intervalle zwischen 6:00 und 8:20 Uhr, 8:20 und 10:40 Uhr, 10:40 und 13:00 Uhr, 13:00 und 15:20 Uhr,
15:20 und 17:40 Uhr pro Richtung eine bzw. zwei Fahrten angeboten werden. Die Aufweitung der Intervalle
von 120 auf 140 min soll dabei sicherstellen, dass leichte Abweichungen vom reinen Taktverkehr nicht dazu
flhren, diese Linien von der Zuordnung zu Taktlinien auszuschlieBen.



Die Verteilung auf den MDV-Raum zeigt grundsatzlich ein ausgewogenes Bild, was auf die
Erarbeitung in den Projektgremien mit Vertreter/innen aller finf Landkreise zurtickgefiihrt
werden kann. So ist auch die Verteilung der Bevdlkerung auf diese einzelnen Standortgrup-
pen Uber die Landkreise in etwa gleich: 60 % werden durch das Regionalnetz erschlossen,
wobei knapp die Halfte sogar weniger als 300 m von ihrer Wohnung zu im Stundentakt
bedienten Haltestellen zuriicklegen miissen. Uberdurchschnittlich gut ist aufgrund der sehr
guten Erschliefung des Mittelzentrums Altenburg dieser Wert im Altenburger Land, wéahrend
er im Burgenlandkreis wegen der schlechten ErschlieBung der Randbereiche der Mittelzen-
tren WeilRenfels und Zeitz unterdurchschnittlich ausfallt.

40 % der Bevolkerung wohnen aufierhalb des durch das Regionalnetz erschlossenen Gebie-
tes — und zwar auch des Toleranzbereiches von 500 m um die Haltestellen des Regionalnet-
zes. Uberdurchschnittlich hoch ist — wie aus Abbildung 23 hervorgeht — dieser Wert im Alt-
enburger Land und im Burgenlandkreis, was in beiden Féllen mit gréReren Landstrichen ohne
jegliche Regionalnetzanbindung erklart werden kann. Im Saalekreis wiederum ist er unter-
durchschnittlich, da hier viele Siedlungen im grundsatzlich besser erschlossenen Verdich-
tungsraum liegen und sich zwischen Querfurt und Merseburg gréBere unbewohnte Gebiete
befinden.
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Zusammenfassung und Schlussfolgerungen

Das Regionalnetz ist in erster Linie ein erstes Ergebnis des Forschungsprojektes und erst in
zweiter Linie Teil der Analyse. Die Gegenuberstellung dieses Regionalnetzes 2030 mit jenen
Linien des Bestandsnetzes, die ndherungsweise im Ein- oder Zweistundentakt verkehren,
ergab, dass die ErschlieBungswirkung unter dem Strich durch das geplante Regionalnetz
nicht verandert wird. Da zugleich der MDV intern in einer Uberschlagigen Aufwandsbestim-
mung feststellte, dass die Fahrplanleistung im abgestimmten Netz nicht erhoht werden durf-



te, kann davon ausgegangen werden, dass das abgestimmte Regionalnetz im Kern einer
Strukturierung des Busangebotes dient und als ein Baustein fur seine weitere Vermarktung
und die Identifikation der verbleibenden Angebotsliicken genutzt werden kann. Dementspre-
chend werden in Kapitel 5 Empfehlungen zur Weiterentwicklung dieses Netzes gegeben und
fir die nicht erschlossenen Gebiete weitere Handlungsansatze herausgearbeitet.



3 Handlungsbedarf: Differenzierung
von Siedlungsbereichen

Die im vorangegangenen Abschnitt erlauterten sektoralen Analysen ergeben teilrdumlich sehr
unterschiedliche Handlungsbedarfe und Herausforderungen. Ein ,Ubereinanderlegen® der
einzelnen sektoralen Layer erbringt unzahlige Kombinationsmdéglichkeiten von Entwicklungen
und Herausforderungen. Im Sinne einer intersektoral — insbesondere in Bezug auf den OPNV
als Querschnittsaufgabe — abgestimmten Daseinsvorsorgesicherung werden Siedlungsberei-
che mit grundsétzlich vergleichbaren Problemlagen zu einer handhabbaren Anzahl von Sied-
lungstypen zusammengefasst. Das Vorgehen bei der Typisierung sowie deren wesentliche
Ergebnisse werden im Folgenden beschrieben.

3.1 Hintergrund und Zielsetzung einer Typisierung von Siedlungs-
bereichen

Im Untersuchungsgebiet findet sich ein Nebeneinander von Teilrhumen mit ganz unter-
schiedlichen Ausgangs- und Entwicklungsbedingungen — teils in direkter raumlicher Nachbar-
schaft zueinander. Dies betrifft z.B.

e Entwicklungsrichtungen und -dynamiken in Bezug auf die Bevoélkerungsentwicklung,

e die Ausstattung mit und Zuganglichkeit von Angeboten und Einrichtungen zentraler
Leistungen der Daseinsvorsorge und deren ,.Zukunftsfahigkeit* angesichts der Heraus-
forderungen sowie

e die Zuganglichkeit von Angeboten des OPNV und die 6rtliche Anbindungs- und Ange-
botsqualitat.

Damit bestehen in einzelnen Teilrdumen recht unterschiedliche Problemlagen und Herausfor-
derungen — fiur die wiederum unterschiedliche Handlungsanséatze und -instrumente problem-
bzw. bedarfsadaquat sein kénnen.

Mit einer Zusammenfassung von Siedlungsbereichen, die sich hinsichtlich der aufgezéhlten
Kriterien &hneln, zu unterschiedlichen Siedlungstypen sind daher fir das Projekt vor allem
folgende wesentliche Zielsetzungen verknupft:

e Dieser Schritt soll dazu beitragen, zusatzlich zur sektoralen Betrachtung von Herausfor-
derungen und Handlungsansatzen in den einzelnen Infrastrukturbereichen eine starker
versorgungsbereichsiibergreifende Perspektive zu erméglichen.

® Es sollen Wechselwirkungen zwischen OPNV und Daseinsvorsorgebereichen aufgedeckt
und eine starker integrierte Betrachtung ermdglicht und forciert werden.



e Das gewdhlte Vorgehen erlaubt eine Diskussion grundsatzlicher Strategien zur Sicherung
der Daseinsvorsorge sowie der Erreichbarkeit auf Ebene von Siedlungstypen — ohne sich
in Details lokaler ,,Einzelfallanalysen® zu verlieren.

e Aufgrund der GroRRe des Untersuchungsgebiets eignet sich eine Typisierung im besonde-
ren MaRe dafir, mogliche Ubertragungsraume fir die in den Fokusregionen vertieft dis-
kutierten Handlungsanséatze und Praxisbeispiele innerhalb des MDV-Raums zu identifizie-
ren. Darlber hinaus erleichtert eine Aussage dazu, welche Mallnahmen grundséatzlich fur
welchen Siedlungstyp besonders geeignet sind, auch die Diskussion der Ubertragbarkeit
auf andere Teilraume sowohl innerhalb als auch aufierhalb des Untersuchungsgebiets.

e |etztlich stellt eine kleinrAumige Typisierung von Siedlungsbereichen einen Wert an sich
dar: Die kartografische Darstellung der Ergebnisse der Typisierung ermoglicht die Identi-
fizierung von TeilrAumen, in denen sich bestimmte Siedlungstypen raumlich ballen bzw.
die Identifizierung bestimmter raumlicher Konfiguration verschiedener Siedlungsstruktur-
typen. So macht eine Darstellung der rdumlichen Verteilung der Siedlungstypen z.B. teil-
raumlich wichtige Versorgungsbeziehungen sichtbar und ermdglicht die Ableitung von
Handlungsoptionen fir solche ,,Funktionsraume®.

3.2 Methodisches Vorgehen: Abgrenzung und Attributierung von
Siedlungsbereichen

Réumliche Gliederung

Die rdumliche Ebene fir die Typisierung bilden rund 2.000 Siedlungsbereiche. Damit erfolgt
die Betrachtung raumlich stark differenziert und auf einer Ebene deutlich unterhalb des
Gemeindeniveaus.

Die Siedlungsbereiche wurden auf Grundlage von Flachen, die im Digitalen Landschaftsmo-
dell im MafRstab 1:250.000 (DLM250) dargestellt sind, abgegrenzt (Datenquellen: ATKIS-
DLM250, GeoBasis-DE/BKG 2012). Damit sind die verwendeten Siedlungsbereiche nicht
zwangslaufig deckungsgleich mit den Ortsteilen, wie sie in der kommunalen Realitat beste-
hen®.

Ein wesentlicher Fokus der Projektarbeit lag auf der Analyse und Beurteilung der Erreichbar-
keit von Siedlungsbereichen sowie einer rdumlich angepassten Ableitung von Handlungsan-
satzen zu deren Verbesserung. Daher wurden die — z.T. recht flachengrof3en — Siedlungsbe-
reiche (aus dem vorangegangenen Schritt), in denen eine Haltestelle des abgestimmten
Regionalnetzes fur das Jahr 2030 liegt, nochmals geschnitten (vgl. zum Prinzip des Vorge-
hens Abbildung 24):

® in einen Bereich mit einem Einzugsbereich von 300 m um eine Haltestelle des Regional-
netzes (dunkelgriner Bereich in Abbildung 24 (2)),

2L 7.T. lésen die verwendeten Siedlungsflachen raumlich deutlich feiner auf. Geografische Informationen zur
raumlichen Lage und Abgrenzung der ,administrativen* Ortsteile liegen fir den MDV-Raum hingegen flachen-
deckend nicht vor.



® in einen Bereich mit einem Einzugsbereich von 300-500 m um eine Haltestelle des Regi-
onalnetzes (hellgriiner Bereich in Abbildung 24 (2)) sowie

e in den verbleibenden Bereich auBerhalb des 500 m-Einzugsgebietes um eine Haltestelle
des Regionalnetzes (grauer Bereich in Abbildung 24 (2)).

300m-Radius

300-500-

/
k Meter—“Rlng“/

Durch dieses Vorgehen erhoht sich die Anzahl der fur die weiteren Analysen und Diskussio-
nen genutzten Siedlungsbereiche auf rund 3.300 Siedlungsbereiche.

Attributierung der Siedlungsbereiche mit Beviélkerungszahlen

Die nach dem beschriebenen Verfahren gebildeten Siedlungsbereiche wurden in weiteren
Arbeitsschritten mit zuséatzlichen KenngrofRen attributiert.

Dies betrifft zum Beispiel die Verteilung der Bevdlkerung auf die einzelnen Siedlungsbereiche
(,raumliche Disaggregierung“). Daflir wurden die aus den amtlichen Bevolkerungsstatistiken
bekannten, nach Alter und Geschlecht differenzierten Angaben zur Bevélkerung unter Nut-
zung von kleinrdumig differenzierten Daten zur innergemeindlichen Bevdlkerungsverteilung
raumlich auf die Siedlungsbereiche umgeschéatzt. Die wesentliche Datenquelle fir diesen
Arbeitsschritt bildet ein 100x100-m-Raster, das fur jede Rasterzelle einen Einwohnerwert
enthalt (Datenbereitstellung des BBSR, Datenquelle: VG250-EW, GeoBasis-DE/BKG 2011).
Mit dessen Hilfe wird auch die raumliche Bevolkerungsverteilung unterhalb des Gemeindeni-
veaus fir die im Rahmen der Projektarbeit betrachteten Prognosezeitpunkte angenahert.

Die bekannten ,Randsummen® fir die Gemeindeebene werden dabei zur Sicherung stringen-
ter Ergebnisse auch bei Aufsummierung der Werte fir die einzelnen Siedlungsbereiche bei-
behalten.
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3.3 Typenbildung und Zuordnung der Siedlungsbereiche

Die gebildeten Siedlungsbereiche wurden anschlieBend anhand bestimmter Lageeigenschaf-
ten zu Siedlungstypen zusammengefasst. Dabei wurde ein Vorgehen gewahlt, das jeden der
gebildeten Siedlungsbereiche eindeutig und Uberschneidungsfrei genau einem Siedlungstyp
zuordnet. Zu diesem Zweck wurde fur jeden Siedlungsbereich grundsatzlich das in Abbildung
25 dargestellte ,hierarchische” Verfahren durchlaufen, in dem in mehreren Schritten:

e die OPNV-ErschlieBungsqualitat (1),
e die siedlungsstrukturelle Lage (2) sowie

e die Ausstattung mit Einrichtungen aus den drei vertiefend betrachteten Infrastrukturbe-
reichen (3)

Uberpruft wird. In jedem Schritt kann dabei die Zuordnung des Siedlungsbereiches zu einem
Siedlungstyp erfolgen. Nur wenn dies im Rahmen des gerade aktuellen Zuordnungsschrittes
nicht moglich ist, erfolgt die Prifung fir den Folgeschritt.

Abbildung 25: Prinzip der Zuordnung von Siedlungsbereichen zu Siedlungstypen

Ist der Siedungsbereich...
‘1)

nein nein
o nein
(2

Ja > Typ 2a

nein
*
nein

3 v

Quelle: eigene Darstellung

Jja >

In den nachfolgenden Abschnitten werden sowohl das Verfahren der Typisierung als auch
die Uberlegungen, die zu diesem Ansatz gefiihrt haben, zusammenfassend beschrieben.

Handlungsbedarf: Differenzierung von Siedlungsbereichen BMVI-Online-Publikation, Nr. 10/2015



Schritt 1: OPNV-ErschlieBungsqualitét

GemaR der Fragestellung des Gesamtprojektes wird angenommen, dass fur Menschen, die
im Einzugsbereich des Regionalnetzes leben, ein grundséatzlicher Zugang zu zentralen Leis-
tungen der Daseinsvorsorge besteht. Zunachst werden daher jene Siedlungsbereiche identifi-
ziert, die durch das Regionalnetz fur das Jahr 2030 (vgl. Abschnitt 0) erschlossen sind.

Bei der Zuordnung zu den Siedlungstypen la und 1b wird die Anbindungsqualitat auf den
beiden Ebenen ,Entfernung zur Haltestelle” und ,,Bedienangebot” unterschieden:

e Siedlungsbereiche innerhalb eines Radius’ von 300 m um eine Haltestelle mit mindestens
stindlichem Bedienangebot bilden den Siedlungstypen 1a.

e Der Siedlungstyp 1b besteht aus Siedlungsbereichen, die

® in einem Radius von 300-500 m um eine Haltestelle mit mindestens stiindlichem Bedien-
angebot (vgl. die grin eingefarbten Siedlungsbereiche in Abbildung 22) bzw.

® in einem Radius von bis zu 500 m um eine Haltestelle mit mindestens zweistindlichem
Bedienangebot gelegen sind (vgl. die gelb eingefarbten Siedlungsbereiche in Abbildung
22).

e Fir die Siedlungsbereiche, fur die dies nicht zutrifft (rot eingefarbte Siedlungsbereiche in
Abbildung 22), erfolgt eine Prifung ihrer siedlungsstrukturellen Lage in Schritt 2.

Um die ErschlieBungswirkung des Regionalnetzes einschatzen zu kénnen wird in Abbildung
23 der Anteil der auf diese Siedlungstypen entfallenden Bevélkerung 2030 fur die funf Land-
kreise und das gesamte Untersuchungsgebiet ausgewiesen.

Schritt 2: Priifung der siedlungsstrukturellen Lage

Es ist davon auszugehen, dass die Versorgung mit grundlegenden Leistungen der Daseins-
vorsorge in Siedlungsbereichen auRerhalb der Einzugsbereiche der Haltestellen des Regio-
nalnetzes vor Ort starker in Abhangigkeit von siedlungsstruktureller Lage (im Verdichtungs-
oder landlichen Raum) und (eigener) lokaler Versorgungsituation bewertet wird. Demnach
unterscheidet sie sich in verdichteten Teilrdumen des Untersuchungsgebiets von landlich
gepragten Bereichen.

Von den nicht durch das Regionalnetz erschlossenen Siedlungsbereichen werden daher jene
bei der Typisierung abgegrenzt, die verdichteten Rdumen zugerechnet werden koénnen.
Unterschieden wird dabei zwischen Siedlungsbereichen,

e die zum Verdichtungsraum It. Landes- und Regionalplanung zéhlen (Siedlungstyp 2a)
bzw.

e den Kernbereichen der im landlichen Raum gelegenen Mittelzentren zugerechnet werden
konnen (Siedlungstyp 2b). Die Kernbereiche der Mittelzentren wurden in Zusammenar-
beit mit den regionalen Planungsstellen definiert.

Die folgende Abbildung 26 zeigt die Zuordnung der Siedlungsbereiche zu den Raumtypen
Lverdichtungsraum®, ,Kernstadte der landlichen Mittelzentren“ sowie — sofern beides nicht
zutreffend ist — zum ,sonstigen landlichen Raum®. Fir die Siedlungstypisierung folgt aus
dieser Zuordnung Folgendes:
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Abbildung 26: Siedlungsbereiche nach Raumtypen
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Quelle: eigene Darstellung auf Grundlage der Raumstrukturkarten in den Regionalplanen Westsachsens (2008) und Ostthiringens (2012) sowie dem REP Halle (2010)
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e Siedlungsbereiche im Verdichtungsraum sind in Abbildung 26 blau eingefarbt und wer-
den dem Siedlungstyp 2a zugeordnet (sofern sie nicht bereits in Schritt 1 einem der
Siedlungstypen la oder 1b zugeordnet wurden).

e Siedlungsbereiche in den Kernstadten der landlichen Mittelzentren sind in Abbildung 26
blauviolett eingefarbt und werden dem Siedlungstyp 2b zugeordnet (sofern sie nicht be-
reits in Schritt 1 einem der Siedlungstypen l1a oder 1b zugeordnet wurden).

e Fir die in Abbildung 26 rot eingefarbten Siedlungsbereiche, die dem léandlichen Raum
zugerechnet werden kdnnen und dort auflerhalb der Kernstadte der Mittelzentren liegen,
erfolgt — sofern sie nicht bereits in Schritt 1 einem der Siedlungstypen 1a oder 1b zuge-
ordnet wurden — eine weitergehende Prifung im nachfolgend beschriebenen Schritt 3.

Schritt 3: Priifung der infrastrukturellen Ausstattung des Siedlungsbereiches

Bei der Beurteilung der Versorgung mit Angeboten und Leistungen der Daseinsvorsorge
sowie der Entwicklung einer den Herausforderungen gerecht werdenden Handlungsstrategie
stehen im Rahmen des Projektes insbesondere auch jene im Fokus, die auBerhalb des Regi-
onalnetzes in haufig sehr landlich gepragten TeilrAumen des Untersuchungsgebiets gelegen
sind.

Diese Bereiche werden fur die weiteren Uberlegungen hinsichtlich ihrer infrastrukturellen
Ausstattung in den Bereichen allgemeinbildende Schulen, hauséarztliche Versorgung oder
Lebensmittelnahversorgung unterschieden. Dabei erfolgt eine Abgrenzung in Siedlungsberei-
che

e des Siedlungstyps 3a mit Infrastrukturen in allen drei Bereichen (,,vollausgestattete Ver-
sorgungsorte”),

e des Siedlungstyps 3b mit Infrastrukturen in ein oder zwei Bereichen (,teilausgestattete
Versorgungsorte*) bzw.

e des Siedlungstyps 3c (,,Siedlungsbereiche ohne Infrastruktur”), in denen keine Standorte
der betrachteten Infrastrukturen in den drei betrachteten Bereichen vorhanden sind.

Um Fehlzuordnungen zu verhindern, die vielleicht ,rechnerisch” richtig sind, der Lebensreali-
tat vor Ort jedoch nicht entsprechen, werden dabei nicht nur Standorte aus den genannten
Infrastrukturbereichen (Schulen, Hausarztpraxen, Lebensmittelmarkte) berlcksichtigt, die
innerhalb der Siedlungsbereiche gelegen sind. Vielmehr werden auch jene Standorte berlck-
sichtigt, die innerhalb eines 300-m-Puffers um den jeweiligen Siedlungsbereich verfligbar
sind.?

Das Grundprinzip des Vorgehens verdeutlicht Abbildung 27. Mit diesem Vorgehen wird si-
chergestellt, dass Standorte, die in unmittelbar benachbarten Siedlungsbereichen gelegen
sind und fur die Versorgung der Bevélkerung in der Realitat eine wichtige Rolle spielen, bei
der Einschatzung der infrastrukturellen Versorgungssituation bertcksichtigt werden.

22 Dieser Schwellenwert wurde aufgrund eigener Plausibilitatsiiberlegungen festgelegt. Es handelt sich also um
keine Setzung der entsprechenden Projektgremien, allerdings entspricht dieser Wert genau dem in den Gre-
mien abgestimmten Haltestelleneinzugsbereich fur das Regionalnetz.
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Abbildung 27:Bericksichtigung von Standorten bei der Einschatzung der Versorgungssi-
tuation (Prinzipskizze)

«* 300m-Puffer um den +* 300m-Puffer um den L
Siedlungsbereich © Siedlungsbereich ===~ - ©

@ Einbezogener Standort  Nicht einbezogener Standort

Quelle: eigene Darstellung

Zusammenfassung

Durch das in den vorangegangenen Abschnitten beschriebene Verfahren werden also sieben
Siedlungstypen abgegrenzt, die sich hinsichtlich ihrer OPNV-Anbindung, ihrer siedlungsstruk-
turellen Lage sowie ihrer infrastrukturellen Ausstattung mit Angeboten der Daseinsvorsorge
unterscheiden. Eine zusammenfassende Darstellung enthélt Abbildung 28.

Abbildung 28: Zusammenfassung — Ubersicht tiber die im Rahmen der Typisierung abge-
grenzten Siedlungstypen

Lage im Regionalnetz
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Raum Siedungsbereich ohne " T
Infrastruktur

Quelle: eigene Darstellung

Raumtyp
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3.4 Beschreibung der Ergebnisse

3.4.1 Raumliche Verteilung der Siedlungstypen im Untersuchungsgebiet

Die raumliche Verteilung der Siedlungstypen im Untersuchungsgebiet zeigt Abbildung 29 fur
den gesamten MDV-Raum.?® Dabei lassen sich deutlich jene Teilraume identifizieren, die
nicht durch das Regionalnetz erschlossen sind und in denen eine raumliche Ballung von
Siedlungsbereichen des Typs 3c (,0hne Infrastruktur®) und einzelnen ,teilausgestatteten
Versorgungsorten“ (Typ 3b) besteht (z.B. sehr deutlich im Stidwesten des Landkreises Alten-
burger Land oder im Suden des Burgenlandkreises).

In Bezug auf ,vollausgestattete Versorgungsorte“ (Typ 3a) zeigen sich zwei grundsatzlich
unterschiedliche Auspragungen:

Zum einen finden sich in diesem Typ Siedlungsbereiche, die in infrastrukturell gut aus-
gestatteten und an das Regionalnetz angebundenen Orten gelegen sind, sich aber au-
Rerhalb der definierten Einzugsbereiche der Haltestellen befinden.

Zum anderen lassen sich so jedoch auch die Siedlungsbereiche im landlichen Raum
auBerhalb des Regionalnetzes identifizieren, die eine herausgehobene Bedeutung der
Versorgung der eigenen Bevolkerung sowie der Menschen in den umliegenden Bereichen
entfalten (Arzberg, Hohburg sowie Wintersdorf (Meuselwitz)).

Bei Betrachtung der fiur das Jahr 2030 vorausgeschatzten Bevélkerungszahlen fur die einzel-
nen Siedlungstypen (vgl. Abbildung 30) zeigt sich, dass

mit rund 60 % der Bevdlkerung des Untersuchungsgebiets mehr als die Halfte der Men-
schen in durch das Regionalnetz erschlossenen Siedlungsbereichen,

jedoch auch mehr als 20 % der Bevolkerung in Siedlungsbereichen ohne die hier ndher
untersuchte Infrastruktur leben und von den Versorgungsangeboten in benachbarten
(oder auch weiter entfernten) Siedlungsbereichen abhéngig sein werden.?*

Aufgeschlusselt nach Landkreisen (vgl. Abbildung 31) wird deutlich, dass

die Kategorie der aufRerhalb des Regionalnetzes gelegenen Siedlungsbereiche in verdich-
teten Bereichen in allen finf Landkreisen etwa gleich grof ist,

die vollausgestatteten Versorgungsorte (auRerhalb des Regionalnetzes) besonders im
Burgenland- und Saalekreis und am wenigsten im Landkreis Nordsachsen eine Rolle
spielen,

die Siedlungsbereiche ohne Infrastruktur insbesondere im Landkreis Altenburger Land
einen uberdurchschnittlichen Anteil haben — ganz im Gegenteil zum Saalekreis.

23

24

Fur die einzelnen Landkreise folgen Darstellungen in einem gréReren MaRlstab in Abbildung 32 bis Abbildung
36.

Es ist nicht ausgeschlossen, dass sich in den Siedlungsbereichen Lebensmittelmérkte mit einem Teilsortiment
oder z.B. Facharztpraxen befinden, die eine gewisse Versorgungsfunktion tbernehmen. Auch werden einige
dieser Orte von mobilen Dienstleistern aufgesucht.
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Abbildung 29: Raumliche Verteilung der Siedlungstypen im Untersuchungsgebiet
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Quelle: eigene Darstellung
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Abbildung 30: Bevélkerungsverteilung 2030 nach Siedlungstypen
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Abbildung 31: Anteil der Bevélkerung nach Siedlungstypen
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Datenquelle: eigene Auswertungen, Legende: s. Abbildung 30
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Die Siedlungstypisierung liefert auch unterhalb dieser groben Aggregationsebene wertvolle
analytische Informationen. Im Folgenden werden ihre Ergebnisse deshalb fur jeden der funf
Landkreise ndher ausgefthrt.

Die Ergebnisse fiir den Landkreis Nordsachsen zeigen verschiedene Teilrdume, in denen sich
teilausgestattete Siedlungsbereiche (3b) und Siedlungsbereiche ohne eigene Infrastruktur
(3c) raumlich ballen. Dies betrifft insbesondere

® Bereiche zwischen Belgern, Dahlen und Oschatz,
® TeilrAume sowohl nérdlich als auch stdlich der Achse zwischen Torgau und Eilenburg,

e Siedlungsbereiche zwischen Bad Duben, Delitzsch, Eilenburg und Taucha,

in denen die Versorgungsbedeutung der Zentralen Orte bzw. der vollausgestatteten Versor-
gungsorte, die Uberwiegend gleichzeitig eine Anbindung an das Regionalnetz aufweisen,
deutlich wird. Eine Besonderheit stellt in diesem Zusammenhang der zentrale Ortsteil der
Gemeinde Arzberg dar. Arzberg ist nicht an das Regionalnetz angebunden, allerdings sind
vor Ort eine Schule, eine Hausarztpraxis sowie ein Lebensmittelmarkt vorhanden. Damit
erfullt Arzberg eine wichtige Versorgungsfunktion auch fir die umliegenden Siedlungsberei-
che, die Uberwiegend keine eigene Infrastrukturausstattung in den betrachteten Bereichen
aufweisen (vgl. Abbildung 32).

i Typisierung der Siedlungsbereiche

Typ 1: durch Regionalnetz erschlossen
% WM erschlossen Regionalnetz 1/
Einzugsbereich 300m (1a)
S @ erschlossen Regionalnetz 1 und 2 /
Einzugsbereich 500m (1b)

Typ 2: auBerhalb Regionalnetz (verdichtet)
B im Verdichtungsraum (2a)
' B in Kernstadten von Mittelzentren (2b)

* Typ 3: auBerhalb Regionalnetz (landlich)
7 [ vollausgestattet (3a)
B teilausgestattet (3b)
ohne Infrastrukturen (3c)



Im Landkreis Leipzig finden sich raumlich zusammenhangende Bereiche der Siedlungstypen
3b und 3c vor allem

e entlang der 6stlichen Landkreisgrenze,

® in einem von Leipzig ausgehenden Korridor zwischen den Achsen Béhlen — Borna —
Frohburg und Leipzig — Bad Lausick — Geithain,

e im Umland von Groitzsch an den Grenzen zum Landkreis Altenburger Land und zum
Burgenlandkreis sowie

® im sudlichen Bereich des Landkreises Leipzig.

Hingewiesen werden soll an dieser Stelle auch auf den zentralen Ortsteil der Gemeinde
Hohburg, in dem Standorte der drei betrachteten Infrastrukturbereiche vorhanden sind und
der damit eine wichtige Versorgungsfunktion erfillt (vgl. Abbildung 33).

Typ 1: durch Regionalnetz erschlossen
mm erschlossen Regionalnetz 1 /
Einzugsbereich 300m (1a)
B erschlossen Regionalnetz 1 und 2 /
Einzugsbereich 500m (1b)

Typ 2: gional dichtet)

I im Verdichtungsraum (2a)

B in Kemnstadten von Mittelzentren (2b)
Typ 3: auBerhalb Regionalnetz (landlich)
B vollausgestattet (3a)

I teilausgestattet (3b)
ohne Infrastrukturen (3c)
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Weite Teile des Landkreises Altenburger Land mussten den Siedlungstypen 3b (teilausgestat-
tet) und 3c (ohne eigene Infrastruktur) zugeordnet werden. GroRere rdumlich zusammen-
hangende Bereiche finden sich im Westen des Landkreises, sudlich von Schmdlln und
GoRnitz sowie im Osten des Kreisgebietes (vgl. Abbildung 34).



Mit dem Meuselwitzer Ortsteil Wintersdorf lasst sich auch im Landkreis Altenburger Land ein
vollausgestatteter Versorgungsort ausmachen, der nicht an das Regionalnetz angebunden
ist.

Typisierung der Siedlungsbereiche

- s o Typ 1: durch Regionalnetz erschlossen
'''' % I erschiossen Regionalnetz 1 /
Einzugsbereich 300m (1a)
B erschlossen Regionalnetz 1 und 2 /
Einzugsbereich 500m (1b) 1

Typ 2: auBerhalb Regionalnetz (verdichtet)
B im Verdichtungsraum (2a)
BN in Kernstadten von Mittzlzentren (2b)

Typ 3: A R
I vollausgestattet (3a)
I teilausgestattet (3b) {
ohne Infrastrukturen (3c)
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Fur den Burgenlandkreis lassen sich folgende Ergebnisse ablesen:

e Sidlich von Naumburg gibt es einen Teilraum, in dem nahezu in keinem der Siedlungs-
bereiche Infrastrukturangebote vorhanden sind,

e gleiches gilt fur TeilrAume zwischen Bad Bibra, Freyburg, Bad Kdsen und Eckartsberga,
e zwischen Weillenfels, Litzen und Hohenmdlsen sowie

® im sudlichen Umland der Stadt Zeitz (vgl. Abbildung 35).

Dies belegt die besondere Versorgungsbedeutung der genannten Orte auch fur Ihr Umland.
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B <rschlossen Regionalnetz 1 /
Einzugsbereich 300m (1a)
B erschlossen Regionalnetz 1 und 2 /
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EE im Verdichtungsraum (2a)
M in Kernstadten von Mittelzentren (2b)
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Im Saalekreis verteilen sich Teilrdume mit nur wenigen bzw. keinen eigenen Infrastrukturan-
geboten Uber das gesamte Kreisgebiet. Raumlich zusammenhangende Bereiche lassen sich
kaum identifizieren. Nur westlich von Querfurt oder im Norden und Nordosten des Kreisge-
bietes gibt es in kleinerem Umfang benachbarte Siedlungsbereiche ohne Infrastrukturaus-
stattung und abseits des Regionalnetzes (vgl. Abbildung 36).

Die Auswertungen zeigen, dass die vollausgestatteten Siedlungsbereiche in aller Regel an
das Regionalnetz angebunden sind. Dies ist natirlich hochgradig sinnvoll, da so sichergestellt
ist, dass die — ihrerseits an das Regionalnetz angebundene — Bevolkerung die verflgbaren
Infrastrukturen auch ohne Nutzung des Pkw erreichen kann. Umgekehrt sichert die Anbin-
dung den Hausarztpraxen und Lebensmittelméarkten, dass Nachfrager auch bei ihnen an-
kommen (kdnnen).

Offenbar verfiigen diese Ortslagen trotz der fehlenden Zentralitat It. Landes- oder Regional-
planung Uber eine gewisse Bindelungs- und Versorgungsfunktion. Nachdem im Forschungs-
projekt eine erste Analyse ergab, dass eine ganze Reihe von vollausgestatteten Versor-
gungsorten nicht durch das Regionalnetz erschlossen ist, wurde in den Projektgremien in
einer weiteren Uberarbeitungsrunde dieses noch einmal erganzt, so dass nun mit Ausnahme
von Arzberg, Hohburg und Wintersdorf (Meuselwitz) alle Versorgungsorte Teil des Regional-
netzes sind.




Typisierung Siedlungsbereiche

Typ 1: durch Regionalnetz erschlossen
I erschlossen Regionalnetz 1 /
Einzugsbereich 300m (1a)
B erschlossen Regionalnetz 1 und 2 /
Einzugsbereich 500m (1b)

Typ 2: auBerhalb Regionalnetz (verdichtet)
M im Verdichtungsraum (2a)
B in Kernstadten von Mittelzentren (2b)

2 (landlich)
I vollausgestattet (3a)
I teilausgestattet (3b)
ohne Infrastrukturen (3c)
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B loco

3.4.2 Vollausgestattete Versorgungsorte und Zentral6rtliches System

In einem weiteren Analyseschritt erfolgte die Uberlagerung der Zentralen Orte des MDV-
Raums mit den Uber die Typisierung der Siedlungsbereiche hergeleiteten vollausgestatteten
Versorgungsorten. Eine weitere Differenzierung nach der Lage zum Regionalnetz spielt in
dieser Hinsicht keine Rolle. Somit werden fiir diese Uberlagerung alle Standorte mit Angebo-
ten in den drei betrachteten Infrastrukturbereichen herangezogen — auch solche, die in der
Siedlungstypisierung wegen ihrer Lage im Einzugsbereich des Regionalnetzes oder im Ver-
dichtungsraum als Siedlungstyp la, 1b oder 2a eingestuft wurden.

Planerisch ist das Verhaltnis der vollausgestatteten Versorgungsorte zum Zentral6rtlichen
System von besonderem Interesse. Zwar sehen die Systeme der Landes- und Regionalpla-
nung in allen drei Bundeslandern keine vierte Ebene — etwa als Kleinzentren oder landliche
Zentralorte — vor, doch es fallt auf, dass sich die vollausgestatteten Versorgungsorte (rote
Kennzeichnung) in die raumliche Verteilung der Zentralen Orte einpassen (vgl. Abbildung
37). Dieses Ergebnis unterstreicht die Versorgungsbedeutung der vollausgestatteten Versor-
gungsorte nicht nur fur die eigene Wohnortbevolkerung, sondern dariiber hinaus fur die
Bevoélkerung der Umgebung, in der in der Regel nur einzelne oder gar keine Infrastruktur-
und Versorgungsangebote vorhanden sind. Es handelt sich dabei nicht um einzelne Phano-
mene, sondern um ein den gesamten MDV-Raum betreffendes analytisches Ergebnis, dem
sich die Planung jenseits der formalisierten landes- und regionalplanerischen Instrumente
widmen sollte. Dazu gehdrt auch die gesonderte Aufmerksamkeit fur jene Landstriche stdlich
von Naumburg, im Stdwesten des Altenburger Landes und 6stlich von Wurzen, in denen
keine Versorgungsorte die Licken im Zentraldrtlichen System flllen.
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Abbildung 37: Zentrale Orte und vollausgestattete Versorgungsorte
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BBSR-Online-Publikation, Nr. 10/2015

Handlungsbedarf: Differenzierung von Siedlungsbereichen



3.4.3 Abschatzung der Bevodlkerungsverteilung auf Siedlungstypen unter ab-
weichenden Annahmen

Die Bevolkerungsverteilung auf diese Siedlungstypen wurde auf Grundlage der Bevolke-
rungsprognose fur 2030 erstellt, diese Siedlungstypen entstanden aber vor dem Hintergrund
der Infrastrukturverteilung im Status quo. Die in den vorangegangenen Abschnitten be-
schriebenen Zuordnungen von Siedlungsbereichen zu Siedlungstypen unterstellen deshalb
implizit die Uberaus optimistische Annahme, dass alle heute bestehenden Standorte auch im
Jahr 2030 noch bestehen. Da es im Untersuchungsgebiet unter den Bedingungen der demo-
grafischen und sonstigen gesellschaftlichen Entwicklungen vermutlich zu weiteren Anpassun-
gen der Standortstrukturen kommen wird, soll der beschriebenen Auswertung eine weitere
gegentbergestellt werden. Gleichwohl ist es mit den vorliegenden groben Informationen
Uber die GroRe der bestehenden Infrastrukturen nicht moglich, eine Trendprognose vorzu-
nehmen. Stattdessen wird unter Anwendung eines sehr einfachen Annahmengeristes die
Typisierung erneut durchlaufen. Die Zuordnung von Siedlungsbereichen zu Siedlungstypen
bericksichtigt insofern nur die Standorte, die

® auch im Jahr 2030 eine Anzahl von Schulkindern erreichen, die einen Fortbestand des
Standortes als ,,sicher” erscheinen lasst (allgemeinbildende Schulen),

® heute als ,Mehrbehandlerpraxen® betrieben werden und fir die damit ein Fortbestand
bis zum Jahr 2030 wahrscheinlicher erachtet wird (hausarztliche Versorgung) bzw.

® heute eine Verkaufsfliche von 400 m2 und mehr aufweisen und fir die ein Weiterbetrieb
bis zum Jahr 2030 ebenfalls als wahrscheinlich gelten kann (Lebensmittelversorgung).

Die Gegenuberstellung der Typisierungsergebnisse bzw. einer Auswertung der Bevolkerung
nach Siedlungstypen fir das Jahr 2030 erlaubt somit die Abbildung eines ,Korridors®, in dem
sich die Entwicklung voraussichtlich vollziehen wird, da sowohl

e die Effekte eines sehr positiven Annahmengeristes (Positivszenario: ,alle heutigen
Standorte werden gehalten®) als auch

e die Folgewirkungen pessimistischer Annahmen (Negativszenario: ,nur die starken
Standorte werden Uberleben®)

illustriert werden kdénnen.

Eine Siedlungstypisierung unter diesen Annahmen wirde dazu fihren, dass

e statt 5 % der Bevdlkerung nur noch knapp 2 % in Siedlungsbereichen des Siedlungstyps
3a (vollausgestattet),

e statt 7 % der Bevdlkerung nur rund 6 % in Siedlungsbereichen des Siedlungstyps 3b
(teilausgestattet) und

e anstatt 21 % der Bevolkerung etwa ein Viertel in Siedlungsbereichen des Siedlungstyps
3c (ohne eigene Infrastruktur)

leben wirden. Der Anteil der Bevdlkerung in den Siedlungstypen la, 1b, 2a und 2b bliebe
hingegen unverandert. Diese Aussage basiert auf der begriindeten Annahme, dass sowohl



das in diesem Projekt entwickelte Regionalnetz als auch das Zentrale-Orte-System bis zum
Jahr 2030 stabil ist bzw. entwickelt werden kann.?

So begriindet diese Annahme ist — hinter ihr verbirgt sich eine erhebliche Abhéngigkeit der
Region vom Regionalnetz. Dies kann veranschaulicht werden, indem bei den Siedlungen des
Untersuchungsgebietes darauf geachtet wird, ob die dort heute vorhandenen Infrastrukturen
vergleichsweise ,,gro3* und damit theoretisch weniger schliefungsgefahrdet sind. In Tabelle
1 wird der Anteil der Bevdlkerung in jenen Siedlungen des Untersuchungsgebietes, die unab-
hangig von der Grofie der Infrastrukturen hier als vollausgestattet gelten, mit Anteilen, die
sich ergeben, wenn man nur die gréReren Infrastrukturen beriicksichtigt, verglichen. Es zeigt
sich, dass in jenem hypothetischen Fall, dass alle ,kleineren* Infrastrukturstandorte bis 2030
schlieRen, nicht mehr 38 %, sondern nur noch rund 24 % der Bevolkerung vor Ort Uber ein
breites Versorgungsspektrum verfligen. Bedenkt man, dass hiervon der weit tberwiegende
Teil in Mittel- und Grundzentren lebt, wird deutlich, dass die in dieser Studie analytisch her-
ausgearbeitete Kategorie der ,vollausgestatteten Versorgungsorte“ erheblich unter Druck
geraten wird. Dazu passt, dass Tabelle 1 der Bevoélkerungsanteil in gar nicht mehr versorgten
Siedlungen auf knapp die Halfte steigen wird, wenn samtliche kleineren Infrastrukturen bis
2030 geschlossen wiirden. Unter dieser Annahme wirde sich die nahrdumliche Versorgungs-
situation vor allem der landlicheren Teilrdume des Untersuchungsgebiets verschlechtern,
wahrend die ,,Ausstattungsqualitat” in den zentraleren Siedlungsbereichen weitgehend erhal-
ten bliebe.

Anteil der Bevdlkerung

Siedlungstyp alle nur ,,grofe*
Infrastrukturen Infrastrukturen

vollausgestattete Siedlungshereiche mit

0, 0,
Standorten aller drei Infrastrukturbereiche S35 2
teilausgestattete Siedlungshereiche mit . o
Standorten aus einem oder zwei Bereichen 26% 27%
Siedlungshereiche ohne eigene Infrastruktur 37 % 49 %
Untersuchungsgebiet gesamt 100 % 100 %

Hinweis: ,GroBe" Infrastrukturen sind Lebensmittelmarkte mit mindestens 400 m?2
Verkaufsflache, Hausarztmehrbehandlerpraxen, Grundschulen mit mindestens

60 Schiiler/innen, weiterfiihrende Schulen (0. Gymnasien) mit mindestens

240 Schiiler/innen und Gymnasien mit mindestens 480 Schiiler/innen.

% Das die Typen la und 1b begriindende Regionalnetz wurde bereits fir das Zieljahr 2030 entwickelt. Die
Bestimmung der Typen 2a und 2b geht auf die Ausweisung von Verdichtungsraum sowie Mittelzentren in den
LEPs zuriick; dort sind keine Anderungen bis 2030 zu erwarten.



3.5 Schlussfolgerungen

Folgende Schlussfolgerungen lassen sich aus den Ergebnissen der Typisierung ziehen:

Eine Versorgung mit Angeboten und Leistungen der Daseinsvorsorge in den an das Re-
gionalnetz fur das Jahr 2030 angebundenen Siedlungsbereichen kann insofern als gesi-
chert angesehen werden, als entweder Leistungen vor Ort verfiigbar sind oder eine An-
bindung an einen Zentralen Ort besteht.

Die Sicherung von Daseinsvorsorgeleistungen in den an das Regionalnetz angebundenen
Orten ist nicht nur fir die Wohnortbevdlkerung von Relevanz, sondern dartiber hinaus
auch fur umliegende Teilrdume, in denen es kein adaquates Versorgungsangebot gibt.
Einer Sicherung der Zubringerfunktion an das Regionalnetz bzw. an die erschlossenen
und gut ausgestatteten Bereiche kommt daher eine entscheidende Bedeutung zu.

In l&andlichen Bereichen auferhalb der ErschlieBungswirkung durch das Regionalnetz
bedarf es einer Starkung funktionsraumlicher Zusammenhéange. Voll- bzw. auch teilaus-
gestattete Versorgungsorte Ubernehmen hier wichtige Versorgungsfunktionen auch fur
die umliegenden Siedlungen ohne eigene Infrastrukturausstattung. Es bedarf daher ei-
nes kooperativen Bemihens um die Sicherung dieser Versorgungsfunktionen sowie die
Starkung bedarfsgerechter Versorgungsmodelle und Konzepte, die eine Zuganglichkeit
zu den Angeboten in voll- und teilausgestatteten Versorgungsorten sicherstellen.



4 Grundsatzliche Erkenntnisse und
Ubertragbare Empfehlungen

4.1 Standards der Daseinsvorsorge

Es gibt keine universelle Vorstellung von Daseinsvorsorge. Dies wird im MDV-Raum in mehr-
facher Hinsicht deutlich:

4.1.1 Nebeneinander verschiedener Standards auf Ebene der Bundeslander,
Regionen und Landkreise

Der MDV-Raum zeichnet sich dadurch aus, dass hier drei Bundeslander, drei Planungsregio-
nen und insgesamt funf Landkreise (plus zweier kreisfreier Stadte) aufeinander treffen. Es
besteht eine groRe Vielfalt an Versorgungs-, ErschlieBungs- und Erreichbarkeitsstandards, die
wiederum zwischen den einzelnen Infrastrukturen variiert. Im Projekt spielten Erschliefung
und Erreichbarkeit eine herausgehobene Rolle, weshalb sie im Folgenden separat behandelt
werden.

Letztlich bedeutet diese Vielfalt fir eine die gesamte Region abdeckende Regionalstrategie
zunachst die Beantwortung der Frage: Wie wichtig sind flr die Sicherung der Daseinsvorsor-
ge einheitliche Standards? Es kann unterstellt werden, dass fur eine auf wesentliche Teile
der alltaglichen Aktionsrdume zugeschnittene Region eine gewisse Harmonisierung unbestrit-
ten notwendig ist. Die damit verbundenen Anstrengungen wiederum sind erheblich, zumal
sie in einigen Handlungsfeldern die Einbindung hoherer Ebenen erfordern — im Fall von
Schulentwicklung und medizinischer Versorgung werden die in der Region geltenden Stan-
dards zu einem erheblichen Teil auf hoherer (Landes-) Ebene entschieden. Nur im OPNV ist
es vorstellbar, Uber eine regionale Institution — den MDV — regional einheitliche Erschlie-
Bungs- und Erreichbarkeitsstandards festzulegen, was auch derzeit verfolgt wird.

Versorgungsstandards: Schulentwicklung

In der Schulpolitik gibt es zwischen den drei Bundeslandern relevante Unterschiede, die in
erster Linie die Kriterien fur den Weiterbetrieb oder die SchlieBung einer Schule und die
Moglichkeiten, Ausnahmen zuzulassen, betreffen. Im Ergebnis ist die Zahl der Schulen in
Sachsen deutlich geringer als in den Nachbarbundeslandern, dafiir existiert nun in Sachsen
ein SchlieBungsmoratorium, das es in den Nachbarlandern nicht gibt. In Thiringen wiederum
macht das Land den Kreisen bislang keine Vorgaben, ab welcher Schilerzahl eine Schule zu
schlieRen ist, so dass hier die Kreise im Rahmen ihrer Finanzmittel die Freiheit haben, die
Schulentwicklung zu gestalten.

Im Folgenden werden die Regelungen, die in einem engen Zusammenhang mit Fragen um
den Fortbestand bzw. SchlieBungen von Schulen stehen, zusammenfassend beschrieben.
Dazu gehort insbesondere auch die Thematisierung von Ausnahmeregelungen, die einen
Fortbestand unter abweichenden Rahmenbedingungen erlauben.



Grundschulen

Fur die Grundschulen sieht das Schulgesetz fur den Freistaat Sachsen Mindestschilerzahlen
von 15 Schuler/innen fir die erste Klasse einer Klassenstufe und jeweils 14 Schuler/innen fur
jede weitere Klasse einer Klassenstufe vor (vgl. § 4a SachsSchulG). Somit betragt die Min-
destschilerzahl einer einzuigig betriebenen Grundschule in Sachsen 60 Schuler/innen. Aller-
dings kennt das SachsSchulG auch Ausnahmeregelungen, in denen von den Vorgaben zur
Mindestschulerzahl sowie zur (im Falle der Grundschulen unerheblichen) Mindestzigigkeit
abgewichen werden kann. Dies ist z.B.

® aus landes- und regionalplanerischen Griinden,
® Dei Uberregionaler Bedeutung der Schule,

® bei unzumutbaren Schulwegbedingungen oder Schulwegeentfernungen méglich.?

Aufgrund des mindestens bis zur nachsten Reform des Schulgesetzes fir den Freistaat Sach-
sen gultigen Schulmoratoriums, das SchulschlieBungen auch bei Unterschreiten der Mindest-
schilerzahl verhindert, ist mit Anpassungen der Standortstruktur in den kommenden Jahren
kaum zu rechnen.

Jeder Grundschule sind Schulbezirke zugeordnet, die in der Regel das Gebiet des Schultra-
gers (Schultréager der offentlichen Grundschulen sind in Sachsen die Gemeinden) umfassen.
Befinden sich auf diesem Gebiet mehrere Grundschulen, kann der Schultrdger Einzelschulbe-
zirke oder gemeinsame Schulbezirke bestimmen.

Jahrgangsubergreifender Unterricht an Grundschulen in Sachsen ist mdglich, sofern ein
padagogisches Konzept und entsprechendes qualifiziertes Lehrpersonal vorhanden sind (vgl.
8§ 5 SéchsSchulG).

In Sachsen-Anhalt wird die mittelfristige Bestandsfahigkeit einer Schule lber den Ziigigkeits-
richtwert beurteilt. Dieser ergibt sich als Quotient aus der durchschnittlichen Jahrgangsstér-
ke, geteilt durch einen Richtwert zur Festlegung der Einzigigkeit. Fir die Grundschulen
ergibt sind daraus eine Mindestschilerzahl von 15 Schiler/innen je Jahrgangsstufe und somit
60 Schiler/innen je Grundschule. Nach § 4 (6) des Schulgesetzes (SchulG LSA) kann die
Schulbehérde im Interesse eines wohnortnahen Schulangebotes Ausnahmen zulassen. Bei
Unterschreiten der Mindestschilerzahlen kann der Unterricht in bestimmten Fachern jahr-
gangsubergreifend erfolgen (vgl. § 13 (1) SchulG LSA). Schultrager der 6ffentlichen Grund-
schulen in Sachsen-Anhalt sind die Gemeinden. Die Zentralen Orte sollen in aller Regel auch
bei rucklaufiger Schilerzahl Grundschulstandort bleiben.

Die Gesetzgebung des Landes Thiringen kennt hingegen keine Mindestschilerzahlen. Die
Schulen entscheiden in eigener padagogischer Verantwortung tber die Bildung von Klassen.
Eine wesentliche Grundlage hierflr bilden die von Seiten des Landes im Rahmen der Lehrer-
zuweisung zugewiesenen Wochenstunden. Das Thiringer Schulgesetz lasst jahrgangsuber-
greifenden Unterricht zu bzw. schreibt diesen als ,,Schuleingangsphase®, die den ersten und
zweiten Schuljahrgang umfasst, sogar verpflichtend fest.

%6 Weiterhin ist in begriindeten Ausnahmefallen eine Abweichung aus besonderen padagogischen Griinden, zum
Schutz und zur Wahrung der Rechte des sorbischen Volkes oder aus baulichen Besonderheiten des Schulge-
baudes maoglich.



Weiterfiihrende Schulen mit Sekundarstufe | (ohne Gymnasien)

Wie bereits in Abschnitt 2.2.1 beschrieben, werden aufgrund der Unterschiedlichkeit der
Schulsysteme in den drei Bundeslandern als weiterfiihrende Schulen mit Sekundarstufe [/
(ohne Gymnasien) im Rahmen dieser Untersuchung folgende Schularten gefihrt:

e die Oberschulen in Sachsen,

® die Sekundarschulen sowie die Sekundarstufen | der Gesamtschulen und der Gemein-
schaftsschulen in Sachsen-Anhalt sowie

® die Regelschulen, die Gesamtschulen bzw. der Sekundarzweig | der Gemeinschaftsschu-
len in Tharingen.

Fur Sachsen gilt eine landesgesetzliche Vorgabe von mindestens 20 Schuiler/innen fur die
ersten beiden einzurichtenden Klassen je Jahrgangsstufe bei mindestens zweizligiger Fih-
rung der Schulen (demnach mindestens 240 Schiler/innen fir die Jahrgangsstufen 5 bis 10).
Gleichwohl gilt das bereits im Zusammenhang mit den Grundschulen erwahnte Moratorium
auch fur Oberschulen, so dass derzeit ein Unterschreiten dieser Mindestschilerzahlen nicht
zu einer SchlieBung einer Schule fihrt. Auerdem bestimmt das séachsische Schulgesetz, dass
in begriindeten Fallen Ausnahmen von der Mindestschilerzahl bzw. von den Vorgaben zur
Mindestzugigkeit gemacht werden kénnen, z.B. aus landes- oder regionalplanerischen Grin-
den, bei Uberregionaler Bedeutung der Schule oder bei unzumutbaren Schulwegbedingungen
oder -entfernungen (vgl. dazu § 4a des Schulgesetzes fiir den Freistaat Sachsen).

In Sachsen-Anhalt erfolgt die Beurteilung der mittelfristigen Bestandsféahigkeit einer Schule —
wie bereits im Zusammenhang mit den Grundschulen beschrieben — Uber den Zigigkeits-
richtwert. Dieser ergibt sich fur die Sekundarschulen als Quotient aus der durchschnittlichen
Schiler/innenzahl einer Jahrgangsstufe und dem Richtwert 20. Der so gebildete Wert muss
mindestens ,2“ ergeben. Dies ist dann gegeben, wenn die durchschnittliche Jahrgangsstarke
mindestens 40 Schiler/innen betrdgt und zwei Klassen mit je 20 Schuler/innen gebildet
werden konnen. Im Rahmen dieser Untersuchung wird damit von einer Mindestschtlerzahl
von 240 Schiler/innen je Sekundarschule ausgegangen (dies gilt ebenso fir die Gemein-
schaftsschulen). Flir Gesamtschulen gilt bei einer Mindestzugigkeit von 4 und einem Richt-
wert von 25 eine (vereinfachte) Mindestschulerzahl von 600 Schuler/innen. Allerdings kennt
auch das Schulgesetz des Landes Sachsen-Anhalt Ausnahmeregelungen, die ein Unterschrei-
ten der Schilerzahl an einzelnen Schulen erlaubt: So kann beispielsweise an Standorten mit
bis zu vier Sekundar- oder Gemeinschaftsschulen der Richtwert um 5 unterschritten werden
(fur eine der Sekundarschulen bedeutet das eine ,,Mindestschilerzahl* von 180 Schuler/innen
bzw. fur eine Gemeinschaftsschule 480 Schiler/innen). An Standorten mit fiinf und mehr
Sekundar- und Gemeinschaftsschulen gilt dies fur bis zu zwei Schulen. An Einzelstandorten
von Sekundar- oder Gemeinschaftsschulen kann der Richtwert ebenfalls um 5 unterschritten
werden (also 180 bzw. 480 Schiler/innen). Schulstandorte fur die Sekundarstufe 1 sind
Grund-, Mittel- und Oberzentren. Ausnahmen davon sind u.a. dann madglich, wenn sich die
Schulwege andernfalls unzumutbar erhdhten (vgl. § 2 SchulG LSA sowie die Ausfuihrungen zu
Standards der Verbindungsqualitat im weiteren Verlauf dieses Kapitels, insbesondere Tabelle
4 und Tabelle 5).

Die bereits im Zusammenhang mit den Grundschulen beschriebene Regelung fiir Thiringen,
dass die Schulen u.a. auf Grundlage der zugewiesenen Lehrerstunden in eigener Verantwor-



tung Uber die Bildung von Klassen entscheiden, gilt auch fir die weiterfihrenden Schulen
der Sekundarstufe 1.

Gymnasien

FUr Sachsen gilt, dass Gymnasien in den Klassenstufen 5 bis 12 dreiztigig gefuhrt werden
sollen, jedoch Ausnahmen auch eine Zweizugigkeit ermoglichen. Nach § 4a des Schulgeset-
zes betragt die Schilerzahl je Klasse mindestens 20 Schiler/innen. Grundsétzlich gilt damit
eine Mindestschilerzahl von 480 Schiiler/innen. Die im Zusammenhang mit den Oberschulen
beschriebenen Mdglichkeiten fiir Ausnahmen von dieser Regelung gelten ebenfalls fur die
Gymnasien (z.B. landes- oder regionalplanerische Griinde, bei Uberregionaler Bedeutung der
Schule oder bei unzumutbaren Schulwegbedingungen oder -entfernungen).

Im Land Sachsen-Anhalt werden fir die Jahrgangsstufen 5 bis 10 an Gymnasien ein Zlgig-
keitsrichtwert von 3 und ein Richtwert von 25 bestimmt. Daraus ergibt sich eine Mindest-
schilerzahl von 600 Schuler/innen. Pro Jahrgang der gymnasialen Oberstufe (also Jahrgange
11 und 12) soll die Jahrgangsstarke mindestens 50 Schiiler/innen betragen. Standorte fir
gymnasiale Oberstufen sind Grundzentren mit Teilfunktionen eines Mittelzentrums, Mittel-
und Oberzentren. Grundzentren kénnen nur ausnahmsweise Gymnasien beherbergen, und
zwar wenn die Schilerzahlen langfristig ausreichen und auch die schulische Versorgung der
benachbarten Mittelzentren hinreichend gesichert ist.

Wie schon fir die Grundschulen und weiterfihrenden Schulen beschrieben, trifft das Land
Thiuringen auch keine Vorgaben hinsichtlich der Mindestschilerzahlen und Mindestzugigkei-
ten von Gymnasien. Die Steuerung erfolgt im Rahmen der Lehrerzuweisung.

Versorgungsstandards: Hausérztliche Versorgung

Im Bereich der (haus-) arztlichen Versorgung gilt grundséatzlich die Niederlassungsfreiheit fur
freie Berufe. Praxen kénnen Uberall dort durch Hauséarzt/innen betrieben werden, wo dies
einen wirtschaftlichen Betrieb verspricht. Die Entscheidung dariber, ob diese Voraussetzung
gegeben ist, treffen die Hausarzt/innen selbst.

Eine Einschrankung ergibt sich aus der bundesweit einheitlichen Bedarfsplanung, die in den
1990er Jahren urspriinglich als Instrument zur Vermeidung von Uberversorgung eingefiihrt
wurde. FUr die Arztgruppe der Hausarzt/innen, zu der beispielsweise Fachéarzt/innen fir
Allgemeinmedizin oder Praktische Arzt/innen gehoren, stellen die sogenannten Mittelbereiche
die It. Festlegungen des BBSR relevanten raumlichen Planungsbereiche dar. Bundesweit
werden so 883 Planungsbereiche definiert, in denen grundsatzlich eine bundeseinheitliche
Verhaltniszahl von einem Hausarzt je 1.671 Ew. gilt (die jedoch anhand bestimmter Kenn-
werte korrigiert werden kann, um den gebietsspezifischen Bedarf besser erfassen zu kén-
nen). Unterhalb der Ebene der Mittelbereiche gibt es im Rahmen der Bedarfsplanung keine
Steuerungsinstrumente mit raumlicher Wirkung. Hier ist die Niederlassungsfreiheit innerhalb
des Mittelbereiches maRgeblich.



Die Grundlage fiir die arztliche Bedarfsplanung bildet die sog. Bedarfsplanungsrichtlinie?’.
Neben den oben bereits angesprochen Kennwerten enthélt die Richtlinie Regelungen dazu,
wie bei der Bemessung des regionalen Bedarfes nach Hausarzt/innen neben der altersstruk-
turellen Zusammensetzung der Bevolkerung die regionale Morbiditat, sozio-6konomische und
raumliche Faktoren sowie infrastrukturelle Besonderheiten bertcksichtigt werden, um die
Verhaltniszahl von 1.671 Ew. je Hausarzt/in anhand regionsspezifischer Kennwerte zu korri-
gieren und bei der Bemessung des Bedarfes nach Hausarztstellen bemessen zu kénnen.

Den Ausgangspunkt fur die Priifung der Versorgungssituation bildet der allgemeine Versor-
gungsgrad, der aus der lokalen Verhéltniszahl abgeleitet wird (Anzahl der zugelassenen und
angestellten Hausarzt/innen geteilt durch die Anzahl der Einwohner/innen im Planungsbe-
reich unter Beriicksichtigung des Demografie-Faktors). Uberschreitet dieser Wert die allge-
meine Verhaltniszahl um mehr als 10 % (weniger Personen je Hauséarzt/in bzw. mehr Haus-
arzt/innen), so gilt der Planungsbereich als Uberversorgt. Damit ist der Bereich fir weitere
Niederlassungen von Hausarzt/innen gesperrt. Zulassungen, die Arzt/innen z.B. aus Alters-
grinden zurlckgeben, kdnnen jedoch auch in gesperrten Planungsbereichen wieder verge-
ben werden.

Bereits mit dem Vertragsarztrechtsdnderungsgesetz wurden Sonderregelungen eingefiihrt,
um zusatzliche Bedarfe nach ambulant-arztlicher Versorgung auch in Regionen beriicksichti-
gen zu kénnen, die rechnerisch als ausreichend oder sogar Uberversorgt gelten. Damit wird
auf die Beobachtung reagiert, dass die ungleiche Verteilung von Arzt/innen innerhalb eines
Planungsbereiches zu teilrdumlicher Unterversorgung fuhren kann (auch aufgrund eines
fehlenden kleinraumig wirksamen Steuerungsinstrumentes).

Wenn ein Planungsbereich nicht gesperrt ist, konnen zusatzliche Arzt/innen, die alle fachli-
chen und sonstigen Voraussetzungen erfilllen, zugelassen und anstellt werden.

Sofern in einem Planungsbereich die tatsachliche Anzahl an Hausarzt/innen mehr als 25 %
unter dem ermittelten Bedarf liegt, kann Unterversorgung formal festgestellt werden. Die
Kassenarztlichen Vereinigungen bieten je nach Grad der Unterversorgung verschiedene
Forderprogramme an, um Arzt/innen fiir Regionen zu gewinnen, in denen grundsétzlich
Arztemangel herrscht. Angestrebt ist, dass sie ihre Wirkung insbesondere in Bezug auf die
Forderung der Ausbildung angehender Allgemeinmediziner/innen, der Weiterbildung in der
Allgemeinmedizin sowie der Forderung der Niederlassung (z.B. Investitionskostenzuschusse,
Stiftungspraxen) entfalten.

Die rechtliche Grundlage fir die in der Bedarfsplanungsrichtlinie umgesetzte Bedarfsplanung
bildet das GKV-Versorgungsstrukturgesetz (GKV-VStG). Dieses enthélt darliiber hinausgehend
u.a. folgende (Neu-)Regelungen, die auch fir die hausérztliche Versorgung in besonders
vom demografischen Wandel betroffenen Regionen gelten:

e Das Vergiitungssystem enthalt mittlerweile finanzielle Anreize fiir Arzt/innen in unterver-
sorgten Gebieten,

® mobile Versorgungskonzepte werden besonders gefordert,

27 Richtlinie des Gemeinsamen Bundesausschusses uiber die Bedarfsplanung sowie die MaRstabe zur Feststellung
von Uberversorgung und Unterversorgung in der vertragsarztlichen Versorgung.



e Rechtsgrundlagen fir den Betrieb von Eigeneinrichtungen durch Kassendrztliche Vereini-
gungen bzw. die Mdglichkeiten zum Betrieb von Eigeneinrichtungen durch Kommunen
sind erweitert und

e die Mdglichkeiten der Delegation arztlicher Versorgungsleistungen und der Telemedizin
sind vergréRert.

Die bis hierhin beschriebenen Grundlagen und Regelungen gelten grundsatzlich bundesweit.
Dies gilt auch fir die grundséatzliche — mittlerweile deutlich vereinfachte — Moéglichkeit zum
FUhren einer Zweigpraxis.

Unterschiede ergeben sich hingegen darin, wie einzelne Kassenarztliche Vereinigungen z.B.
Zweigpraxen und Nebenstandorte aktiv unterstlitzen oder aber hausarztunterstitzende
Leistungen fordern. So betreibt beispielsweise die Kassenarztliche Vereinigung Thiringens
sog. Eigeneinrichtungen in eigener Tragerschaft, in denen Arzt/innen fur begrenzte Zeitrau-
me als angestellte Mediziner/innen praktizieren kénnen, bevor sie sich zu einer freiberufli-
chen Ubernahme der Praxis entscheiden. Weitere Unterschiede bestehen auf kommunaler
Ebene, da Stadte und Gemeinden teilweise — trotz fehlender originarer administrativer Steue-
rungsinstrumente — die hausarztliche Versorgung innerhalb der eigenen Gemarkung mitge-
stalten: Die Bespiele reichen hier von der Unterstiitzung der potenziell ansiedlungswilligen
Arzt/innen bei der Suche nach geeigneten Praxisimmobilien oder einer Wohnung bis hin zum
Betrieb kommunaler Praxen, in denen Hausarzt/innen angestellt werden.

Versorgungsstandards: Nahversorgung

Die Standortwahlentscheidungen der Betreiber/innen von Lebensmittelméarkten folgen prak-
tisch rein privatwirtschaftlichen Uberlegungen. Entscheidungskriterien sind vor allem die
Bevolkerung bzw. Kaufkraft im Umfeld, Lage und Erreichbarkeit des Standortes sowie Fla-
chenkosten. Planerisch gibt es wenig Steuerungsmaglichkeiten — die Regionalplanung kann
zur Verhinderung von Zersiedlung und Zentrumschwéachung tber den Weg der Genehmi-
gungsvoraussetzung fur groBere Ansiedlungen (Uber 800 m2 Verkaufsflache) intervenieren
sowie die Forderung von Innenentwicklung und integrierten Standorten betreiben. Die An-
siedlung kleinerer Geschafte im Zusammenhang bereits bebauter Gebiete ohne Bebauungs-
plan wird allein durch die Gemeinden im Rahmen von 8§ 34 Abs. 3 und 3a BauGB gepruft.
Vergleichbare Instrumente und Schwellenwerte flr Regionen, in denen es eher um die ge-
zielte Ansiedlung geht, gibt es nicht.

In einigen Regionalplanen sind Erreichbarkeitsstandards fiir Nahversorgungseinrichtungen
bzw. die Grundversorgung definiert worden (z.B. Regionalplan Nordhessen). Dabei wird
i.d.R. eine fuBlaufige Erreichbarkeit von bis zu 15 min als Versorgungsstandard zugrunde
gelegt. In den im Rahmen dieses Projektes gefihrten Diskussionen wurde dieser Standard
als winschenswert eingestuft und gleichzeitig fur landliche Raume als nicht flachendeckend
realisierbar angesehen.

Dennoch gibt es eine Vielzahl von Projekten, in denen neue Nahversorgungseinrichtungen
oder mobile Versorgungsmaglichkeiten initiiert, geférdert und betrieben werden. Dies ist als
eindeutiger Beleg dafiir einzuschatzen, dass sich unter regularen wirtschaftlichen Rahmen-
bedingungen dort keine neue Einrichtung angesiedelt hatte. Folglich ist die Tragfahigkeit
bzw. erwartete Rendite an diesen Standorten zu gering, um sie unter marktwirtschaftlichen
Bedingungen wirtschaftlich betreiben zu kénnen. Neue (meist 6ffentlich geforderte) Nahver-



sorgungseinrichtungen sind haufig durch andere Betriebsformen (z.B. Genossenschaftsladen
oder Kombinationen aus geforderten und reguléaren Beschaftigungsverhaltnissen) und andere
Versorgungs- und Wirtschaftskonzepte (z.B. die Kombination verschiedener Dienstleistungen
wie beim MarktTreff in Schleswig-Holstein) gekennzeichnet. Der dauerhafte Betrieb hangt
meist davon ab, inwieweit es gelingt, die Bevélkerung an die jeweilige Einrichtung dauerhaft
zu binden. Diese Versorgungseinrichtungen sind nicht dje Lésung fur unterversorgte Berei-
che, sondern koénnen nur in einzelnen Fallen mit sehr hohem Engagement der Betrei-
ber/innen dauerhaft erhalten werden. Wo dies nicht gelingt, die Nachfrage fehlt oder das
Betriebsmodell nicht funktioniert, wurden solche neue Versorgungsmodelle folglich wieder
eingestellt.

ErschlieBungsstandards

Die ErschlieBungsstandards werden in den Nahverkehrspldnen der Landkreise festgelegt.
Dabei wird nach der Lage im Raum, d.h. ,regionaler* und ,stadtischer” Haltepunkte und dem
Verkehrsmittel unterschieden. Zur Gegeniberstellung in Tabelle 2 wurden die Kriterien zur
Kategorisierung des erschlossenen Raums zusammengefasst. Die Kornigkeit der Kriterien ist
dabei sehr unterschiedlich.

Regionale Haltepunkte sind in den einzelnen Landkreisen

e Haltepunkte im OSPV-Regionalverkehr bzw. SPNV-Haltepunkte im ,landlichen Raum*
(Landkreis Nordsachsen),

e  landlicher Raum* (Landkreis Leipzig),

e Raumkategorien 1 bis 3 (Altenburger Land)?®,

® Gebiete mit geringer Nutzungsdichte in den Mittelzentren, nichtzentrale Bereiche in den
Grundzentren, Infrastrukturorte, sonstige Ortsteile oder sonstige Gemeinden mit mehr
als 200 Einwohnern (Burgenlandkreis) oder

® Gebiete mit geringer Nutzungsdichte in den Mittelzentren, nichtzentrale Bereiche in den
Grundzentren, sonstige Ortsteile oder nichtzentrale Gemeinden mit mehr als 200 Ein-
wohnern (Saalekreis).

Stddltische Haltepunkte sind in den einzelnen Landkreisen

e Haltepunkte im OSPV-Stadtverkehr bzw. SPNV-Haltepunkte in Zentren (Landkreis Nord-
sachsen),

e Zentren (Landkreis Leipzig),

e Raumkategorien 4 und 5, d.h. die Stadtgebiete Altenburg, Meuselwitz, Schmoélin (Alten-
burger Land) oder

e zentrale Bereiche in Mittel- und Grundzentren, auerdem Gebiete mit hoher Nutzungs-
dichte in Mittelzentren (Burgenlandkreis, Saalekreis).

%8 Dje Raumkategorien werden im NVP nur in einer Karte verortet (Bild 3). Zu den Kategorien 1 bis 3 gehéren
alle nichtzentralen Gemeinden einschlief3lich Luckas.
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Tabelle 2: Standards der Erschliel3ung
Landkreis Leipzig Landkreis Nordsachsen Burgenlandkreis Saalekreis Altenburger Land
Fundstelle Regelung Fundstelle Regelung Fundstelle Regelung Fundstelle Regelung Fundstelle Regelung
Radius regionaler MNVP, NVP MNVP, MNVP, NVP,
o 1.000 5 1.000 o 1.000 o 1000 1.000
SPNV-Hakepunkt Kap. 4.2.2 m Kap. 5.1.1 m Kap.3.2.2.1 m Kap. 4.2.2 m Kap. A 3.4.11 m
Radius stadtischer NVP, NVP, NVP, NVP, NVP,
SPNV-Haltepunkt Kap.4.2.2 600'm Kap. 5.1.1 600'm Kap.3.2.2.1  00-600m Kap.4.2.2 400-600m o A34qr 000-800M
Radius regionale NVP, NVP, NVP, NVP, NVP,
OSPV-Hattestelle Kap. 4.2.2 600 m Kap.5.1.1  100-300m 03221 600m Kap. 4.2.2 600'm Kap.A3.4.11 100-600m
Radius stadtische NVP, NVP NVP NVP NVP,
" 400 ' 300 4 400 - 500 ’ 300 - 400 300
GSPV-Hatestelle Kap.4.2.2 m Kap.5.1.1 m Kap.3.2.2.1 ™ Kkap.4.2.2 ™ Kap.A3.4.1! m

L eigene Defintion von funf verschiedenen Raumkategorien; Ortstelle und Gemeinden mit weniger als 200 Ew. miissen grundsatzlich nicht erschlossen werden.

Quellen: Landkreis Leipzig: Nahverkehrsplan 2010-2015, Erstellungsdatum 30.09.2008; Landkreis Nordsachsen: Nahverkehrsplan 2011, Stand 26.05.2011; Burgenlandkreis:
Nahverkehrsplan flr den Verkehrsraum des Burgenlandkreises, Planungszeitraum: 2009-2019 (mit Fortschreibung in 2014), Beschlussfassung vom 01.03.2010; Saalekreis:
Nahverkehrsplan fir den Verkehrsraum des Saalekreises, Laufzeit: 2009-2013, Stand 17.11.2009; Landkreis Altenburger Land: Entwurf des Nahverkehrsplans 2014-2018,
Sachstand: 31.05.2014; eigene Zusammenstellung

Grundsatzliche Erkenntnisse und Ubertragbare Empfehlungen BMVI-Online-Publikation, Nr. 10/2015



Die Standards gelten als erfullt, wenn sie fur 80 % der in den Orten wohnhaften Bevolkerung
— teilweise auch der dort Beschaftigten — zutreffen.?

Der MDV schlug bei der projektinternen Diskussion um eine Vereinheitlichung dieser Er-
schlieBungsstandards einen — fiir alle Verkehrsmittel und in der gesamten Region einheitli-
chen — Haltestelleneinzugsbereich von 300 m vor. Fir die weitere Arbeit im Projekt wurden
300 m als allgemeiner Zielwert und 500 m als ,, Toleranzwert” vereinbart. Es gilt als vorstell-
bar, dass diese Werte Eingang in die nach Projektabschluss fortzusetzenden Harmonisie-
rungsbestrebungen finden.

Standards der Bedienungshédufigkeit

Zur Bedienungshaufigkeit liegt in der Region neben verschiedenen Aussagen in den einzel-
nen Nahverkehrsplanen eine ,Leitlinie fir das betriebliche Leistungsangebot im Mitteldeut-
schen Verkehrsverbund® (Stand: Juni 2010) vor. Zum letzten Fahrplanwechsel wurde das
sog. ,PlusBus“-Netz in Betrieb genommen, dessen Linien das OSPV-Grundnetz bilden und
das S-Bahn-Netz erganzen.

Im Einzelnen zeichnen sich die Linien des PlusBus-Netzes u.a. durch folgende Merkmale
30
aus:

e direkter Verlauf mit fester Linienflihrung,

e Bedienung bedeutender Verknipfungspunkte, max. 10 min Wartezeit (ohne Umsteige-
wege),

e Stundentakt in der Haupt- und Nebenverkehrszeit (6 bis 20 Uhr)*!,

® kein Unterschied zwischen Schul- und Ferientagen,

® samstags, sonn- und feiertags bedarfsgerechter Takt (vier bzw. sechs Fahrtenpaare),

e flexible Bedienformen nur im Ausnahmefall.

Ausgehend von diesem — regionsweit abgestimmten — Bedienungsstandard werden in die-
sem Projekt Linien nach ihrer Bedienungshaufigkeit in der Nebenverkehrszeit klassifiziert.

Standards der Verbindungsqualitét in Abhdngigkeit vom Verkehrszweck

Fur die Zwecke dieses Forschungsprojektes wurden in den folgenden Tabellen jene Stan-
dards der Verbindungsqualitat zusammengestellt, die fir die Beurteilung der Erreichbarkeit
von Allgemeinmedizinern, Geschéaften der Nahversorgung und Schulen herangezogen werden
kénnen. Hierzu zahlen neben den Nahverkehrsplanen weitere Dokumente der raumlichen
Planung auf Landes- und Regionsebene, aus denen Standards der Verbindung abgeleitet
werden konnen. Hinzu kommen einschlagige Normen aus dem Bereich der Schilerbeférde-

2 Dper Landkreis Altenburger Land weicht von dieser Regel in der Schwachverkehrszeit und in Orten der unteren

drei Raumkategorien auf 40 bis 60 % ab (NVP, Kap. A 3.4.L). — Im Landkreis Leipzig wird kein Mindeststan-
dard fur den ErschlieBungsgrad formuliert.

30 Kurzvorstellung des Konzeptes mit Stand vom 28.10.2013.

31 Der Stundentakt soll gewéahrleistet werden durch insgesamt 13-15 vertaktete Fahrtenpaare. Werden nur 13

Fahrtenpaaren angeboten, ergeben sich Liicken im Takt, die nur in der NVZ akzeptabel sind.



rung. Im Folgenden werden die fir das Projekt getroffenen Schlisse differenziert nach den
drei untersuchten Verkehrszielen erlautert.

Arzt/innen und Nahversorgung

In den Landesentwicklungspléanen finden sich Aussagen zur Wegezeit (OPNV-Fahrzeit zzgl.
der zu Ful’ zurlickgelegten Zu- und Abgangszeiten) zwischen Gemeinden bzw. Ortsteilen und
den landes- und regionalplanerisch festgelegten zentralen Orten. Dies gilt fiir die Ober- und
Mittelzentren, in Sachsen-Anhalt und Thiringen auch fur die Grundzentren. In Westsachsen
werden die Standards der Erreichbarkeit von Grundzentren im Rahmen der Regionalplanung
formuliert.

Uber diese Regelungen hinaus finden sich auch Aussagen in den kommunalen Nahverkehrs-
planen. Diese weichen, wie aus Tabelle 3 hervorgeht, bisweilen von den Standards der Lan-
des- und Regionsebene ab.

Im Rahmen dieses Forschungsprojektes wurden die Standards der Erreichbarkeit von Grund-
zentren als Anhaltspunkt fiir die Bewertung der Erreichbarkeit von Allgemeinarztpraxen und
Lebensmittelméarkten herangezogen, auch dann, wenn diese in nichtzentralen Orten ange-
siedelt sind.

Schiilerbeforderung

In Tabelle 4 und Tabelle 5 sind verschiedene Standards der Schiilerbeférderung zusammen-
gestellt. Im Regelfall sind sie in den Schulerbeférderungssatzungen der Kreise enthalten.
Folgende Feststellungen kénnen getroffen werden:

e Eine Beforderungspflicht gibt es — wenn tGberhaupt — nur bis zur ndchstgelegenen Schu-
le.

e Die Kostenerstattungspflicht ist insofern gedeckelt, als nur der geringste Aufwand zu
erstatten ist (Landkreis Leipzig) oder nur der Aufwand zur nachstgelegenen Schule, was
i.d.R. auf das Gleiche hinauslauft. Alle Landkreise sehen — im Detail unterschiedliche —
Anteile der Eigenbeteiligung vor.

e Von Schiler/innen, die innerhalb einer festgelegten Entfernung von Schulen wohnen,
wird erwartet, dass sie ihre Schule zu Ful’ oder mit dem Fahrrad erreichen. Die dafur
geltenden Mindestentfernungen sind fur die Primarstufe in allen Kreisen gleich, bei den
weiterfiihrenden Schulen gibt es leichte Abweichungen.

e Zwischen der Ankunft bzw. Abfahrt mit dem OPNV und den Unterrichtszeiten kénnen
Wartezeiten entstehen. Die Zuldssigkeit variiert fur allen Schultypen zwischen 30 und
60 min. Teilweise wird zwischen der Wartezeit vor und nach dem Unterricht unterschie-
den (letztere darf l&anger sein). Fur die Sekundarstufe 11 gibt es im Burgenlandkreis und
dem Landkreis Leipzig offene Regelungen.

e Der wichtigste Indikator fiir die Verbindungsstandards besteht in der Fahrt- bzw. Wege-
zeit. Hier wird in den Bundeslandern unterschiedlich vorgegangen:

In Thuringen regelt der NVP die Fahrzeit im OPNV.
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Tabelle 3: Standards der Verbindung mit Zentren
Region Landkreis Landkreis Region Burgenland- Saale- Region Landkreis
Westsachsen Leipzig Nordsachsen Halle kreis kreis Ostthiiringen Altenburger Land
Fundstelle e Fundstelle e Fundstelle Bl Fundstelle sl Fundstelle e Fundstelle sl Fundstelle ialF Fundstelle sl
lung lung lung lung lung lung lung lung
Wegezeit zum LEP SN, , NVP, : NVP LEP ST _ NVP, . NVP, _ LEPTH : NVP,

90 90 o4 L 1] 120 60 i} =
nachsten0Z!  zuZiel 134 " Kap.4.2.12 " Kap.5.12 " uZiel 731 0 Kap.3.2.4.2F 0 T Kap.4.2.4.2¢ 00" 62243 0" Kap.A3.4.25
Wegezelt zum LEP SN, . NVP, . NVP, LEP ST, . NVP, . NVP, . LEPTH, . NVP, .
nachstenMz!  zuZil 134 M gap 4212 0™ an 590 O™ Lz zar O™ pap 301008 PN oy 4212080™N Gooqz BN Aggps BTN
Wegezet zum  RP Westsachsen, : NVP, . NVP, LEP ST . NVP, . NVP, _ LEPTH . NVP,

30 30 30 30 45 60 r30 =
nachstenGZ!  zuZiel 2312 " Kap.4.2.12 T Kap.5.12 T aZiel 731 T Kap.3.2.4.28 O Kap.4.2.14.2¢ 00" 62243 T Kap.A3.4.25

1 0Z = Oberzentrum, MZ = Mittelzentrum, GZ = Grundzentrum

21In Verbindung mit Anl. 4/1, fiir einzelne Verbindungen kinnen auch niedrigere Werte gelten.

3Von MZ zu OZ nur 45 - 60 min. Verbindungen zu OZ und MZ nur von Schwerpunktorten aus. Anstelle von Grundzentren: Schwerpunktorte als Ziel.
4Werte gelten jeweils nur von Orten auf einer niedrigeren Zentraltatsstufe. Von MZ zu OZ gelten im Bahnverkehr 45 min statt 60 min.

Snur fir Gemeinden der Raumkategorien 3 und 4 bei Wegenin die MZ, sonst gibt es keine Werte

Quellen: Nahverkehrsplane: s. Tabelle 2, S. 87; LEP SN: Landesentwicklungsplan Sachsen 2013, veroffentlicht am 13.08.2013; RP Westsachsen: Regionalplan Westsachsen
2008, in Kraft getreten am 25.07.2008; LEP ST: Landesentwicklungsplan Sachsen-Anhalt 2010, in der Fassung der Anderung vom 19.12.2007; LEP TH: Landesentwicklungs-
programm Thiringen 2025, verkiindet am 04.07.2014; eigene Zusammenstellung
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Tabelle 4: Standards der Schilerbeférderung, Teil 1

Fundstelle

Regelung Fundstelle Regelung Fundstelle Regelung Fundstelle Regelung Fundstelle Regelung
Befarderungspfiicht .
nur bis zur néchsten §1 Abs. 3 ja §71 Abs.2 ja §71 Abs. 2 ja §1 Abs. 3 T §1Abs.7 Angebot ist
Schule? Schulg Schulc vorzuhalten
Kostenerstattungs- der geringste
pflicht nur bis zur §1Abs. 3 ja § 751 :bé 2 ja §T51 :bé 2 ja §1 Abs. 4 Befdrderungs- §1 Abs.3 ja
nachsten Schule? chu ch aufwand gt
Geltungsbereich der Schuler- §71 Abs. 2 §71 Abs. 2 Schiler- Schiler-
Fahrkarte su regionalkarte Schulg LTIl Schulg SITELEE CRILIE regionalkarte DlEnn L regionalkarte
Héhe des Eigenanteils
... pro Monat §5Abs. 1 20€ §1Abs.1 s.U. §5 5. §13 Abs. 1 10 € §0Abs. 1 15 €
100 € 100 €
.. pro Jahr 5 Abs. 1 100 € 2 Abs. 1 5 13 Abs. 2 100 € 6 Abs. 2 88-140 €
§ 2 Abs § 2 Abs (Sek. II) S (sek.1ry  S13APS $6Abs
Schulbeginn fiir die ...
... 1. bis 4. Klasse §46 Abs. 1 ! 1 RdErl. des MK . o RdErl. d. MK . o 58 . . g8 . .
Thorschulp ~ Schulntem agi00 0PSB g0 TOOPSEL o icsoes  7P0PE R0 oipsogs /30 bs 900
... 5. bis 10. Klasse § 46 Abs. 1 ; RdErl. des MK } RdErl. d. MK . §14 } §14 )
7:00 bis 8:15 7:00 bis 8:15 7:00 bis 9:00 7:00 bis 9:00
Thirschulo ~ Schulntem 21-8100 s 21-8100 * SachsSOMIA s SachsSOMIA s
... 11. bis 13. Klasse § 46 Abs. 1 _ 1 RdErl. des MK P RAEr. d. MK . _ §19 L o §19 L o
Thirschuio ~ Sehulintem 218100 O0PEBAS i gi00 TOODSES o pcsogya  O0PE 900 o pcsogya 700 bis 9:00

1| ehrerkonferenz im Benehmen mit Schulrdger und Schulkonferenz

Quellen: soweit nicht anders vermerkt Schilerbeférderungssatzungen der Landkreise (Altenburger Land mit Stand 04.12.2013, Burgenlandkreis mit Stand 26.04.2010, Leipzig
mit Stand 29.02.2012, Nordsachsen mit Stand 30.03.2011, Saalekreis mit Stand 06.11.2013); Thiringer Schulordnung fiir die Grundschule, die Regelschule, die Gemein-
schaftsschule, das Gymnasium und die Gesamtschule vom 20. Januar 1994, zuletzt geandert durch Verordnung vom 7. Juli 2011; Schulgesetz des Landes Sachsen-Anhalt in
der Fassung der Bekanntmachung vom 22. Februar 2013; RdErl. des MK 21-8100: Runderlass des Kultusministers von Sachsen-Anhalt vom 20.2.2007 einschlieBlich Anderung
vom 12.1.2009; SachsSOGS: Sachsische Schulordnung Grundschulen vom 3. August 2004; SachsSOGYA: Séachsische Schulordnung Gymnasien Abiturpriifung vom 27. Juni
2012; SachsSOMIA: Séchsische Schulordnung Mittel- und Abendmittelschulen vom 11. Juli 2011, rechtsbereinigt mit Stand vom 1. August 2013; eigene Zusammenstellung
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Tabelle 5: Standards der Schulerbeférderung, Teil 2

Fundstelle Regelung Fundstelle Regelung Fundstelle Regelung Fundstelle Regelung Fundstelle Regelung

Mindestentfernung fir die ...

... 1. bis 4. Klasse §3 Abs. 1 2,0 km §1 Abs. 1 2,0 km §1 Abs.1 2,0 km §3 Abs.1 2,0 km §3 Abs. 1 2,0 km
... 5. bis 10. Klasse §3 Abs. 1 3,0 km §1 Abs. 1 3,0km §1 Abs.1 3,0 km §3 Abs. 1 3,5km §3 Abs. 1 3,0 km
... 11. bis 13. Klasse §3 Abs. 1 3,0 km §2 Abs. 1 4,0 km §1 Abs.1 4,0 km §3 Abs. 1 3,5km §3 Abs. 1 3,0 km

Wartezeit vor der Schule (vor
bzw. nach Unterricht) fiir die ...

.. 1. bis 4. Klasse §8 Abs. 1 45 min §3 Abs. 3 30 min §2Abs.3 30bzw.60min  §8Abs.1 45 min §10 Abs.1 45 bzw. 60 min
.. 5. bis 10. Klasse §8 Abs. 1 45 min §3 Abs. 3 30 min §2Abs.3 30bzw.60min  §8Abs. 1 45 min §10 Abs.1 45 bzw. 60 min
.. 11. bis 13. Klasse §8 Abs. 1 45 min § 71 Schulc  keine Regelung §2Abs.3 30bzw.60min  §8Abs.2 45 min 0. mehr §10 Abs.1 45 bzw. 60 min

Fahrzeit (pro Richtung) fir die ...

... 1. bis 4. Klasse MNVP, S. A-16 35 min = = LEP, G6.3.1 30 min LEP, G6.3.1 30 min
... 5. bis 10. Klasse NVP, S. A-16 60 min = = LEP, G6.3.1 45 min LEP, G6.3.1 45 min
... 11. bis 13. Klasse NVP, S. A-16 60 min = = LEP, G6.3.1 45 min LEP, G6.3.1 45 min
gesamte Wegezeit (pro Richtung)
fur die ...
... 1. bis 4. Klasse - §3 Abs. 3 30 min §2 Abs. 1 45 min SachsOVG 45 min SachsOVG 45 min
... 5. bis 10. Klasse - §3 Abs. 3 60 min §2 Abs. 1 75 min SachsOVG 60 min SachsOVG 60 min
... 11, bis 13. Klasse - § 71 SchulG  keine Regelung §2 Abs.1 90 min S&chsOVG 60 min SachsQVG 60 min

Quellen: soweit nicht anders vermerkt Schulerbeférderungssatzungen der Landkreise (Altenburger Land mit Stand 04.12.2013, Burgenlandkreis mit Stand 26.04.2010, Leipzig
mit Stand 29.02.2012, Nordsachsen mit Stand 30.03.2011, Saalekreis mit Stand 06.11.2013); Landkreis Altenburger Land: Entwurf des Nahverkehrsplans 2014-2018, Sach-
stand: 31.05.2014; Landesentwicklungsplan Sachsen 2013, veroffentlicht am 13.08.2013; SachsOVG: Beschluss des Séchsischen Oberverwaltungsgerichtes vom 03.11.2005,
Aktenzeichen 2 BS 247/05; Schulgesetz des Landes Sachsen-Anhalt in der Fassung der Bekanntmachung vom 22. Februar 2013; eigene Zusammenstellung
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In Sachsen-Anhalt ist die Wegezeit maRgeblich. Sie wird in der Schulerbeférde-
rungssatzung festgelegt, wobei der Burgenlandkreis auf eine Angabe fur die Sekun-
darstufe 11 verzichtet.

In Sachsen sind die zuléssigen Fahrzeiten im LEP als Grundsatz geregelt. Die gulti-
gen Wegezeiten sind einem fur die Landkreise maRgeblichen Urteil des SachsOVG
zufolge jeweils 15 min hoher.

e Die Effizienz der Schilerbeférderung hangt auch davon ab, inwieweit sich die Fahrten
mit den Unterrichtszeiten abstimmen lassen. Auf Landesebene werden in Sachsen und
Sachsen-Anhalt Zeitintervalle fur die Schulanfangszeiten gesetzt. In Thiringen gibt die
Schulordnung den Schulen groRe Gestaltungsfreiheit. Die Regelungen trifft fir jede
Schule die Lehrerkonferenz im Benehmen mit dem Schultrager und der Schulkonferenz.

4.1.2 Begrenzte Eignung regionaler Standards fur lokale Probleme

Bei genauerem Blick auf die existierenden ErschlieBungs- und Erreichbarkeitsstandards zeigt
sich, dass diese vorwiegend auf die Situation in Zentralen Orten bzw. den nachfragestarken
OPNV-Achsen anwendbar sind. Fur die verbleibenden Orte abseits der Zentren und auch
Achsen existiert auf regionaler Ebene oder dartiber hinaus nur eine unspezifische Vorstellung
von der Daseinsvorsorgequalitat. Besonders augenfallig wird dies anhand der Nahverkehrs-
plane der funf Landkreise®, in denen fiir Orte abseits der Relationen, fiir die ein Taktange-
bot vorstellbar scheint, folgende dehnbare Festlegungen getroffen werden:

e Altenburger Land (Entwurf von 2014): ,bis zu 10 Fahrtenpaare” (S. 1-14),

e Burgenlandkreis (2010): Anbindung der ,ubrigen Ortsteile* ,bedarfsorientiert”, d.h. ein
bis zwei Fahrtenpaare pro Tag (S. 36),

® Landkreis Leipzig (2010): ,orientiert sich an den o¢rtlichen Gegebenheiten* (S. 54),

® Saalekreis (2009): Anbindung kleiner Orte an Zentrale Orte durch vier bis sechs Fahr-
tenpaare pro Tag (S. 48),

® Nordsachsen (2011): mindestens drei Fahrtenpaare pro Werktag in Orten unter 1.000
Ew. (S. 62).

Die Diskussionen insbesondere in den Fokusregionen zeigten, dass ein auf Basis einzelner
Fahrtenpaare entwickeltes Angebot fir die Kundschaft sehr unattraktiv ist und insofern
eigentlich nicht der Vorstellung gleichwertiger Lebensverhéaltnisse genugt. Dort aber, wo auf
die Angabe von Fahrtenpaarzahlen verzichtet wird, kommt es darauf an, unter besonderer
Berlcksichtigung der lokalen spezifischen Bedingungen ansprechende Lésungen zu finden.

32 Landkreis Leipzig: Nahverkehrsplan 2010 — 2015, Erstellungsdatum 30.09.2008; Landkreis Nordsachsen:
Nahverkehrsplan 2011, Stand 26.05.2011; Burgenlandkreis: Nahverkehrsplan fiir den Verkehrsraum des Bur-
genlandkreises, Planungszeitraum: 2009 — 2019 (mit Fortschreibung in 2014), Beschlussfassung vom
01.03.2010; Saalekreis: Nahverkehrsplan fir den Verkehrsraum des Saalekreises, Laufzeit: 2009 — 2013,
Stand 17.11.2009; Landkreis Altenburger Land: Entwurf des Nahverkehrsplans 2014 - 2018, Sachstand:
31.05.2014



Diese Herausforderung besteht nicht nur fir den OPNV, sondern auch fiir die anderen Infra-
strukturbereiche in grundsatzlich ahnlicher Weise:

® Die landesweit fur die einzelnen Schultypen einheitlichen Mindestschulerzahlen erweisen
sich trotz der bestehenden Ausnahmeregelungen vor Ort haufig als zu starr und gewis-
sermalien ,,auslegungsbeduirftig”.

® Die arztliche Bedarfsplanung ist flr den hausarztlichen Bereich mit ihrer Beschrankung
auf die Mittelbereiche zu grob, um lokale Versorgungsengpasse abbilden zu kénnen.

Der Handlungsbedarf besteht also auf lokaler Ebene, dies allerdings in einer solchen H&u-
fung, dass sich die daraus ergebenden Herausforderungen fir viele R&ume auch eine regio-
nale Dimension haben. Diese sind im MDV-Raum grof3er als andernorts, da sich das Gebiet
uber drei Bundeslander erstreckt und nur im OPNV-Bereich mit dem MDV eine Institution
existiert, die sich fir eine Landesgrenzen Uberschreitende Harmonisierung von Regelungen
und Praktiken verantwortlich flihlen kann. Vor diesem Hintergrund verbleibt als zu beantwor-
tende und auch nach Abschluss des Forschungsprojektes weiterhin offene Frage: Sind die
lokalen Akteur/innen, insbesondere die Kommunen und die Zivilgesellschaft, ausreichend mit
Ressourcen verschiedenster Art ausgestattet, um dieser Aufgabe gerecht zu werden?

4.1.3 Abgrenzung offentlich — privat / zivilgesellschaftlich

Vor allem die Bereitstellung von Infrastrukturen der Bildung, Nahversorgung, medizinischen
Versorgung und Mobilitdt wird als offentliche Daseinsvorsorge verstanden, was z.B. in der
Bezeichnung ,,OPNV* zum Ausdruck kommt, aber bereits bei der Nahversorgung und den
Handlungsmadglichkeiten, die dort die 6ffentliche Hand hat, nur begrenzt zutrifft.

Ahnliches gilt fur die medizinische Versorgung, die auch dadurch in Teilen des landlichen
Raums gefahrdet ist, weil sich weniger Mediziner/innen fiir den Arbeitsplatz ,Dorf* interessie-
ren als flr einen Arbeitsplatz in der Stadt. Da aber unbestritten ein offentliches Interesse an
Geschaften und Arztpraxen auf3erhalb Zentraler Orte besteht, wird es in Zukunft auch darum
gehen mussen, die Grenze zwischen 6ffentlichem und privatwirtschaftlichem Handeln neu zu
definieren: Wie sehr kénnen und sollen beispielsweise Kommunen Geschéftsinhaber/innen
oder Arzt/innen unterstiitzen, um die Versorgung aufrechterhalten zu kénnen? Oder sollen
sie ggf. sogar selbst aktiv werden, indem sie z.B. Arzt/innen einstellen?

Insbesondere, wenn diese Fragen mit ,Nein“ beantwortet werden, richtet sich die Aufmerk-
samkeit auf das Ehrenamt und die Mdglichkeiten einer Kooperation von Kommunen und
Zivilgesellschaft. Ein Zusammenwirken beider ist sicherlich notwendig, weil nur lokal be-
stimmt werden kann, wo und wie Abstriche von regionalen Standards (Mindestschulerzahlen,
Schulwegléangen, Stundentakt etc.) vorgenommen werden und wie diese dann im Sinne einer
Gleichwertigkeit der Lebensverhdltnisse qualitativ gestaltet werden. Aber auch hier gilt: Wie
sehr kénnen und sollen Kommunen ehrenamtlich engagierte Personen unterstiitzen, um die
Versorgung aufrechterhalten zu kénnen? Oder sollen bestimmte Aufgaben vollstéandig oder
teilweise an das Ehrenamt Ubertragen werden, was darauf hinausliefe, dass solche Leistun-
gen ausblieben, wenn sich niemand findet, sie im Ehrenamt zu erbringen?

Eine starkere Einbeziehung zivilgesellschaftlicher Akteure entbindet die Politik aber nicht von
der Beantwortung der Frage: Welche Form der Daseinsvorsorge ist die offentliche Hand



bereit zu gewéahren — und welches sind die Lucken, die sodann tber das Ehrenamt geschlos-
sen werden kdnnen?

4.2 Strategische Ansatze fur den landlichen Raum

Das grundsatzliche MaRnahmenspektrum fiir die Sicherung der Daseinsvorsorge in landlichen
Raumen ist bekannt. Es wird getragen von der Erkenntnis, dass stadtische Standards haufig
nicht der Lebenswirklichkeit auf dem Land gerecht werden, und besteht insofern grundsatz-
lich formuliert darin, von bestimmten Erwartungshaltungen, die mit den in der Region beste-
henden Standards verbunden sind, Abstriche in Kauf zu nehmen. Beispiele sind:

® Grundschulbetrieb mit kleinen, ggf. auch altersgemischten Klassen,
® FEinzugigkeit weiterfuhrender Schulen,
e Verringerung der Taktdichte im OPNV oder Beschrankung auf wenige Betriebstage,

e Reduktion der Flexibilitat in der Mobilitat durch Einfiihrung der Voranmeldung im OPNV
oder die Koordination verschiedener Pkw-Fahrwiinsche in Fahrgemeinschaften,

e Delegation arztlicher Verantwortung in bestimmten Aufgabenfeldern vom Arzt auf eigens
ausgebildete Fachkrafte,

e Ubernahme offentlicher Verantwortung durch die Zivilgesellschaft z.B. in Blirgerbussen.

Diese Aufzahlung betrifft Mdglichkeiten, auch in diinnbesiedelten R&umen eine Versorgung
aufrechtzuerhalten, die von den Ortsansassigen durchaus als gleichwertig eingestuft werden
kann — allerdings erfordert dies einen Meinungsbildungsprozess, der im Rahmen des For-
schungsprojektes mit je zwei Vor-Ort-Werkstatten in den Fokusregionen nicht zu leisten war.
Dies zum einen, weil er mehr Zeit und eine umfangreichere Beteiligung der Bevdlkerung
erfordert, und zum anderen, weil eine deutliche Abkehr von politisch bereits gesetzten Stan-
dards etwa in der Schulentwicklung politische Brisanz entfalten kann. Anders formuliert: Die
Einfihrung alternativer Versorgungs- oder Erreichbarkeitskonzepte erfordert unbedingt einen
vorgeschalteten Prozess der Meinungsbildung Uber die verfolgten Ziele und angestrebten
Nutzen, je nach Gegenstand auch Uber die lokalen und regionalen Ebenen hinweg.

Vor diesem Hintergrund wurden in den verschiedenen Projektsitzungen (Lenkungsgremium,
Fokusregionen, offentliche Veranstaltungen) vorwiegend die Umsetzungsvoraussetzungen
und -hemmnisse fiir grundsatzlich denkbare Handlungsoptionen diskutiert. Jeder dieser
Optionen ist zugleich unausgesprochen eine Vorstellung von ihren Kosten und ihren Nutzen
zugewiesen. Am deutlichsten wurde dies bei der Variante einer flexiblen Bedienung, wie sie
in Teilen des MDV-Raums (ehemaliger Saalkreis) sogar bereits umgesetzt ist: Die Ak-
teur/innen furchten zu hohe Kosten fir die den OPNV bestellenden Landkreise, wissen um
die begrenzte direkte Ubertragung der konkreten Erfahrungswerte und unterstellen einen
hohen Nutzen, der in diesem Fall sogar eher noch die Sorge nahrt, das Angebot kbnne so
erfolgreich werden, dass es kostenseitig Gberhaupt nicht mehr beherrschbar ist.

Wenn demnach die durchaus in der Region bekannten alternativen Ansétze der Versorgung
des landlichen Raumes entweder gar nicht oder nur in Teilrdumen des MDV-Raumes umge-
setzt worden sind, folgt daraus folgende Struktur der Empfehlungen (vgl. Abbildung 38):
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® Es werden funf Strategien vorangestellt, die relativ allgemeingiltig formuliert sind, in
allen Sektoren Gliltigkeit beanspruchen kénnen und in ihrer Gesamtheit eine veranderte
Herangehensweise an die Herausforderungen der Daseinsvorsorge skizzieren.

e Mit Hilfe dieser Strategien konnen fir den MDV-Raum sechs im Kern sektorale Hand-
lungsfelder auf eine Weise beschrieben werden, die Ankntpfungspunkte fir die anderen
Daseinsvorsorgebereiche liefern.

e |etztlich wird die Umsetzung von konkreten MaRnahmen in sektoralen Zustandigkeitsbe-
reichen erfolgen. Insofern werden die in diesem Bericht zusammengestellten Empfeh-
lungen jeweils einem Handlungsfeld zugeordnet.

Abbildung 38: Strategien und Handlungsfelder fur die Daseinsvorsorgeplanung im MDV-
Raum

Typisierung von
Siedlungsbereichen zur
Differenzierung von
MaBnahmen

Entwicklung eines Integration medizinischer
Regionalnetzes im OPNV und raumlicher Planung

aAnenIu] J3[eXo|
pun Bunzims.sagun
J9[euoiBal UoRRUIGLUOY

Profilierung von Raumliche Einpassung von
«Schulen auf dem Land" Nahversorgungskonzepten

Ansétze zur Sicherung
landlicher Infrastruktur

Entwicklung qualitativer

Komb. 6ffentlicher Leistun-
gen mit privater Initiative

Systematisierung des
Flachenbetriebs im OPNV

Entwicklung
intersektoraler,
interkommunaler
Daseinsvorsorgekonzepte

Regionale Integration

Quelle: eigene Darstellung

4.2.1 Typisierung von Siedlungsbereichen zur Differenzierung von Mallnahmen

Den Ausgangspunkt fur diese Strategie bilden die in den Analysen dieses Projektes heraus-
gearbeiteten Unterschiede innerhalb des landlichen Raums im Untersuchungsgebiet. Die
Ausgangssituation ist in allen funf Landkreisen sehr unterschiedlich — und auch innerhalb
ihrer Grenzen gibt es z.B. durch die Gegenuberstellung von Verdichtungs- und dinn besie-
deltem Raum bzw. den Kernstéadten der Mittelzentren und ihrem Umland Gegensétze, die
den Einsatz unterschiedlicher Instrumente nahelegen.

Im Rahmen dieses Projektes lag der Akzent auf

e Unterschieden in der Siedlungsdichte,
e der Lage im OPNV-Netz und

e dem Vorhandensein von standortgebundenen Infrastrukturen (allgemeinbildende Schu-
len, Hausarztpraxen, Lebensmittelmarkte).
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4.2.2 Entwicklung qualitativer Ansatze zur Sicherung landlicher Infrastruktur

Insbesondere im Bereich der Schulen hat der politische Diskurs im MDV-Raum einen Punkt
erreicht, an dem nicht mehr quantitative Varianten gegenubergestellt werden — etwa derge-
stalt, dass in dem einen Fall die Grundschulen zweizigig, in dem anderen einzlgig und dem
nachsten einzigig mit Jahrgangsmischung sind. Die Debatte um das Schlielungsmoratorium
in Sachsen macht deutlich, dass es vielmehr darum geht, wie angesichts der die Schulgroi3e
regelnden Mindeststandards SchulschlieBungen verhindert werden kénnen, ohne Abstriche
bei den gualitativen Anspriichen an eine Beschulung zu machen.

Vergleichbar ist die Situation im OPNV, fiir den abseits der starker nachgefragten Linien in
den Nahverkehrsplanen tUberwiegend unspezifische, auf den nicht nédher benannten Bedarf
abzielende Vorgaben gemacht werden. Auch hier gilt: Wenn unbestritten ist, dass die quanti-
tativen Standards der starker nachgefragten Angebote (z.B. ein Stundentakt) unmdglich
umzusetzen sind, ist eine qualitative Einschatzung erforderlich, welche Angebotselemente
unverzichtbar sind und welche Abstriche gemacht werden kénnen.

4.2.3 Entwicklung intersektoraler, interkommunaler Daseinsvorsorgekonzepte

Die meisten konkreten Empfehlungen sind zunéachst monosektoral motiviert. Allerdings zeigt
die Analyse der Versorgungssituation und der Erreichbarkeitsverhaltnisse, dass die Attraktivi-
tat von Zentren und anderen vollausgestatteten Orten besonders in ihrer Multifunktionalitat
besteht. Diese Bedeutung strahlt in die ndhere Umgebung aus und begriindet damit ihre
strategische Relevanz fir zumeist interkommunal strukturierte Raume.

Es ist vorstellbar, dass fur TeilrAume, die in verschiedener Hinsicht wegen rtcklaufiger Ver-
sorgungsangebote eine Daseinsvorsorgestrategie bendtigen, diese entsprechend intersek-
toral angelegt wird. Als raumliche Kulisse erscheinen grundzentrale Nahbereiche oder auch
Mittelbereiche geeignet. Vorstellbar ist aufferdem die Identifikation von TeilrAumen, in denen
es nicht einen starken Versorgungskern mit dem Rang eines Zentralen Ortes gibt, sondern
Versorgungsstandorte, die aber dennoch eine wichtige Versorgungsfunktion auch fiir den
umgebenden Raum erflllen.

4.2.4 Kombination regionaler Unterstiitzung und kommunaler Initiative

Der Diskurs in den Projektgremien hat gezeigt, dass in vielen Situationen lokale Akteur/innen
sich des grundséatzlichen Handlungsspektrums bewusst, aber aufgrund verschiedener
Hemmnisse nicht in der Lage sind, sich aus diesem Spektrum zu bedienen. So kommt es vor,
dass es am Wissen fehlt, welche konkreten Umsetzungsschritte unternommen werden mds-
sen oder wie die damit zusammenhéangenden Risiken — etwa hinsichtlich der Kosten eines
Anrufbussystems — verlasslich vorausgeschéatzt bzw. beherrscht werden kénnen. Oder es war
trotz der Erkenntnis, dass es zur Rettung von mehreren Schulen der Kooperation bedarf,
gleichzeitig unbestritten, dass die Kommunen im Wettbewerb um diese schlieBungsgeféhrde-
ten Infrastrukturen stehen und dies Kooperationen blockiert.

Es bedarf demnach regionaler Unterstiitzungssysteme — zunachst gleich, ob auf Ebene der
Bundeslander, des MDV oder der Planungsregionen —, die durch



e die allgemeine Formulierung von ,Modellen” der landlichen Versorgung (etwa fur kleine
Schulen, integrierte Versorgung in der Medizin oder Konzepte fur kleine Nahversor-
gungsladen),

e die Bereitstellung von Informationen (etwa in Form von Leitfaden oder leicht abrufbarer
Beratung),

e die Bereitstellung von Technik (z.B. im Fall von Auskunfts- und Dispositionssystemen im
flexiblen OPNV) oder

e die Schaffung kommunaler Kompetenzen, sei es durch die Erklarung einer expliziten
Zustandigkeit (z.B. bei der medizinischen Versorgung) oder Schaffung personeller Res-
sourcen

lokalen Initiativen die Umsetzung ihrer ldeen erleichtern. Dies setzt das Vorhandensein
solcher Initiativen voraus, denn die konkrete lIdee, welche Ansatze in welcher Form vor Ort
funktionieren kénnen, ist nicht ohne lokalen Anschub mdglich.

4.2.5 Regionale Integration

Die vorigen Ausflhrungen lassen noch die genaue Gestalt der regionalen Ebene offen. Dies
wird fur eine gewisse Phase auch nicht weiter problematisch sein, denn die regionalen Insti-
tutionen wie jene der Regionalplanung, der Kassenérztlichen Vereinigung, des OPNV oder
des Handels funktionieren in ihren definierten Zustandigkeitsbereichen.

Allerdings unterscheiden sie sich erheblich in ihrem raumlichen Umgriff. Letztlich ist die
konkrete Definition dessen, was im MDV-Raum ,die* Region ist, noch nicht entschieden, mit
der in Neuausrichtung befindlichen Metropolregion Mitteldeutschland gibt es kinftig sogar
noch eine weitere regionale Institution.

Das auslaufende Projekt und die in seinen Gremien stattgefundenen Diskussionen zeigen
auf, dass es fir regionale Themen wie jenes der Daseinsvorsorge einer regionalen Plattform
bedarf, die in der Lage ist,

e Herausforderungen und Anséatze in den verschiedenen relevanten Sektoren zu behan-
deln,

e die wechselseitige Abhangigkeit von Infrastrukturen zu thematisieren,

e das Forum fir regionalen Austausch und regionale Steuerung zu liefern.

Im Forschungsprojekt ist dies durchaus gelungen. Allerdings ist noch offen, wie die gestarte-
ten bzw. die aufgenommenen und in einen regionalen Kontext gestellten Aktivitaten verste-
tigt werden kénnen.



5 Empfehlungen flr die Region

In diesem Abschnitt werden Handlungsansatze fir den MDV-Raum skizziert, die zu folgenden
Punkten Aussagen treffen:

® Anpassung der giltigen regionalen Standards an die Situation in diinn besiedelten Teil-
raumen,

e Sicherstellung der Qualitat der Leistungserbringung (trotz Standardabweichung),
® Benennung verantwortlicher Akteure,

® \Wiedergabe des im MDV-Raum erreichten Diskussionsstands,

® Benennung der Umsetzungsvoraussetzungen sowie -hemmnisse und

® Benennung denkbarer Umsetzungsbeispiele.

Damit sind diese Empfehlungen auf die Bedingungen des MDV-Raums zugeschnitten. Aller-
dings kénnen sie grundséatzlich auch auf andere Regionen mit vergleichbarer Ausgangssitua-
tion Ubertragen werden. Die Aufschlisselung in verschiedene einzelne Handlungsanséatze
erlaubt es, hierbei auch nach dem Baukastenprinzip vorzugehen. Sollte also flr eine andere
Region einer der folgenden Anséatze nicht passend erscheinen, so schlieBt dies die Ubertra-
gung der anderen Anséatze keinesfalls aus.

5.1 Entwicklung eines Regionalnetzes

Ein wesentliches Ergebnis des Forschungsprojektes besteht darin, dass in den Gremien
Struktur und Standards eines regionalen Busnetzes diskutiert wurden. Mit dem in Kapitel 1
erarbeiteten Vorschlag liegt ein Konzept vor, das den MDV-Raum strukturiert: Vorhandene
Zentrale Orte werden durch leistungsfahige OPNV-Achsen so verkniipft, dass jene Raume, in
den flachenhafte Bediensysteme zur Anwendung kommen mussten, um eine akzeptable
Erreichbarkeit gewahrleisten zu kénnen, klar erkennbar werden.

Das Regionalnetz verkdrpert auBerdem in beispielhafter Weise die Idee, regionsweite Quali-
tatsstandards zu definieren. Entscheidend dafir sind die Definition des Bahn-Bus-
Landesnetzes in Sachsen-Anhalt und die Existenz des MDV, der bereits seit Jahren erfolg-
reich wirkt und auch in der nachsten Zeit das Regionalnetz weitertreiben wird.

5.1.1 Verfahren zur Bestimmung des Regionalnetzes

Der MDV strebt an, das Busnetz als ,Jedermann“-Netz und damit ein fur die Allgemeinheit
der Fahrgaste attraktives Angebot zu entwickeln. Zu diesem Zweck bedarf es einer Struktu-
rierung des Netzes in Anlehnung an das differenzierte Bedienungsmodell. Die in der Region
existierenden Differenzierungsansatze stimmen darin Uberein, dass sie zwei bis drei Ebenen
der Bedienung unterscheiden. Dies deckt sich mit der Einfihrung der PlusBus-Linien im
Dezember 2013. Fur diese gibt es ein Qualitatskonzept, das allerdings noch nicht tberall



umgesetzt ist. Auch hinsichtlich der Linienauswahl gibt es noch Weiterentwicklungsbedarf,
der im Projekt entwurfsweise vorgenommen wurde und entsprechend nach Projektabschluss
fortzusetzen ist.

In den Projektgremien bestand Ubereinstimmung in der Einschétzung, dass das Grundnetz in
zwei Ebenen aufzuteilen ist, die sich im Kern durch die Bedienungsqualitat unterscheiden,
d.h. ein Regionalnetz der 1. Ordnung mit einem Stundentakt als Mindestangebot in der Zeit
von 6:00 bis 20:00 Uhr montags bis freitags, und ein Regionalnetz 2. Ordnung, in dem die
Busse mindestens im Zweistundentakt verkehren.

Folgende Kriterien sind zur Ermittlung dieses Netzes herangezogen worden:

e raumordnerische Bedeutung (Anbindung an Zentrale Orte der Landes- und Regionalpla-
nung, Ubereinstimmung mit Verbindungs- und / oder Entwicklungsachsen) auf Grundla-
ge existierender Regionalplane,

® pestehende Nachfrage und zu erwartende Nachfrageentwicklung auf Grundlage einer
Umlegung von Verflechtungsmatrizen, Erfahrungswerten der lokalen Experten und einer
projektinternen Abschatzung der Bevolkerungsentwicklung und Verteilung bestimmter
Versorgungsinfrastrukturen.

Die im Projekt vorgenommene Netzentwicklung ist vorlaufiger Natur, bedarf der regelmaRi-
gen Uberprifung und v.a. der politischnen Absicherung in der Arbeitsgruppe Verbund-
Verkehrsplanung des MDV, die zur Erstellung der Leitlinie fir das betriebliche Leistungsan-
gebot flr einige Jahre bereits eingerichtet worden war.

5.1.2 Qualitat im Regionalnetz durch Sicherung eines Taktsystems

Ein regionsweites Grundnetz bedeutet insbesondere dann, wenn ein attraktives Angebot
Uber die Hauptverkehrszeit hinaus angeboten werden soll, eine Erhéhung betrieblicher Aus-
gaben. Eine Refinanzierung durch erhéhte Fahrgastzahlen ist besonders dann zu erwarten,
wenn der Betrieb effizient erfolgt, also z.B. wenig Uber die Pausen reichende Standzeiten
notwendig werden.

® Dies ist am ehesten moglich, wenn regionsweit ein Taktsystem entwickelt wird, das aus
a) geschickt gewahlten Taktknoten und b) aus auf diese Taktknoten abgestimmten Stre-
ckenasten besteht. Idealerweise sind die einzelnen Streckenabschnitte ein Vielfaches
von 15 min (abzgl. der Pausen- und Wendezeiten) lang. Diese Bedingungen erfillt das
Angebot im MDV-Raum derzeit nicht. Um dies zu andern, bedarf es zunachst folgender
MaRnahmen:

® Festlegung eines langerfristig gilltigen Fahrplanes im SPNV mit SPNV-Taktknoten z.B. in
den Hauptbahnhtfen von Halle und Leipzig, aber auch anderen Bahnhoéfen, etwa Wei-
Renfels, Naumburg, Zeitz, Altenburg, Geithain und benachbarten Bahnhdfen wie Bitter-
feld, Riesa oder Falkenberg,

e Identifikation geeigneter Taktknoten zwischen SPNV und OSPV, geeigneterweise in den
Zentren der Mittelzentren,

e Ableitung von baulichen Malinahmen im SPNV, um dieses System effizient betreiben zu
konnen.



Hierzu ist die Bildung eines Koordinierungskreises Taktverkehr sinnvoll, der idealerweise die
Aufgabentrager im Bahn- und Busverkehr sowie die zustédndigen Landesministerien und
Infrastrukturbetreiber umfasst. Es ist ratsam, diesen Koordinierungskreis teilrdumlich zu
organisieren.

5.1.3 Linienoptimierung im Regionalnetz zur Erhdhung der Effizienz

Besonders dann, wenn auch innerhalb des Busnetzes eine Verknupfung von Taktknoten —
und nicht nur die Erbringung von Zu- und Abbringerleistungen zum SPNV — vorgesehen sind,
muss auch innerhalb des Busnetzes eine langerfristige Abstimmung von angestrebtem Li-
niennetz und infrastrukturellen Gegebenheiten erfolgen. In einem Umsetzungskonzept fur
die Linien des Regionalnetzes (1. und 2. Ordnung) sollte deshalb untersucht werden, welche
Anforderungen und Méglichkeiten es gibt,

e die wichtigsten Quellen und Ziele an der Strecke zu bedienen,

e an den Taktknoten mit dem SPNV und innerhalb des Regionalnetzes zeitgleich mehrere
Fahrzeuge zum Umsteigen halten zu lassen®, und

e auf den Linien die Busse zu beschleunigen, z.B. durch Linienstraffung, Haltestellenkaps
und ggf. weitere BeschleunigungsmafRnahmen (etwa an Lichtzeichenanlagen).

Das Beschleunigungsziel sollte sich dann an der Effizienz der Linien ausrichten.

5.2 Anpassung der medizinischen Versorgung

In der medizinischen Versorgung spielt die raumliche Differenzierung Uber das normative
Konstrukt der ,Unterversorgung” eine wichtige Rolle. Seitens der Kommunen, die am unmit-
telbarsten mit den Auswirkungen einer hausarztlichen Unterversorgung konfrontiert werden,
aber Uber praktisch keine Steuerungskompetenzen in diesem Feld verfligen, besteht grofRer
Bedarf an einer Verstandigung mit den medizinischen Akteur/innen auf der Landesebene,
den Kassenarztlichen Vereinigungen. Damit werden auch in diesem Handlungsfeld auf Unter-
stitzungssystemen und einer regionalen Institutionalisierung beruhenden Strategien bend-
tigt. AuBerdem kdnnen Daseinsvorsorgekonzepte mit einem starken medizinischen Kern, z.B.
Uber die sog. integrierte Versorgung, auch wichtige nicht-medizinische Elemente enthalten —
etwa jene der Mobilitaét oder multifunktionaler Gemeindezentren — und somit intersektoral
wirken.

5.2.1 Identifikation unterversorgter Bereiche

Die arztliche Bedarfsplanung kennt ein Verfahren zur ldentifikation unterversorgter Bereiche,
das je nach Spezialisierung der Arzt/innen auf Ebene von Mittelbereichen, Landkreisen,
Raumordnungsregionen oder gar KV-Bereichen (iUiberwiegend den Bundeslandern gleich)
angewandt wird. Die relevante Steuerungsebene fir die hausarztliche Versorgung stellen
Mittelbereiche unterhalb der Landkreisebene dar.

3 Grundsatzlich sollte dabei zwischen Voll-, Zu- und Abbringer- sowie Richtungsknoten unterschieden werden.



Zur Sicherung der hausérztlichen Versorgung in landlichen R&umen stellt beispielsweise die
Kassenarztliche Vereinigung in Sachsen-Anhalt Mittel bereit, um Studierende, die den Land-
arztberuf ergreifen wollen, zu unterstitzen. AuRerdem bestehen von Seiten der Kassenarztli-
chen Vereinigungen verschiedene Mdglichkeiten, die Ubernahme von Landpraxen bzw. auch
die Unterstltzung bestehender Praxen zu férdern.

Die Effizienz solcher MaRnahmen héngt — auch — von einer Ortskenntnis ab, die normaler-
weise lokale Akteure wie Burgermeister/innen oder Mitarbeiter/innen des Landratsamtes
mitbringen. Zu dieser Ortskenntnis gehdrt auch das Wissen um Entwicklungsperspektiven
einzelner Ortslagen und der beispielsweise Uber die Flachennutzungsplanung bestimmten
Ziele kommunaler Politik.

Es wird daher empfohlen, eine regelméaRige Abstimmung zwischen Mediziner/innen, Pla-
ner/innen und Lokalpolitiker/innen auf Ebene der Mittelbereiche (fir die in diesem Projekt
besonders berucksichtigten Hausarzt/innen) bzw. Landkreise (fir groBe Teile der facharztli-
chen Versorgung) einzurichten. Dies erfordert, dass sich die Lokalpolitik bzw. Planung auch
auf Ebene der Mittelbereiche auf gemeinsame Ziele und Schwerpunkte festlegt. Dies kénnte
im Sinne einer moglichst flachendeckenden Versorgung mit arztlichen oder medizinischen
Versorgungsleistungen ggf. auch die Verstandigung tber besonders ,wichtige* und damit
prioritar zu erhaltende bzw. wiederzubesetzende Standorte umfassen.

5.2.2 Profilierung des Landarztberufes

Unter Mediziner/innen sind deutschlandweit insbesondere Standorte in kleinen Landgemein-
den mit weniger als 10.000 Ew. unbeliebt, und die wenigsten unter ihnen kénnen sich eine
Tatigkeit in den ostdeutschen Bundeslandern vorstellen. Der Bund hat mit dem ab 2012
gultigen Versorgungsstrukturgesetz einen Rahmen geschaffen, der in der Offentlichkeit als
sLandarztgesetz“ bekannt wurde und in wesentlichen Teilen zum Ziel hat, die Attraktivitat
des landlichen Raums als Arbeitsumfeld fir Mediziner/innen zu erhdhen. Dieses Anliegen
wird z.B. von der Bundesvereinigung der Medizinstudierenden (BVMD) durchaus mitgetra-
gen: Sie fordert eine Attraktivierung des Landarztberufes und in diesem Zusammenhang fur
landliche Regionen u.a. Familienfreundlichkeit, ein wissenschaftliches Umfeld, Weiterbil-
dungsmaoglichkeiten und eine Trennung von originar medizinischen und administrativen
Tatigkeiten. Auch die Betonung von geregelten Arbeitszeiten und kooperativem Arbeitsklima
deuten auf neue Organisationsformen des Arztberufes auf dem Land hin. Diese Forderungen
werden durch juingere Erhebungen bestatigt (z.B. im Rahmen des Berufsmonitorings der
Universitat Trier). Die Einzelpraxis, so die Erwartung, wird nicht mehr die ,Normalform* der
medizinischen Berufsaustibung sein.

Das Uberkommene Bild des Landarztberufs schreckt also Medizinstudierende eher ab. Zu-
gleich stimmt es langst in Teilen mit der Wirklichkeit nicht mehr Uberein, wie die zahlreichen
Mehrbehandlerpraxen und die bereits umgesetzten Delegationsmodelle auch im MDV-Raum
zeigen. Es fehlt allerdings an einer Vermittlung solcher Ansdtze und an abgestimmten Mal3-
nahmen, diese Strukturen weiter zu fordern. Es wird daher empfohlen, in der gesamten
Region — und durchaus auch dariber hinaus (z.B. im Bereich der drei Bundeslander bzw.
Kassenarztlichen Vereinigungen) —

e die lokalen Erfahrungen und Arbeitsbedingungen fir solche kooperative Modelle (Model-
le der Arbeitsteilung) zu sammeln,



e die Ansatze vor dem Hintergrund der bereits bekannten Arbeitsprioritdaten von Medizi-
ner/innen weiterzuentwickeln bzw. anzupassen.

5.2.3 Entwicklung von Modellen integrierter Versorgung

Integrierte Versorgung im Gesundheitsbereich ist ein Schlagwort, unter dem die Aktivitaten
verschiedener Gesundheitseinrichtungen gebundelt werden, die auch Pflegedienste und
Apotheken einschliefen. Fur die Versorgung des landlichen Raums bieten solche Ansatze
grolles Potenzial, da hier grundsatzlich unterstellt werden kann, dass die Fallzahlen die ein-
zelnen Bereiche der integrierten Versorgung jeweils nicht ausreichend stiitzen, in ihrer Kop-
pelung hingegen durch Nutzung von Synergie dies aber denkbar erscheint.

Diese Modelle sind im MDV-Raum unter Berticksichtigung der konkreten lokalen Bedingungen
zu entwickeln. Bertcksichtigung finden sollte dabei die im Hintergrund erforderliche Infra-
struktur zu ihrer Unterstiitzung:

e baulich-technische Infrastruktur (Mehrbehandlerpraxen, Barrierefreiheit, Geratschaften
u.a. fur telemedizinische Anwendungen),

e Modelle der Arbeitsteilung (Anstellungsverhaltnis, Delegationsmodelle, Integration mit
anderen Dienstleistern im Bereich Gesundheit und Pflege),

® Integration in Gemeindezentren (z.B. als temporares Angebot in ,multiplen Hausern“,
aber auch als stadtebaulich integrierte Gesundheitszentren, MVZs 0.4.),

e Starkung mobiler Dienstleistungsangebote der gesundheitlichen Versorgung (z.B. rollen-
de Arztpraxis, auch: Modelle hausarztunterstiitzender Versorgungsleistungen wie AGnES,
VERAH etc.)

e Abstimmung mit Fahrdiensten, Biirgerbussen, OPNV,

e Kooperation mit medizinischen Lehrstiihlen (Integration in die Ausbildung Uber Praktika
oder als Lehrinhalt),

e finanzielle Unterstitzung durch Kassenérztliche Vereinigung, Kommune 0.4a.

5.3 Profilierung von ,,Schulen auf dem Land®, integrierte Schulent-
wicklung

In den Projektgremien stand vorwiegend die Frage im Raum, wie Schulen, deren Schiilerzahl
fur die bisher verfolgten Modelle nicht ausreicht, trotzdem qualitativ ansprechende Bildungs-
angebote an Schiler/innen und deren Eltern machen kénnen — und zwar solche, die auch
von den Bildungsministerien anerkannt und von Lehrer/innen als attraktive Stellenbeschrei-
bung gelesen werden kénnen. Diese Herausforderung spricht somit nicht nur die auf betont
gualitative Ansatze abzielende Strategie (vgl. Abschnitt 4.2.2) an, sondern auch auf das
Zusammenspiel regionaler Unterstitzung (z.B. durch die Ministerien) und lokaler Initiativen
(z.B. durch lokale Schulen oder Elterninitiativen). Durch ihre herausgehobene Bedeutung fur
das dorfliche Selbstverstéandnis eignet sich das Thema der Schulentwicklung auch unmittel-
bar als integraler Bestandteil intersektoraler und interkommunaler Daseinsvorsorgekonzepte.



5.3.1 Landesweite Entwicklung von angepassten Konzepten

Die Diskussion um den Erhalt von Schulen dreht sich im MDV-Raum insbesondere um die
Lunterschreitung” quantitativer Standards etwa bzgl. der Zigigkeit (Einztgigkeit weiterfih-
render Schulen, wie dies in Thiringen oder bei Privatschulen mdéglich ist) oder — im Fall von
Grundschulen — um die Zusammenlegung von Jahrgangen in Schulklassen. Damit brechen
solche Anséatze aber auch mit den verbreiteten qualitativen Vorstellungen eines guten Schul-
betriebs. Insofern ist vor allem qualitative Uberzeugungsarbeit nétig, um Schulbehérden von
dem Sinn einer Genehmigung zu Uberzeugen, Lehrer/innen fir eine Weiterbildung zu begeis-
tern und Eltern dafliir zu gewinnen, ihr Kind reinen Herzens anzumelden. Im Einzelnen be-
deutet dies:

e konzeptionelle Weiterentwicklung (Abstimmung der Padagogik auf die konkreten Bedin-
gungen wie Einzlugigkeit, Jahrgangsmischung 0.8.) zur Sicherung einer spezifischen
Qualitat in Abstimmung mit dem Bildungsministerium,

e Kooperation mit anderen Schulen zur Sicherung von Qualitat (Vertretung, Fachlehrkraf-
te),

e Kooperation mit der Kommune und der dortigen Bevolkerung zur Eingliederung in den
kommunalen Alltag (gemeinsame Nutzung von Raumen, Unterstitzung durch das Eh-
renamt).

Konsequenterweise misste bereits auf Landesebene die konzeptionelle Arbeit insoweit un-
terstUtzt werden, als die gefundenen Modelle landesweit zur Anwendung kommen und somit
auch ein Erfahrungsaustausch und maoglicherweise Synergien in der Weiterbildung mdglich
werden. Die Anwendungsfelder lassen durchaus die Kooperation benachbarter Schulen als
Option zu.

Die Entwicklung solcher Modelle wirft auch die Frage nach der Zukunftsfahigkeit des Arbeit-
sortes ,Land“ auf: Wie attraktiv sind Schulen auf dem Land im Vergleich zu stadtischen
Schulen, kénnen sie auf dem ,Nachfragermarkt in der Konkurrenz um die vergleichsweise
wenigen Lehramtsanwarter/innen bestehen? Dies hat ggf. nicht nur mit der inhaltlichen
Passfahigkeit mit an Universitaten vermittelten, neuen padagogischen Konzepten zu tun,
sondern ggf. auch mit der Frage, ob Stellen auf dem Land durch Zuweisungen speziell gefor-
dert werden sollten. Dies ware in erster Linie eine Frage fur die Bildungsministerien auf
Landesebene.

5.3.2 Kommunale Kooperation

Die Anwendung solcher Konzepte im kommunalen Bereich hangt sehr von den konkreten
lokalen Begebenheiten ab. So sind im Umland der Stadt Zeitz viele der Grundschulen bis
2030 von einer SchlieBung bedroht. Sofern die Grundschulen und ihre Firstreiter ausschlief3-
lich fir den Erhalt ,ihrer” Schule kdmpfen und das Bildungsministerium die Mindestschuler-
zahlen fur den Grundschulbetrieb aufrecht erhalt, werden diese Schulen nach und nach
schlieRen. Sollten sie allerdings kooperieren, ist es denkbar, durch Nutzung von Synergien
den gangigen Bedenken gegenuber kleinen Schulen oder solchen, in denen der Unterricht
jahrgangsubergreifend erfolgt, zu begegnen:

® Gemeinsam konnen der ortlichen Situation angepasste und auf die padagogischen Stan-
dards abgestimmte Konzepte entwickelt werden.



e |ehrkrafte kdnnen gemeinsam Weiterbildung betreiben und die Konzepte regelméaRig
fortschreiben.

® Fachlehrkrafte konnen ,geteilt* werden, indem beispielsweise Englisch- oder Musikleh-
rer/innen in der Woche tageweise an funf verschiedenen Schulen unterrichten.

e Vertretungsunterricht kann konzeptkompatibel durch Lehrkréafte sichergestellt werden,
die mit der fur die Jahrgangsmischung spezifischen Padagogik vertraut sind.

Schulen wie jene in Arzberg (Landkreis Nordsachsen), wo die rdumliche Néhe zu Schulen in
vergleichbarer Ausgangslage nicht besteht, bedurften fur solche MaBhahmen eines auf hohe-
rer Ebene angesiedelten Daches, das Konzeptentwicklung, Weiterbildung etc. koordiniert.
Zur Sicherstellung eines Vertretungsunterrichts ware es wichtig, sich bilateral mit der nachst-
gelegenen Regelgrundschule (hier: Beilrode) abzustimmen.

Insofern sind die Kooperationsanforderungen tber den gesamten MDV-Raum nicht einheit-
lich.

5.3.3 Kooperation in der Schulorganisation

Auch wenn in den Projektgremien der inhaltliche Fokus fir Fragen der Schulentwicklung
eindeutig auf Wegen zum Erhalt kleiner Schulen lag, wurden dartber hinaus auch schulorga-
nisatorische Fragen gestreift, die samtliche Schulen im MDV-Raum betreffen (k6nnen):

® |nsbesondere aus dem Burgenlandkreis, dem Altenburger Land und dem Landkreis
Leipzig wurde von lokalen Expert/innen davon berichtet, dass sich fir einige Kinder die
nachstgelegene Schule in einem anderen Bundesland befindet als der Wohnort. Fir sol-
che Félle kénnte es sich anbieten, landeribergreifend zu prufen, wann sich der Schulbe-
such in einem anderen Bundesland anbietet (z.B. hinsichtlich der Wegezeit, der Effizienz
der Schulerbeférderung oder des Beitrags zum Erhalt einer ansonsten schlieBungsge-
fahrdeten Schule).

® Optimierungsansatze in der Schulentwicklung bestehen auRerdem u.a. in einer effizien-
teren Abstimmung von Schulbetrieb und Schilerbeférderung. Die Staffelung von Schul-
zeiten ist hier ein bewahrtes Instrument, um den Bedarf an Bussen und Fahrpersonal zu
reduzieren und somit die Kosten der Beférderung in Grenzen zu halten. Die Herausforde-
rung in der Praxis besteht darin, die Schulzeiten mehrerer Schulen in womaéglich unter-
schiedlicher Tragerschaft aufeinander abzustimmen — und dies vorwiegend unter der
MaRgabe einer effizienten Schilerbeférderung. Erfahrungsgeman ist eine breite Beteili-
gung von Betroffenen (Lokalpolitik, Leitung und Kollegien der Schulen, Eltern, OPNV-
Verantwortliche, ggf. Bildungsministerium) auch Uber die schulgesetzlich gesicherten Be-
teiligungsregeln hinaus unerlasslich.

5.4 Sicherung der Nahversorgung durch Konzepte und lokale Initia-
tiven

Anders als in den Bereichen des OPNV, der Schule oder auch der Gesundheit sind im Le-
bensmitteleinzelhandel die offentlichen Steuerungsmaoglichkeiten begrenzt. Die Funktionsfa-
higkeit von Daseinsvorsorgekonzepten entscheidet hier im Wesentlichen der Markt. Inter-
kommunale Abstimmung bei der Ausweisung von Einzelhandelsflachen oder Unterstiitzung



von Gewerbetreibenden durch attraktive Zentrenentwicklung bzw. Entwicklung von marktfa-
higen Konzepten fir kleine GeschaftsgroRen sind denkbare Anwendungen der obigen Strate-
gien. Ein wichtiges leitendes Prinzip fur die Planung sollte hier sein, gréRere Betriebe vorran-
gig in ihrer Ansiedlung zu steuern und kleinere Betriebe zu unterstitzen. Ein auch im MDV-
Raum bewahrter Schwellenwert sind Verkaufsflachen von 400 m2. Entsprechend sind die
beiden konkreten Empfehlungen im Folgenden unterschieden.

5.4.1 Entwicklung von Konzepten fur Geschéafte, deren Verkaufsflache kleiner
als 400 m2ist

Nahversorgung mit Lebensmitteln ist im MDV-Raum aufBerhalb der Zentralen Orte insofern
kritisch, als dort viele Geschafte mit Verkaufsflachen, die kleiner als 400 m2 sind, angesiedelt
sind. FUr diese kleineren Laden ist davon auszugehen, dass eine Nachfolge bei Ausscheiden
des Besitzers nur schwer zu regeln ist. Die Aussichten fur den kinftigen (Weiter-) Betrieb
dieser Geschéfte sind allerdings nur unter Bericksichtigung der lokalen Bedingungen (Poten-
ziale) vorstellbar. Ansatzpunkte flr kleinere Nahversorger kénnen sein:

e vorhandene lokal-regionale Erzeuger, mit denen in Kooperation die Nutzung regionaler
Kreislaufe als 6konomische Basis moglich wird,

® Bilndelung mit anderen nahversorgungsrelevanten Dienstleistungen zu multifunktionalen
Gemeindezentren, wie dies bei ,,multiplen Hausern“ am Stettiner Haff, den , Dorfmitten*
in Schleswig-Holstein oder den DORV-Projekten in NRW umgesetzt wird.

Die Erfolgsaussichten solch kleiner Geschéafte hangen also von einer gelingenden Kooperation
mit anderen Firmen oder Einrichtungen in der Gemeinde und ihrer Umgebung ab. Zugleich
ist ein Vermarktungskonzept zur Entwicklung eines Alleinstellungsmerkmales erforderlich,
das auf die Kooperation mit lokal-regionalen Erzeugern, die Abstimmung mit dem OPNV bzw.
anderen Mobilitatsdienstleistungen und die Integration in Gemeindezentren aufbaut. Wichtig
ist hierbei, die Abgrenzung von anderen Nahversorgern in der ndheren Umgebung, z.B. den
Discountern, deutlich zu machen und Qualitaten wie Nahe, personlicher Kontakt, besonderer
Service und regionale Produkte herauszustellen.

Wesentliche Aspekte der kleineren Nahversorgungsladen beruhen darauf, dass

e cine hohe Kaufkraftbindung erreicht wird (haufig in Form von Fordervereinen oder als
Genossenschaftsmodell),

e Kombinationen von Nahversorgung mit weiteren Dienstleistungen (Geldabheben, Post,
Café, Bibliothek, Dienstleistungen etc.) vorhanden sind,

® neue Betriebsmodelle, z.B. Uber geférderte Integrationsarbeitsplatze und reguléare Be-
schéaftigungsverhaltnisse, entwickelt werden,

e die lokalen bzw. regionalen Strukturen fir einen Teil der Nachfrage und folglich des
Umsatzes sorgen — wie Vereine, regelmaRiiges Lebensmittel-Sponsoring von z.B. Banken
fur ein ,,gesundes Fruhstick” in Kindertagesstatten oder Grundschulen,

e vor Ort lokale Initiativen oder Einzelakteur/innen vorhanden sind, dich sich fiir die Nach-
nutzung einsetzen,



® die Einzelhandelsunternehmen neue Geschaftsmodelle unterstiitzen, um ihre Marktantei-
le bzw. die Bekanntheit vor Ort zu erhéhen,

® letztlich meist Forderprogramme (Landes- oder EU-Programme wie z.B. LEADER) ge-
nutzt werden, um die Ubernahme oder Wiedereroffnung zu férdern.

5.4.2 Interkommunale Abstimmung von Geschéften, deren Verkaufsflache gro-
Ber als 400 m2 ist

Die Raumwirksamkeit von Geschaften mit einer GroRe von tUber 400 m2 besteht darin, dass
ihre Ansiedlung haufig nach der Logik groRerer Handelsketten erfolgt und damit weniger auf
die lokalen Potenziale und Versorgungsziele abgestimmt ist. Insbesondere die Pkw-
Erreichbarkeit durfte hohe Relevanz besitzen, was im Falle der Daseinsvorsorge problema-
tisch werden kann, wenn sie zu anderen Lokalisierungen fiihrt als es Konzepte taten, die auf
FuRlaufigkeit und/oder OPNV-Anbindung setzen.

Insofern wird hier empfohlen, die Standortwahl von Geschaften dieser GroRe auf Ebene der
Regionalplanung daraufhin zu Gberprifen, ob sie bestehende oder potenzielle Zentren stit-
zen und mit dem OPNV, mit dem Fahrrad oder zu FuR erreichbar sind. Entsprechende Ab-
stimmungsprozesse sind zu initiieren und zu moderieren.

5.5 Schaffung von Voraussetzungen fur Flachenbetrieb

Ein ,Nebenprodukt” der Regionalnetzdefinition besteht darin, Teilrhume sichtbar zu machen,
die perspektivisch nicht tber ein den regionalen Standards entsprechendes Linienverkehrs-
angebot verfiigen werden. Da die Siedlungstypisierung gerade fir diese Raume aufl3erdem
eine schlechte Versorgung mit Angeboten standortgebundener Infrastrukturen ausweist, ist
das Handlungsfeld ,Schaffung von Voraussetzungen fiir den Flachenbetrieb im OPNV*“ sehr
wichtig fur den MDV-Raum. Aus regionaler Perspektive bedarf es der Schaffung eines regio-
nal einheitlichen — und damit regionale QualitatsmaRstébe sichernden — Hintergrundsystems
zur Unterstltzung dieser tUberwiegend aus lokaler Initiative entstehenden Angebote.

55.1 Sammlung der im MDV-Gebiet bestehenden Erfahrungen mit flexiblen
Bedienformen

Der OPNV ist trotz aller Bemiihungen immer noch fiir viele Nutzerinnen und Nutzer ein
schwer zu handhabendes System. Vor diesem Hintergrund ist zu vermeiden, dass zusatzlich
eingefiihrte flexible Angebote die Ubersichtlichkeit des OPNV weiter verschlechtern. Aus
diesem Grund sollten die im MDV bestehenden Systeme®* und in ihnen gemachten Erfahrun-
gen gesammelt und aufbereitet werden. Fir die heranzuziehenden Kriterien bietet sich in
etwa folgende Struktur an:

® Betriebsform (Linien-, Korridor-, Flachenbetrieb),

® Planungsstrategie (System-, Erganzungs- oder Ersatzlésung),

3 7.B. die Konzepte des Flachenbetriebs zwischen Eilenburg und Taucha (GeiRler Reisen) sowie im nérdlichen

Saalekreis (OBS)



e Organisation und Finanzierung,

® Fahrbetrieb,

e Disposition (Fahrtwunschaufnahme, Tourenbildung, Auftragsvergabe, Abrechnung),
e Tarifmodell,

e Offentlichkeitsarbeit (incl. Fahrplaninformation),

® technische Voraussetzungen (automatische oder manuelle Disposition).

Grundsatzlich ist eine moglichst weitreichende Standardisierung flexibler Bedienformen im
MDV anzustreben.

5.5.2 Entwicklung eines Qualitatsstandards und Bestimmung der Zuschussbe-
reitschaft

Auf ein solches Bedienungsmodell sollten weitere Systemkomponenten, z.B. EDV-
Systemkonfiguration, Bestellungen nach der VO 1370 und Marketingmalinahmen aufbauen,
was die Entwicklung eines verbundweiten Qualitatsstandards erleichtert. So ist z.B. eine
qualitativ hochwertige, standardisierte Benutzeroberflache fir die Fahrgaste mit einem kos-
tengiinstigen standardisierten EDV-Programm zu schaffen. Ebenso ist zu entscheiden, welche
Voranmeldebedingungen bestehen und wie das Netz in den MDV-Tarif eingebunden wird.
Wichtig ist, bereits an dieser Stelle die Zuschussbereitschaft der 6ffentlichen Hand zu be-
stimmen, da sie entscheidend den Rahmen fir die Erfullung der Qualitéatsstandards setzt.

Leitend sollte dabei die Kriterienliste aus dem vorherigen Arbeitsschritt zur Auswertung der
bisherigen Erfahrungen im MDV-Raum sein.

5.5.3 Entwicklung eines Kommunikationskonzepts fir flexible Bedienformen

Aufgrund u.a. der kleineren GefaBgrofie, der obligatorischen Fahrtwunschanmeldung, eines
gof. notwendigen Umstieges etc. gibt es nach den bisherigen Erfahrungen beim Einsatz von
flexiblen Bedienformen erschwerende emotionale Zugangsbarrieren. Durch Formulierung
eines MDV-Qualitatskonzeptes fir flexible Bedienformen kann dem begegnet werden:

® Zielgruppenbestimmung, auch zur Vorbereitung des Fahrzeugkonzeptes,

e Konzeption eines permanenten Marketings, weil nach der Start- und ,Boom*“-Phase hau-
fig ein Nachlassen der Nachfrage erfolgt, wenn dieses Bediensystem nicht wieder in Er-
innerung gerufen wird,

e Systematisierung der bereitzustellenden — leicht versténdlichen — Fahrgastinformationen,

® Skizze eines Konzeptes flUr intensive Schulungen der operativen Akteure (Disponenten,
Verkehrs- und Taxiunternehmen, Krankenhaus etc.).

5.5.4 Strategische Entscheidung tber die Disposition im Rufbusnetz

Die Zahl der Verkehrsunternehmen und gegebenenfalls Betreiberwechsel erfordern es, dass
u.a. die EDV-Architektur und -Disposition von flexiblen Bedienformen als Benutzeroberflache
-in eine Hand" gelegt werden. Die Disposition von flexiblen Bedienformen sollte deshalb



zentral durchgefiihrt werden — auch bei telefonischen Fahrtwiinschen. Ein EDV-Programm
zur Disposition von flexiblen Bedienformen in Teilrdumen des MDV sollte deshalb dauerhaft
die spezifischen Bedurfnisse eines Verbundes erfillen.

Aufgrund der Qualitat der bislang auf dem Markt befindlichen Programme und der Erfahrung
mit auf den OPNV spezialisierten Call-Centern sind besondere Ortskenntnisse selbst bei
einem hochwertigen Flachenbetrieb (Haustlr-zu-Haustir) nicht unbedingt erforderlich, so
dass perspektivisch nicht mehrere (kostenintensive) Dispositionszentralen im MDV-Gebiet mit
jeweils eigenem Personal geschaffen werden missen. In einem ersten Schritt sollte eine
Andockung der Disposition an das in Sachsen-Anhalt in Entwicklung befindliche System
gepruft werden.

Im Ergebnis wird zwischen Dispositionstrager (NASA) und Aufgabentragern fir den Busver-
kehr (Landkreise) unterschieden. Es wird erwartet, dass dies die Schwelle zur Ausschreibung
und Beauftragung von Leistungen der flexiblen Bedienung, insbesondere solchen zur Fla-
chenbedienung, bei den Aufgabentragern verringert, weil sie sich auf eine bestehende Dis-
positionsinfrastruktur beziehen kénnen und auch Qualitatsmerkmale des Betriebs bereits
MDV-weit festgelegt sind. Somit ist denkbar, dass fortan test- bzw. schrittweise flexible
Betriebssysteme eingefiihrt werden, ohne mit dem Anspruch, Teil eines Gesamtsystems zu
sein, Uberfrachtet zu werden.

5.5.5 Entwicklung eines Betreibermarkts

Ein besonderes Problem in der Region besteht darin, dass insbesondere im Zuge der Min-
destlohneinfiihrung weithin die Uberzeugung besteht, bis 2030 werde es auf dem Land kaum
noch Taxibetreiber geben. Es sind deshalb diesbeziiglich MalBnahmen zu ergreifen, die die
Entwicklung des Taximarktes unterstitzen. Insbesondere dann, wenn sich die genannten
Beflirchtungen bestétigen sollten, ist zu eruieren, ob und wie weitere Anbieter von Gelegen-
heitsfahrten, etwa Mietwagenunternehmer, auf den Markt treten kénnen. Vorstellbar ist,
dass sich auch kommerzielle Fahrdienste oder Autohduser fur solche Fahrten gewinnen
lassen.

5.6 Schaffung eines Unterstutzungssystems fur das Ehrenamt

Am Beispiel der Burgerbusse wird es besonders deutlich: Im MDV-Raum existieren solche,
durch das Ehrenamt getragene Dienstleistungen haufig (noch) nicht. Damit fehlt im MDV-
Raum auch das erfahrungsbasierte Wissen um entsprechende Strategien. Grundsatzlich ist
vorstellbar, solche Konzepte nicht nur im Bereich der Mobilitdt, sondern auch in den anderen
daseinsvorsorgerelevanten Bereichen wie Gesundheit (Pflege), Nahversorgung (Einkaufshil-
fen) oder Bildung (Unterstiitzung des Schulbetriebs) zu formulieren. Sie kénnen von Fall zu
Fall auch die Grenze zivilgesellschaftlicher Aktivitaten Uberschreiten und im Fall von Ein-
kaufsgenossenschaften dkonomisch tragfahige Loésungen finden helfen. Auf jeden Fall sollten
sie deutlich festhalten, bis zu welcher Qualitat die 6ffentliche Hand fiir die Bereitstellung von
Angeboten verantwortlich ist, um den Eindruck zu vermeiden, Uber das Ehrenamt wirden
Lucken im 6ffentlichen Angebot gefullt (,,LickenbRer).

Wie bei den Ausfihrungen zum Handlungsfeld des Flachenbetriebs auch, geht es fir die
Einbindung des Ehrenamtes bzw. der privaten Initiative darum, einen regionalen Qualitats-
standard zu sichern und fir die ehrenamtlich tatigen Personen ein unterstiitzendes Hinter-



grundsystem zu installieren. Die im Folgenden beschriebenen MalRnahmen beziehen sich auf
die konkrete Idee eines Burgerbusbetriebs im MDV-Raum und der Unterstiitzung privater
Mitnahmesysteme.

5.6.1 Durchfuhrung eines Pilotvorhabens zur Einfuhrung eines Burgerbusses

Es wird empfohlen, anhand eines Beispiels (etwa des sdchsischen Teils Ostelbiens, d.h. den
Gemeinden Arzberg und Beilrode) in Zusammenarbeit der denkbaren Beteiligten zun&chst fur
den konkreten Fall ein Konzept zu entwickeln, seine Umsetzungsvoraussetzungen zu identifi-
zieren und bei Einigkeit das Vorhaben als Pilotvorhaben zu starten. Es sollte ein Konzept
sein, das

Aussagen zur vorhandenen Nachfrage bzw. dem bestehenden Bedarf trifft — und damit
eine Vorentscheidung dariber trifft, ob der Bus in erster Linie der Anbindung an die S-
Bahn oder an das Mittelzentrum Torgau oder zur gemeindeinternen Mobilitat dient —,

Anforderungen an das Fahrzeug bzgl. der technischen Ausstattung (Fahrkartendrucker,
Navigationshilfe, Kommunikationsmdoglichkeiten mit einer Zentrale, Barrierefreiheit, An-
zahl der Sitzplatze) und an die Disposition incl. der Buchung und Abrechnung formuliert,

die Einbindung in das bestehende OPNV-Angebot incl. potenzieller Verkniipfungspunkte
(wie z.B. den Bahnhof Beilrode) klart,

mit den Vertretern von Verkehrszielen (Geschéaften, Arztpraxen, Seniorentreffs, Sport-
vereinen) die Abstimmung ihrer Angebote (z.B. Offnungszeiten, Trainingszeiten, Sprech-
stunden) mit dem Birgerbusangebot klart,

eine Organisationsstruktur entwickelt (z.B. Rechtstragerschaft fir den Verein, Durchfiih-
rung des Betriebs, Rolle von Gemeinden und Verkehrsunternehmen),

die Finanzierung (Investitionen und Betrieb) behandelt, wozu auch gehort, wer ggf.
betriebliche Verluste auffangt,

Aussagen zur Tarifstruktur macht.

Zu den Beteiligten sollten zahlen:

betroffene Gemeinden,

betreffender Landkreis,

ggf. lokaler Verein (z.B. Ostelbienverein),
MDV,

Land,

ggf. ausgewahlte Externe fir Impulse.



5.6.2 Entwicklung einer regional angepassten Strategie zur Einfuhrung von
Blrgerbussen

Einzelne Bundeslander bzw. Regionen (z.B. Rheinland-Pfalz, Nordrhein-Westfalen, Raum
Bremen und Berlin-Brandenburg) haben bereits spezielle Leitfaden fur Birgerbusangebote
zusammengestellt und verfolgen damit eine im Land bzw. der Region abgestimmte konkrete
Politik. Die Funktion des Burgerbusses als Erganzung des Linienverkehrs (Bsp. Nordrhein-
Westfalen) oder als faktischer Gemeinde- oder Vereinsbus ohne festen Fahrplan (Bsp. Rhein-
land-Pfalz) liefert interessierten Akteur/innen eine wichtige Orientierung bei der Beantwor-
tung der Frage, was ein Blrgerbus im Mobilitatskonzept leisten kann.

Am Beispiel des im vorigen Abschnitt erlauterten Pilotvorhabens kann gezeigt werden, wel-
che Anforderungen ein Betriebskonzept enthalten muss, um gegentber den Férdermittelge-
bern und den ehrenamtlich Tatigen eine ausreichende Vorstellung Uber die lIdee und die
konkrete Leistung der Dienstleistung zu vermitteln. Auf dieser Erfahrung sollte eine Strategie
aufgebaut werden, die folgende Elemente enthalten kann:

e Funktion des Burgerbusses im regionalen Verkehrssystem,
e Verantwortlichkeiten (Beratung lokaler Initiativen, Konzessionen),
e [Forderkulisse (Finanzierung von Investitionen, Deckung von Betriebsdefiziten),

e Entwicklung von Standardvorlagen fir die wiederholte Anwendung (Vordrucke fir die
Vereinssatzung, fur Vereinbarungen z.B. zwischen Biirgerbusverein und Verkehrsunter-
nehmen, Leitfaden, Fahrzeugkenndaten).

5.6.3 Schaffung eines Beratungsangebots fur interessierte Kommunen und
ehrenamtlich Tatige

Es kann nicht davon ausgegangen werden, dass lokale Initiativen oder kleine Gemeinden
uber das Know-how verfiigen, um ehrenamtliche Aktivitdten zur Unterstitzung oOffentlicher
Dienstleistungen zu entwickeln. Deshalb wird hier empfohlen, seitens des Landes oder der
Regionen (bzw. des MDV) eine Beratung dieser Initiativen anzubieten. Die Beratung sollte
zum einen die konkrete konzeptionelle Arbeit (Entwicklung eines Betriebskonzeptes) und
zum anderen — in Abhangigkeit vom konkreten Konzept — die Klarung rechtlicher Fragen
(z.B. Personenbefdrderungs-, Steuer- und Versicherungsrecht) beinhalten.

Dies kann auch durch einen Rahmenvertrag mit einem externen Berater geschehen, der z.B.
stundenweise Beratung erbringt und dann mit dem Land bzw. der Region, nicht aber der
Initiative abrechnet.

5.6.4 Schaffung technischer und organisatorischer Voraussetzungen fur die
Installation von Mitnahmesystemen

In den Diskussionen zur Erreichbarkeit hausarztlicher Versorgungsleistungen wurde wieder-
kehrend darauf hingewiesen, dass der OPNV nahezu keine Bedeutung fiir die Wege zum
Hausarzt hat, sondern sich hier Nachbarschaftshilfe in Form von Mitnahmesystemen (vgl.
den Ansatz im Vogelsbergkreis) etabliert hat — die auch privat organisiert gut funktionieren.
Private Mitnahme hat erfahrungsgemall auch in anderen Bereichen des Alltags eine grofie
Bedeutung.



Der offentlichen Hand sind solche Arrangements Ublicherweise nicht bekannt. Fur die Ambiti-
on, in allen TeilrAumen attraktive Offentliche Mobilitdétsangebote zu machen, ist dies unbe-
friedigend. Zugleich besteht bei Versuchen, die private Mitnahme in irgendeiner Form in das
OPNV-Angebot zu integrieren, die Gefahr, den Erfolgsvoraussetzungen dieser Hilfe den Bo-
den zu entziehen.

Es wird insofern empfohlen, fur einen Teilraum mit einer lokalen Initiative zu eruieren, wel-
che Unterstitzung sie seitens des MDV bzw. der Verkehrsunternehmen benétigen und wel-
che Anforderungen umgekehrt bestehen, um durch die Nachbarschaftshilfe das OPNV-
Angebot erfolgreich erganzen zu kénnen. Eine Mdglichkeit kénnte z.B. darin bestehen, dass
eine lokale Initiative auf der Internetseite des MDV einen Raum erhélt, in dem die angebote-
nen und gesuchten Fahrten abgerufen und ggf. koordiniert werden kénnen. Geklart werden
misste in einem solchen Fall:

e \Wer kann das Angebot nutzen (vieles spricht fir Dorfgemeinschaften)?
e Wer finanziert das Unterstiitzungssystem?
e Welcher Anspruch auf Ubertragbarkeit innerhalb des MDV-Raumes wird gestellt?

e Wie wird die Mitnahmeleistung finanziert?

5.7 Folgerungen zur Umsetzung der Empfehlungen

Die in den vorhergegangenen Abschnitten dargestellten Empfehlungen sind grundsatzlich auf
andere landliche Raume Ubertragbar. Einen Anspruch auf universelle Gultigkeit kénnen sie,
da die drtlichen siedlungsstrukturellen und infrastrukturellen Voraussetzungen nie dieselben
sein werden, allerdings nicht erheben. Aus diesem Grund bietet sich eine Differenzierung der
hier erlauterten Handlungsansatze nach Relevanz fur die in Kapitel 3.3 entwickelten Sied-
lungstypen an (Abschnitt 5.7.1). Da die Daseinsvorsorge als Ubergeordnetes Handlungsfeld
auf mehreren Ebenen der Zustandigkeit und Leistungserbringung angesiedelt ist, werden die
Ansatze anschlieend den verantwortlichen politisch-administrativen Ebenen zugeordnet
(5.7.2).

Da die meisten Herausforderungen interkommunale oder gar regionale Zusammenhénge
betreffen, ist fir die planerische Praxis entscheidend, wie beide Systematisierungsschritte in
Beziehung zueinander gesetzt werden. Deshalb wird abschlieBend die Bedeutung interkom-
munaler und regionaler Kooperation herausgestellt und beschrieben, wie im MDV-Raum auf
diese Weise Daseinsvorsorge betrieben werden sollte (5.7.3).

5.7.1 Differenzierung der Daseinsvorsorge-Handlungsfelder nach Siedlungsty-
pen

Die in den vorhergehenden Abschnitten erlauterten Handlungsschwerpunkte sind fur die
einzelnen Stadte und Gemeinden bzw. die einzelnen Siedlungsbereiche unterschiedlich rele-
vant. Um dies zu veranschaulichen, werden in Tabelle 6 die Handlungsschwerpunkte den in
Kapitel 3.3 hergeleiteten Siedlungstypen zugeordnet. Vereinfachend kénnen dabei drei sied-
lungsstrukturell definierte Ortslagen unterschieden werden:



Typen1a +1b | Typen 3a (+3b) Typ 3c

Standorteim | Versorgungs- | Siedlungeno.
Regionalnetz orte Infrastruktur

1. Entwicklung eines Regionalnetzes im
OPNV

2. Integration medizinischer und
kommunaler Planung

3. Profilierung von ,Schulen auf dem
Land”

4. Sicherung der Nahversorgung durch
Konzepte und lokale Initiativen

5. Systematisierung des Flachenbetriebs
im OPNV

6. Kombination von 6&ffentlichen
Leistungen mit privater Initiative

CNMCNONCRON
9000 0O

. = hohe Bedeutung O = mittlere Bedeutung O = geringe Bedeutung

Hinweis: Die Einschatzung ,mittelbar beteiligt” bezieht sich vor allem auf Kooperationen oder ginen
gemeinsamen Prozess und bedeutet, dass Siedlungen des jeweiligen Typs bei der Umsetzung der
Strategie in benachbarten Raumen beteiligt werden sollten.

® In den an das Regionalnetz angebundenen Standorten wird es vorrangig um Malinah-
men gehen, die zur Entwicklung dieses Regionalnetzes sowie zur Sicherung bzw. be-
darfsorientierten Weiterentwicklung der Infrastrukturangebote beitragen. Hier befinden
sich jene Schulen, die voraussichtlich fur die ,,Schulen auf dem Land* (also solche an de-
zentraleren Standorten) als Kooperationspartner eine wichtige Rolle spielen kénnen, et-
wa die Grundschulen im Mittelzentrum Zeitz oder die Grundschule im an der S-Bahn ge-
legenen Beilrode. Dies betrifft insofern ebenso die hausarztliche Versorgung, als sich
insbesondere die an Siedlungsschwerpunkten gelegenen (Mehrbehandler-) Praxen als
Kooperationspartner oder sogar Betreiber sog. ,Landarztpraxen* in der Flache anbieten
konnten. Die interkommunal abzustimmende Strategie wird auRerdem darauf einen
Schwerpunkt legen muissen, dass keine Infrastrukturen genehmigt und ausgebaut wer-
den, die zur Schwachung der zentralen Standorte innerhalb des Regionalnetzes fuhren.
SchlieBlich wird auch die in diesen Siedlungen wohnhafte Bevidlkerung aufgefordert sein,
im Rahmen zivilgesellschaftlichen Engagements eine Zusammenarbeit mit dem Umland
einzugehen, genauso wie die Regionalnetzstandorte die Anbindung von flachigen OPNV-
Angeboten an das MDV-Gesamtnetz herstellen sollten.

e In den auRerhalb des Regionalnetzes gelegenen voll- oder teilausgestatteten Versor-
gungsorten geht es vorrangig um die Sicherung der vorhandenen Infrastruktur — und
damit um die Handlungsfelder 2 bis 4. Daruber hinaus ist auch denkbar, dass die Er-
schlieBung dieser Orte Uber das Regionalnetz geprift wird und fir diese Orte — gemein-
sam mit ihrem nahen Umland — Konzepte des Mobilitatsflachenbetriebs oder ehrenamtli-
chen Einsatzes erarbeitet werden. Von der konkreten Lokalitat wird abhangen, in wel-



chem dieser Handlungsfelder ggf. ein Schwerpunkt zu setzen ist. In jedem Fall wird der
Kommune die Aufgabe zufallen, diese zumeist sektoralen MaRnhahmen in einem inte-
grierten Sinne zu koordinieren.

® Fir Siedlungen ohne Infrastruktur wird der Fokus auf alternativen Mobilitatsstrategien
sowie temporaren und mobilen Versorgungsangeboten und damit den Handlungsfeldern
5 und 6 liegen. Die eher monosektoralen Handlungsfelder 2 bis 4 entfalten hier aller-
dings auch eine hohe Bedeutung, da diese Infrastrukturen in den benachbarten Orten
nur gehalten werden kénnen, wenn auch die mitversorgten Siedlungen bei der MaR-
nahmenumsetzung beteiligt werden.

5.7.2 Zuordnung der Daseinsvorsorge-Handlungsfelder zu rGumlichen Ebenen

In einer anderen Aufbereitung lassen sich die Handlungsfelder zur Sicherung der Daseinsvor-
sorge hinsichtlich ihrer Umsetzung unterschiedlichen Handlungsebenen zuweisen (vgl. Tabel-
le 7):

Land Region/MDV / Kreis / Zivilge-
(auch KV) IHK Gemeinde sellschaft

1. Entwicklung eines Regionalnetzes im
OPNV

2. Integration medizinischer und
kommunaler Planung

O
o

3. Profilierung von ,Schulen auf dem
Land®

4. Sicherung der Nahversorgung durch
Konzepte und lokale Initiativen

5. Systematisierung des Flachenbetriebs
im OPNV
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6. Kombination von 6ffentlichen
Leistungen mit privater Initiative
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e Das Land bzw. die auf Landesebene angesiedelten Institutionen sind besonders flr
MalRnahmen im gesundheitlichen (z.B. Kassenérztliche Vereinigungen) oder schulischen
Bereich (Bildungsministerien) sehr wichtig, da hier die Rahmensetzungen erfolgen. Im
Bereich des OPNV leisten sie die Planung, Bestellung und Finanzierung des Bahnverkehrs
sowie im Fall des Landes Sachsen-Anhalt die Entwicklung des Bahn-Bus-Landesnetzes.

e Auf regionaler Ebene sind neben der Regionalplanung, die Gber das formelle Instrument
der Regionalplanung eine Bindungswirkung gegenuber Dritten erreichen und die Voraus-
setzungen fir den Einsatz von Fordermitteln schaffen kann, besonders der MDV und die
IHKs wichtig: Sie entwickeln v.a. die regional anwendbaren Konzepte und stimmen sie
mit den lokalen Akteur/innen ab.



e Die kommunale Ebene vereint zum einen die teilweise auch regional handelnden Land-
kreise (z.B. in ihrer Funktion als OPNV-Aufgabentrager) sowie die Stadte und Gemein-
den. Sie ist besonders dort wichtig, wo Entscheidungen auf kommunaler Ebene (z.B.
Bauleitplanung) oder Ortskenntnis hinsichtlich des Bedarfs und der moglichen Synergien
eine Vorbedingung fur den Erfolg von MalRnahmen sind.

® Die Zivilgesellschaft spielt in erster Linie beim sechsten Handlungsfeld (,,Kombination
Offentlicher Leistungen mit privater Initiative®) eine Rolle, wo sie sich bewusst in die Ar-
beit der Kreise und der regional wirksamen Akteur/innen einbringt und entsprechend
eingebunden wird. Eine vergleichbare Relevanz ergibt sich hinsichtlich des Lebensmitte-
leinzelhandels fir einen Teil der Zivilgesellschaft, namlich Gewerbetreibende — mdglich-
erweise auch fur Genossenschaften oder andere Betriebsmodelle. Grundsétzlich ist auch
vorstellbar, eine solche Initiative bei den Schulen auf dem Land zu bericksichtigen, al-
lerdings legten im Forschungsprojekt die regionalen Projektbeteiligten den gréeren Ak-
zent auf offentliche Schulen.

5.7.3 Interkommunale und regionale Kooperation als Voraussetzung flr eine
erfolgreiche Sicherung der Daseinsvorsorge

Die Umsetzung der in den Kapiteln 5.1 bis 5.6 beschriebenen Empfehlungen ist insofern fur
fast jeden Siedlungstyp und jede Handlungsebene ein Thema. Angesichts der Intersektorali-
tat dieser Ansatze wird damit die Komplexitat des politischen Auftrags der Daseinsvorsorge-
sicherung unterstrichen. Insofern kommt interkommunaler und regionaler Kooperation hohe
Bedeutung zu.

Im MDV-Raum sind in dieser Hinsicht die Ausgangsvoraussetzungen fir die Entwicklung des
Regionalnetzes recht gut, da hier bereits Uber das Netz der landesbedeutsamen Linien der
NASA und Uber das PlusBus-Netz des MDV entsprechende Vorarbeiten gestartet wurden und
zahlreiche Linien etabliert sind. Hier geht es fortan um eine sukzessive Weiterentwicklung
des Netzes, wofur in Kapitel 5.1 Empfehlungen gegeben wurden. Diese MalRnahmen erfor-
dern neben der Einbindung koordinierender, regional tatiger Institutionen insbesondere auch
eine Beteiligung der Kommunen, da die Aufgabentragerschaft im Busverkehr bei den Land-
kreisen liegt und zu ihnen genauso wie zu vielen Stadten und Gemeinden jene Teilrdume
gehdren, die vom Regionalnetz auch in Zukunft nicht oder nur teilweise erschlossen werden.

Bei diesem Handlungsfeld wird eine regionale Kooperation als wichtige Voraussetzung vorge-
schlagen, die auch fur die anderen funf Handlungsfelder, die in dieser Studie identifiziert
wurden, relevant ist. Wie in Abschnitt 4.2.5 erlautert, ist die regionale Ebene v.a. deshalb
wichtig, weil sie als Forum fir regionalen Austausch und regionale Steuerung fungieren und
ein Gerust darstellen kann, das einzelnen Initiativen Orientierung verschafft und technische
wie konzeptionelle Unterstiitzung anbietet. Initiativen ,von unten®, die haufig durch Kommu-
nen, Privatpersonen oder Intermediare angestof3en werden, bringen wiederum ein konkretes
Verstandnis der planerischen Herausforderung und ggf. Erfahrungen mit bereits praktizierten
Losungsansatzen vor Ort ein. Im Fall der flexiblen Bedienung sind es z.B. die in den ver-
schiedenen Bundeslandern und Landkreisen hinsichtlich Konzept und auch Namen unter-
schiedlichen Anséatze, wie aus Tabelle 8 hervorgeht.
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Tabelle 8: Beispiele flexibler OPNV-Angebote im MDV-Raum

mit festem Fahrplan

Quelle: eigene Darstellung; Struktur: Leitlinie des MDV fir die Einfihrung und den Betrieb flexibler Bedienfor-
men, Entwurf 2014

ohne festen Fahrplan

bedarfsabhangige,
flachenhafte Bedienung

bedarfsabhangige,
linienhafte Bedienung

Auf regionaler Ebene ist es erforderlich, die Standards, die diesen Konzepten zugrunde lie-
gen, soweit zu vereinheitlichen bzw. aufeinander abzustimmen, wie es der Anspruch auf eine
regionsweite Mobilitatsplanung erfordert. In Abschnitt 5.5.2 werden hierzu als Beispiele die
Betriebsformen, Netzfunktionen und Tarifmodelle benannt. Durchaus ist es moglich, sich im
MDV-Raum zu verstandigen, in den einzelnen TeilrAumen unterschiedliche Konzepte unab-
hangig voneinander entstehen zu lassen. Sobald allerdings das Ziel besteht, die Synergien,
die in der Einrichtung einer regionalen Plattform, in regionaler Offentlichkeitsarbeit und in
einer regionalen Disposition von flexiblen Betriebsformen liegen, zu nutzen, wird eine regio-
nale Kooperation unabdingbar.

Tabelle 9: Regionale Unterstitzung lokaler Initiativen: weitere Beispiele fur Handlungs-

felder

Es fehlt ein qualitativ hochwertiges OPNV-
Metz, auf das die lokalen Verkehre bezo-
gen werden kdnnen

Die Versorgungsdichte wird von Medizinern
(KV) und kommunalen Akteuren unter-
schiedlich beurteilt.

Kleine Schulen stolten bei verschiedenen
Akteursgruppen auf Vorbehalte.

Es fehlen tragfahige Konzepte fiir kleine
Geschafte.

Die FlachenerschlieBung innerhalb der
Maschen des Regionalnetzes 1st unbe-
friedigend.

Das Potenzial von Nachbarschaftshilfe liegt
fur die offentliche Hand brach.

Quelle: eigene Darstellung

Verfahren zur Bestimmung des Regional-
netzes

Sicherung eines Taktsystems
Linienoptimierung zur Effizienzerhéhung

Identifikation unterversorgter
Bereiche
Profilierung des Landarztberufes

kommunale Kooperation
bei der Schulorganisation
landesweit angepasste
Konzepte

Konzepte fiirr Geschafte < 400m?
interkommunale Abstimmung
bel Geschaften = 400m*

Sammiung lokaler Erfahrungen

regionale Abstimmung von Qualitatsstandards
und Kommunikationskonze pt

regionale Plattform

(z.B. Disposition)

Pilotvorhaben Birgerbus
regional angepasste
Strategie zur Blrgerbuseinfihrung

1. Entwicklung eines Regionalnetzes
im OPNV

2. Integration medizinischer und
raumlicher Planung

3. Profilierung von
.Schulen auf dem Land“

4 Sicherung der Nahversorgung
durch Konzepte und lokale
Initiativen

5. Systematisierung des
Flachenbetriebs im OPNV

6. Kombination offentlicher
Leistungen mit privater
Initiative

Empfehlungen fir die Region

BMVI-Online-Publikation, Nr. 10/2015



Damit sind lokale Initiativen in bestimmten Punkten auf eine regionale Unterstlitzung ange-
wiesen — genauso wie regionale Konzepte der Unterstitzung durch lokale Initiativen bedir-
fen. Tabelle 9 dient der Veranschaulichung, wie in allen sechs Handlungsfeldern die Heraus-
forderung, die MaRnahme und das letztliche Ziel sowohl eine lokale als auch regionale Di-

mension haben.



6 Ausblick

1. Daseinsvorsorge ist sowohl ein kommunales als auch regionales Thema.

Daseinsvorsorge ist nicht nur ein kommunales Thema — auch wenn oftmals erst auf kommu-
naler Ebene der Handlungsbedarf artikuliert wird. Allerdings zeigt sich deutschlandweit die
regionale Ebene zersplittert. Am Beispiel des MDV-Raums wird dies bereits daran deutlich,
dass hier drei Trager der Regionalplanung koexistieren. Das Bildungswesen wird jeweils
maRgeblich durch die Landesebene gestaltet, so dass die regionalen Bezugsrahmen noch
weiter gefasst sind — genauso wie im Bereich der nach Bundeslandern organisierten Kassen-
arztlichen Vereinigungen. Fur das Thema Nahversorgung gibt es sogar nur sehr einge-
schrankte Zustandigkeiten bei den regionalen Akteuren. Einzig der MDV selbst steckt die im
Projekt gewahlte Region komplett ab, allerdings ist die Aufgabentragerschaft fir den Busver-
kehr weiterhin bei den finf Landkreisen und den beiden kreisfreien Stadten angesiedelt.

Es gibt hier also — wie in vielen anderen Regionen auch — nicht ,die“ regionale Arena, in der
Themen mit deutlich Gberkommunaler Tragweite wie die Daseinsvorsorge behandelt werden
koénnen. Eine solche zu finden, ist allerdings dringend erforderlich, um einen Erfahrungsaus-
tausch in Gang setzen, Standards harmonisieren und letztlich Synergien nutzen zu kénnen.

Im Kern geht es um Handlungsnotwendigkeiten und -mdoglichkeiten, deshalb sind unter-
schiedliche Zustandigkeiten, Verantwortlichkeiten und Akteurskonstellationen zu beachten.
Fir den landlichen Raum, der Teil eines auch GroRstadte und ihr suburbanes Umland ein-
schlieRenden Verflechtungsraums ist, kann dies bedeuten, sich mit der Perspektive auf die
Sicherung der Daseinsvorsorge in die Ublicherweise auf Themen der Wirtschaftsentwicklung
fokussierten Metropolregionen einzubringen. In solchen Féllen wére vorstellbar, dass aus den
Schnittmengen zwischen Daseinsvorsorge und Wissensgesellschaft eine gemeinsame, regi-
onsubergreifende und GroRstddte wie Dorfer interessierende thematische Klammer entwi-
ckelt wird. Notwendig ist dies auch deshalb, weil die Schrumpfung der landlichen Bevélke-
rung und das Bevolkerungswachstum in den Metropolen oft zwei Seiten ein und derselben
Medaille sind.

2. Flr abseits starker Infrastrukturen gelegene Siedlungen besteht besonderer Bedarf nach
einer Aushandlung von Standards.

Versorgungs- und Erreichbarkeitsstandards werden auch im landlichen Raum vorwiegend flr
die ,starkeren“ Teilrdume verfasst. Dementsprechend gibt es Steuerungsinstrumentarien ftr
groRe Einzelhandelsansiedlungen, Kriterien fiir die Bedienung auf taktgeeigneten OPNV-
Achsen, Mindestgrofien fur Schulen, Arztkennziffern fir Mittelbereiche etc. Was jedoch fehlt,
sind Vorgehensweisen, wie damit umzugehen ist, wenn diese Standards wegen der in dinn-
besiedelten Raumen geringen Nachfrage nicht wirtschaftlich erfillt werden kénnen. Ein
Hinweis auf ,bedarfsorientierte“ Angebote, wie er im Fall des OPNV vielfach zu finden ist,
oder die groRRziigige Bemessung von erlaubten Schulwegléangen, denen wiederum maRgebli-
che Teil der Bevolkerung skeptisch gegeniber stehen, hinterlassen viele kommunale Ak-
teur/innen ratlos.



Die Raume, auf die dies zutrifft, sind recht gro. Im Fall der finf Landkreise des MDV-
Gebietes werden im Jahr 2030 etwa 40 % der Bevolkerung auRerhalb der Haltestellen des
Netzes aus starken OPNV-Linien (Regionalnetz) leben, etwa die Halfte von ihnen in Siedlun-
gen, in denen es keine der in dieser Studie untersuchten Daseinsvorsorgeinfrastrukturen
(allgemeinbildende Schule, Lebensmittelmarkt, Hausarztpraxis) gibt, wobei dieser Anteil
hoéher ausfallen wird, wenn viele kleine Infrastrukturen im landlichen Raum bis 2030 schlie-
Ben sollten. Fur die Akteur/innen in diesen Siedlungen liefern die bislang festgelegten Stan-
dards der Versorgung und Erreichbarkeit nicht die notwendige Grundlage fur Handlungsent-
scheidungen. Notig ist, dass sich Akteur/innen jeweils vor Ort — siedlungstibergreifend, ideal-
erweise in funktionsrdumlichen Zusammenhangen — dartber verstandigen, welche Bedarfe
bestehen und Uber welche Zielvorstellungen Konsens hergestellt werden kann. Darauf auf-
bauend sind kleinrdumige und oft spezifische Handlungs- und Entscheidungsprozesse zu
initiieren, um entstehende ,Licken“ zu flllen bzw. die Zugange zu Infrastrukturen zu si-
chern.

Die Modelle, auf die im landlichen Raum sodann haufig zurtickgegriffen wird (z.B. Burgerbus-
se, flexible Bedienformen, multifunktionale Gemeindezentren, kleine Schulen, mobile Versor-
gungsstrukturen), haben eine umso groRere Umsetzungschance bzw. Chance auf Ubertra-
gung, wenn sie auf regionaler Ebene insoweit anschlussféhig sind, als dort Fordersysteme,
Basisinfrastrukturen (etwa Dispositionszentralen) oder leicht anwendbare Handlungsleitfaden
entwickelt wurden.

Zusétzlich ist bei der Definition von Standards fur landlich-peripherere Rdume immer zu
beachten, welche Rolle die 6ffentliche Hand (z.B. im Rahmen von erweiterten kommunalen
Leistungen) und welche private oder ehrenamtliche Strukturen spielen oder spielen kénnen.
Hier ist kein ,,Konigsweg“ vorhanden, sondern es sind jeweils spezifische Losungen zu entwi-
ckeln.

3. Integrierte Infrastrukturkonzepte kénnen Synergien nutzen helfen.

Regionen abseits starker Infrastrukturstandorte stehen neben der Frage einer Bedarfsbe-
stimmung und Standardanpassung der Herausforderung gegenuber, wirtschaftliche Ldsun-
gen fur den Betrieb von Einrichtungen der Daseinsvorsorge zu finden, fir die die Nachfrage
i.d.R. zu gering ist, um dauerhaft vorgehalten werden zu kénnen. Wirtschaftlichkeit ist unter
diesen Bedingungen oftmals nur herstellbar, wenn die in intersektoralen Ansatzen vorhande-
nen Synergien genutzt werden kdnnen. Dort, wo dies gelingt, werden z.B. in multifunktiona-
len Gemeindezentren verschiedene Dienstleistungen nach- oder nebeneinander im selben
Gebaude vorgehalten oder in Kombibussen Personen und Guter gleichzeitig beférdert. Auch
andere Betriebsformen kdnnen mindestens zum Teil die entstandenen Versorgungsliicken
schliel3en. Zentral ist hierbei die Frage, wie durch Férdermittel, die es haufig fur die Initiie-
rung gibt, ein dauerhafter und auch wirtschaftlich tragfahiger Betrieb initiiert bzw. aufrecht
erhalten werden kann. Auch hier spielt das kommunale Engagement, etwa vor dem Hinter-
grund knapper kommunaler Kassen, eine Rolle.

Solche Ansatze erfordern lber alle beteiligten Sektoren hinweg ein vergleichbares Problem-
und Losungsverstandnis. Die Vor-Ort-Aktivitdten im MDV-Raum haben gezeigt, dass dies
nicht ohne Weiteres vorausgesetzt werden kann. Akteur/innen aus anderen Fachgebieten als
der Stadt- und Regional- oder OPNV-Planung waren an den Sitzungen der Projektgremien
selten beteiligt bzw. bereit, sich zu beteiligen. Eine Integration in intersektorale Daseinsvor-
sorgekonzepte erscheint am ehesten fur die Schulentwicklungsplanung vorstellbar, bei der



z.B. in Sachsen durch ein SchlieBungsmoratorium kleiner Schulen ein Handlungsfenster
geotffnet wurde, um kleine Schulen konzeptionell weiterzuentwickeln und ggf. in Dorfentwick-
lungskonzepte oder Konzepte zur effizienteren Abstimmung mit dem OPNV zu berfiihren.

4. Das Verhdéltnis zwischen dffentlicher Gewdhrleistung und privatem Engage-
ment muss neu austariert werden.

Es ist offensichtlich, dass die offentliche Hand nur begrenzt Uber die Ressourcen verflgt,
Standards der Daseinsvorsorge umzusetzen. Die Einbindung der Zivilgesellschaft erscheint
deshalb unumganglich, allerdings ist die Ausgestaltung der Schnittstelle in vielen Fallen offen
bzw. umstritten. Offenkundig wird dies in Féllen, in denen ehrenamtliche Tatigkeiten eine
Verbindlichkeit erzielen, die die Leistung in den Bereich gewerblicher Tatigkeit ricken — so
dass z.B. Modelle, in denen private Mitnahme in den OPNV integriert werden soll, am Ge-
werbe- oder Steuerrecht zu scheitern drohen, weil Personen, die ,im Auftrag” des lokalen
Verkehrsunternehmens Fahrgaste mitnehmen, nur einen ,Auftraggeber* haben und somit als
scheinselbstandig gelten wirden.

Es kommt hinzu, dass ehrenamtliche Tatigkeiten im Bereich der Daseinsvorsorge mit einer
groRen Verbindlichkeit und RegelmaRigkeit einhergehen und von den im Ehrenamt Tatigen
entsprechend viel abverlangen. So ist zivilgesellschaftliches Engagement bereits in vielen flr
die Daseinsvorsorge wichtigen Bereichen (z.B. Rettungswesen, Pflege, Kinderbetreuung)
langst etabliert. Damit ist nicht sicher, dass solche — zuséatzlichen — Leistungen verlasslich
Uber langere Zeit erbracht werden kénnen. Das wirft die Frage nach der Gewahrleistung der
Daseinsvorsorge auf: Welche Versorgungsliicken entstehen bzw. bleiben bestehen, wenn das
private Engagement nicht fiir die 6ffentliche Hand einspringt?



7/ Weiterfuhrende Literatur und
vielversprechende Beispiele

Sicherung der Daseinsvorsorge im Allgemeinen

Bundesministerium fur Verkehr und digitale Infrastruktur (BMVI1) (Hrsg.) (2013): Langfristige
Sicherung von Versorgung und Mobilitdt in landlichen R&umen. Demografische
Herausforderungen, interkommunale Kooperationen und Mobilitatsstrategien am
Beispiel Nordfriesland. Autoren: Kindl, Annette; Reuter, Christian; Beck, Thorsten;
Dahm, Susanne. Berlin

Bundesministerium fir Verkehr, Bau und Stadtentwicklung (BMVBS); Bundesinstitut fiir Bau,-
Stadt- und Raumforschung (BBSR) (Hrsg.) (2011): Regionalstrategie Daseinsvorsorge.
DenkanstolRe fur die Praxis. Autoren: Albrecht, Martin; Dehne, Peter; Dosch, Axel;
Glatthaar, Michael; Gutsche, Jens-Martin; Kaether, Johann. Berlin, Bonn

Bundesanstalt fir Landwirtschaft und Erndhrung (Hrsg.) (2013): Daseinsvorsorge in landli-
chen Rdumen unter Druck. Wie reagieren auf den demografischen Wandel? Berlin

Faller, Bernhard; Aring, Jirgen; Lobeck, Michael; Wilmsmeier, Nora (2014): Aktionspro-
gramm regionale Daseinsvorsorge — Begleitforschung Fachinformation. Endbericht im
Auftrag des Bundesinstituts fir Bau-, Stadt- und Raumforschung (BBSR) im Bundes-
amt fr Bauwesen und Raumordnung (BBR). Bonn

Innenministerium des Landes Schleswig-Holstein (Hrsg.) (2012): Werkzeugkasten
Daseinsvorsorge Schleswig-Holstein. Ein Angebot fur die kommunale Praxis. Kiel

Kersten, Jens; Neu, Claudia; Vogel, Berthold (2015): Regionale Daseinsvorsorge. Begriff,
Indikatoren, Gemeinschaftsaufgabe. Gutachten im Auftrag der Abteilung Wirtschafts-
und Sozialpolitik der Friedrich-Ebert-Stiftung. Bonn

Prozessorganisation

Gothe, Stefan (2006): Regionale Prozesse gestalten: Handbuch fiir Regionalmanagement
und Regionalberatung. Schriftenreihe des Fachbereichs Architektur, Stadt- und
Landschaftsplanung, Band 26. Kassel

Hlther, Gerald (2013): Kommunale Intelligenz: Potenzialentfaltung in Stadten und Gemein-
den. Hamburg

Klpper, Patrick; Steinflhrer, Annette; Ortwein, Steffen; Kirchesch, Moritz (2013): Regionale
Schrumpfung gestalten. Handlungsspielraume zur langfristigen Sicherung gesell-
schaftlicher Teilhabe schaffen und nutzen. Braunschweig, Bonn

Nagel, Reinhart (2008): Lust auf Strategie. Workbook zur systemischen Strategieentwick-
lung. Stuttgart



Wilhelm, Doris; Nagel, Reinhart (2013): Forsight-Managementhandbuch. Das Gestalten von
Open Innovation. Heidelberg

Sicherung des Zugangs zu éffentlich bereitgestellter Mobilitét

Nahverkehrsgesellschaft Baden-Wirttemberg (2015): BlrgerBusse in Fahrt bringen. Statio-
nen auf dem Weg zum BurgerBus. Stuttgart, http://www.buergerbus-bw.de/fileadmin
/nvbw/Dokumente/Broschuere_Buergerbus_web_1806.pdf (9.12.2015)

Bundesministerium fir Verkehr, Bau und Stadtentwicklung (BMVBS); Bundesinstitut fiir Bau,-
Stadt- und Raumforschung (BBSR) (Hrsg.) (2009): Handbuch zur Planung flexibler
Bedienungsformen im OPNV. Ein Beitrag zur Sicherung der Daseinsvorsorge in
nachfrageschwachen R&aumen. Autoren: Bohler, Susanne; Jansen, Ulrich; Koska,
Thorsten; Schéafer-Sparenberg, Carolin. Bonn, http://www.bbsr.bund.de/BBSR/DE/
Veroeffentlichungen/BMVBS/Sonderveroeffentlichungen/2009/DL_HandbuchPlanungN
eu.pdf?__ blob=publicationFile&v=2 (9.12.2015)

Bundesverband CarSharing: Auf dem Weg zu einer neuen Mobilitatskultur — mehr als eine
Million CarSharing-Nutzer. Jahresbericht 2014. http://www.carsharing.de/sites/
default/files/uploads/ueber_den_bcs/pdf/bes_jahresbericht 2014 final.pdf
(9.12.2015)

Gossen, Maike (2012): Nutzen statt Besitzen — Motive und Potenziale der internetgestitzten
gemeinsamen Nutzung am Beispiel des Peer-to-Peer Car-Sharing.
http://www.ioew.de/fileadmin/_migrated/tx_ukioewdb/IOEW_SR_202_ Nutzen_statt
Besitzen.pdf (9.12.2015)

Mehlert, Christian (2006): Planung und Umsetzung von Schulzeitstaffelungen. In: Apel,
Dieter u.a. (Hrsg.): Handbuch der kommunalen Verkehrsplanung, 43. Erganzungslie-
ferung. Kapitel 3.4.8.4. Heidelberg

Hamburger Verkehrsverbund (Hrsg.) (2014): Planungsleitfaden Flexible Angebotsformen.
Eine Handreichung zur Konzeption, Planung und Umsetzung von flexiblen
Angebotsformen im OPNV. Autoren: Mehlert, Christian; Zietz, Axel. Hamburg,
http://www.hvv.de/pdf/publikationen/hvv_planungsleitfaden.pdf (9.12.2015)

Ministerium des Innern, flr Sport und Infrastruktur, Rheinland-Pfalz (Hrsg.). Projekt Blrger-
busse. Autoren: Jansen, Holger; Kagermeier, Andreas; Kobs, Gesa; Schué, Michael,
Schiefelbusch, Martin. http://www.buergerbus-rlp.de/images/pdf/broschuere_web__
end.pdf (9.12.2015)

Pro Burgerbus NRW e.V. (2014): Burger fahren fur Blrger. Blrgerbusse in Nordrhein-
Westfalen.  http://www.pro-buergerbus-nrw.de/fileadmin/user_upload/pdf/Leitfaden
_5-2014.pdf (9.12.2015)

Integriertes Verkehrs- und Mobilitatsmanagement Region Frankfurt RheinMain (Hrsg.) (0.J.):
Handreichung Carsharing — Verbesserung der Rahmenbedingungen in der Region
Frankfurt Rhein-Main. Autoren: Reutter, Ulrike; Rau, Andrea; Baron, Sascha.
http://www2.ivm-rheinmain.de/wp-content/uploads/2013/05/1VM_Carsharing_Hand-
reichungl.pdf (9.12.2015)


http://www.hvv.de/pdf/publikationen/hvv_planungsleitfaden.pdf

Roland Berger Strategy Consultants (2014): Shared Mobility. How new businesses are rewri-
ting the rules of the private transportation game. http://www.rolandberger.com/
media/pdf/Roland_Berger_TAB_Shared_Mobility 20140716.pdf (9.12.2015)

VDV/VDV-Férderkreis (2009): Differenzierte Bedienung im OPNV: Flexible Bedienungsweisen
als Baustein eines marktorientierten Leistungsangebotes. Hamburg

Verkehrsverbund Berlin-Brandenburg (Hrsg.) (2005): BurgerBusse im Verkehrsverbund
Berlin-Brandenburg. Handbuch fiir Betreiber, Fahrer und Fahrgéaste. Autoren: Wagner,
Petra-Juliane; Schenk, Eckart. http://www.buergerbusse-brandenburg.de/images/
pdf/buergerbus_handbuch.pdf (9.12.2015)

Zweckverband Verkehrsverbund Bremen/Niedersachsen (2010): Das Prinzip: Birgerbus.
http://www.zvbn.de/media/data/vbn_BuergerBus-2010 KURZ.pdf (9.12.2015)

Interessante Projektseiten:

http://www.odenwaldmobil.de (Integration privater Mitnahme in den OPNV, regionale
Regieorganisation)

www.mobilfalt.de (Integration privater Mitnahme in den OPNV)

www.inmod.de (Fahrrad als Zubringersystem)

Sicherung der Gesundheitsversorgung

Fendrich, Konstanze; van den Berg, Neeltje; Siewert, Ulrike et al. (2010): Demografischer
Wandel. Anforderungen an das Versorgungssystem und Lésungsansatze am Beispiel
Mecklenburg-Vorpommern. In: Bundesgesundheitsblatt 2010 (53), S. 479-485

Hilligardt, Jan (2015): Ambulante &rztliche Versorgung. Zur Rolle der Landes- und Regional-
planung bei deren Sicherstellung. PLANERIN 4_15, S. 56-57

Reichenbach-Behnisch, Jana; Voigt, Pamela; Seidel, Matthias et al. (2011): Installieren
multipler Hauser als gemeinschaftlicher Stitzpunkt von Dienstleistung und
Nachbarschaft in landlichen Regionen in der vom Demographischen Wandel
besonders betroffenen Modellregion ,Stettiner Haff. Stuttgart

van den Berg, Neeltje; Meinke, Claudia; Heymann, Romy et al. (2009): AGnES: Hausarzt-
unterstitzung durch qualifizierte Praxismitarbeiter. Evaluation der Modellprojekte:
Quialitat und Akzeptanz. In: Deutsches Arzteblatt 106 (1-2), S. 3-9

van den Berg, Neeltje; Schmidt, Sabine; Stentzel, Ulrike et al. (2015): Telemedizinische Ver-
sorgungskonzepte in der regionalen Versorgung landlicher Gebiete. Mdglichkeiten,
Einschrankungen, Perspektiven. In: Bundesgesundheitsblatt 58 (4), S. 367-373

Sicherung der schulischen Ausbildung
Frank, Keno (2011): Schulentwicklungsplanung im demografischen Wandel: am Beispiel der
Kreise Dithmarschen und Steinburg.

Hyll, Walter; Schneider, Lutz (2011): GrundschulschlieBungen als Katalysator von
Wanderungsbewegungen? Wirtschaft im Wandel 6/2011, S. 217-225


http://www.zvbn.de/media/data/vbn_BuergerBus-2010_KURZ.pdf
http://www.odenwaldmobil.de/
http://www.mobilfalt.de/
http://www.inmod.de/

Jahnke, Holger; Hoffmann, Katharina (2014): Die Zukunftsféahigkeit der Grundschulen in den
landlichen R&umen Schleswig-Holsteins. http://www.alr-sh.de/fileadmin/download/
2014-12-16/ALR_Studie_GS_Broschuere_komplett.pdf (9.12.2015)

Sicherung der Nahversorgung mit Lebensmitteln

Krager, Thomas; Klein, Kurt et al. (2013): Qualifizierte Nahversorgung im Lebensmitteleinzel-
handel. Studie im Auftrag des Handelsverbandes Deutschland (HDE) und des
Bundesverbandes des Deutschen Lebensmittelhandels (BVL). Hamburg, Regensburg

Glatthaar, Michael (2013): Tante Emmas Enkel. Hrsg.: Verein fir Regionalentwicklung
Werra-MeiBner e.V. und Werra-Meil3ner-Kreis. Eschwege



	BMVI-Online-Publikation, Nr. 10/2015
	Inhaltsverzeichnis
	Abbildungsverzeichnis
	Tabellenverzeichnis
	Kurzfassung
	Abstract
	1 Prozess: Anlass und Struktur
	1.1 Projektanlass
	1.2 Erarbeitungsprozess zur Regionalstrategie Daseinsvorsorge – Mobilität und Infrastrukturen
	1.3 Reflexion des Erarbeitungsprozesses

	2 Entwicklungsperspektiven: Demografie und Infrastrukturen
	2.1 Bevölkerungsentwicklung
	2.1.1 Bevölkerungsentwicklung 2003 bis 2011
	2.1.2 Ergebnisse der kleinräumigen Bevölkerungsprognose

	2.2 Infrastrukturentwicklung
	2.2.1 Allgemeinbildende Schulen
	2.2.2 Lebensmittelnahversorgung
	2.2.3 Hausärztliche Versorgung
	2.2.4 ÖPNV


	3 Handlungsbedarf: Differenzierung von Siedlungsbereichen
	3.1 Hintergrund und Zielsetzung einer Typisierung von Siedlungsbereichen
	3.2 Methodisches Vorgehen: Abgrenzung und Attributierung von Siedlungsbereichen
	3.3 Typenbildung und Zuordnung der Siedlungsbereiche
	3.4 Beschreibung der Ergebnisse
	3.4.1 Räumliche Verteilung der Siedlungstypen im Untersuchungsgebiet
	3.4.2 Vollausgestattete Versorgungsorte und Zentralörtliches System
	3.4.3 Abschätzung der Bevölkerungsverteilung auf Siedlungstypen unter abweichenden Annahmen

	3.5 Schlussfolgerungen

	4 Grundsätzliche Erkenntnisse und übertragbare Empfehlungen
	4.1 Standards der Daseinsvorsorge
	4.1.1 Nebeneinander verschiedener Standards auf Ebene der Bundesländer, Regionen und Landkreise
	4.1.2 Begrenzte Eignung regionaler Standards für lokale Probleme
	4.1.3 Abgrenzung öffentlich – privat / zivilgesellschaftlich

	4.2 Strategische Ansätze für den ländlichen Raum
	4.2.1 Typisierung von Siedlungsbereichen zur Differenzierung von Maßnahmen
	4.2.2 Entwicklung qualitativer Ansätze zur Sicherung ländlicher Infrastruktur
	4.2.3 Entwicklung intersektoraler, interkommunaler Daseinsvorsorgekonzepte
	4.2.4 Kombination regionaler Unterstützung und kommunaler Initiative
	4.2.5 Regionale Integration


	5 Empfehlungen für die Region
	5.1 Entwicklung eines Regionalnetzes
	5.1.1 Verfahren zur Bestimmung des Regionalnetzes
	5.1.2 Qualität im Regionalnetz durch Sicherung eines Taktsystems
	5.1.3 Linienoptimierung im Regionalnetz zur Erhöhung der Effizienz

	5.2 Anpassung der medizinischen Versorgung
	5.2.1 Identifikation unterversorgter Bereiche
	5.2.2 Profilierung des Landarztberufes
	5.2.3 Entwicklung von Modellen integrierter Versorgung

	5.3 Profilierung von „Schulen auf dem Land“, integrierte Schulentwicklung
	5.3.1 Landesweite Entwicklung von angepassten Konzepten
	5.3.2 Kommunale Kooperation
	5.3.3 Kooperation in der Schulorganisation

	5.4 Sicherung der Nahversorgung durch Konzepte und lokale Initiativen
	5.4.1 Entwicklung von Konzepten für Geschäfte, deren Verkaufsfläche kleiner als 400 m² ist
	5.4.2 Interkommunale Abstimmung von Geschäften, deren Verkaufsfläche größer als 400 m² ist

	5.5 Schaffung von Voraussetzungen für Flächenbetrieb
	5.5.1 Sammlung der im MDV-Gebiet bestehenden Erfahrungen mit flexiblen Bedienformen
	5.5.2 Entwicklung eines Qualitätsstandards und Bestimmung der Zuschussbereitschaft
	5.5.3 Entwicklung eines Kommunikationskonzepts für flexible Bedienformen
	5.5.4 Strategische Entscheidung über die Disposition im Rufbusnetz
	5.5.5 Entwicklung eines Betreibermarkts

	5.6 Schaffung eines Unterstützungssystems für das Ehrenamt
	5.6.1 Durchführung eines Pilotvorhabens zur Einführung eines Bürgerbusses
	5.6.2 Entwicklung einer regional angepassten Strategie zur Einführung von Bürgerbussen
	5.6.3 Schaffung eines Beratungsangebots für interessierte Kommunen und ehrenamtlich Tätige
	5.6.4 Schaffung technischer und organisatorischer Voraussetzungen für die Installation von Mitnahmesystemen

	5.7 Folgerungen zur Umsetzung der Empfehlungen
	5.7.1 Differenzierung der Daseinsvorsorge-Handlungsfelder nach Siedlungstypen
	5.7.2 Zuordnung der Daseinsvorsorge-Handlungsfelder zu räumlichen Ebenen
	5.7.3 Interkommunale und regionale Kooperation als Voraussetzung für eine erfolgreiche Sicherung der Daseinsvorsorge


	6 Ausblick
	7 Weiterführende Literatur und vielversprechende Beispiele




